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eichshaupk- und | efidenzftade Mien. 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag 4 Uhr Nachmittags. 


Nr. 27. Freitag, den 8. April 1892. 3 Jahrgang I. 


Pränum er ati onspreife: Für Wien: ohne Zuftellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl., 


„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 
Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactiouslocale im Nathhauſe. 


erhobene Beſchuldigung der Verletzung der Ehrfurcht vor Sr. Majeſtät 
dem Kaiſer zu widerrufen, oder aber aus dem Gemeinderathe zu ſcheiden.“ 
Ich ſtelle ſohin die ergebene Bitte: 


Der hochlöbliche Gemeinderath geruhe dies zur 
Hitzungen des Gemeinderathes. Kenntnis zu nehmen. 


Dient zur Kenntnis. 
Dienstag, den 12. April 1892 um 5 Uhr Nachmittags. 4. Ferner überreicht Herr Gem.⸗Rath Schneeweiß folgende 
Reſolution des demokratiſchen Vereines im III. Bezirke. 
Hochlöblicher Gemeinderath! 

Die am 28. März d. J. in Dreher's Saallocalitäten ſtattgefundene, 
von mehr als 1200 Wählern beſuchte Verſammlung des politiſchen Fortſchritts⸗ 
Vereines „Eintracht“ im III. Bezirke, hat einſtimmig folgenden Beſchlußs gefaſst: 

| „Die heutige Verſammlung erwartet, daſs der Gemeinderath der 

Stadt Wien den Vertrag mit der engliſchen Gasgeſellſchaft nicht ver- 

längern wird, dafs er vielmehr durch Errichtung ſtädtiſcher Gasanſtalten 

die Befreiung der Bevölkerung Wiens von dem Drucke der auswärtigen 
| Großcapitaliſten auf dieſem Gebiete durchführen wird.“ 
| 


4 N Ä il \ „Die heutige Verſammlung fordert den Herrn Bice-Bürgermeifter 
eme m 4 {u ). Dr. Albert Richter auf, die von ihm gegen Herrn Gemeinderath Steiner 


Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt⸗- und Reſidenzſtadt Wien vom 31. März 1892 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann Nep. 
Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter. 


Ich ſtelle ſohin die ergebene Bitte: f 

Der hochlöbliche Gemeinde rath der Stadt Wien 
N geruhe dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Würgermeifter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. Dient zur Kenntnis. 


1. Die Herren Gem.⸗Räthe v. Bachofen und Edlhofer Schriftführer Gem.⸗Rath Janotta: | 
haben ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung entſchuldigt. 5. Gem.⸗Rath Seiler überreicht folgende Reſolution: 
| 


_ A RER Der „Demokratische Verein im II. Bezirke“ hat in ſeiner Plenarverſammlung 
N 2. Herr Gem.⸗Rath Markl hat e vierwöchentlichen am 28. d. M. 1 einſtimmig beſchloſſen und beehrt ſich, an den 
Urlaub bewilligt erhalten. — Wird zur Kenntnis ges verehrlichen Gemeinderath der k. k. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien das höfliche 
nommen Erſuchen zu ſtellen, das in derſelben niedergelegte Petitum im Intereſſe der 
* Bevölkerung gütigſt berückſichtigen zu wollen. g 
Reſolution: . 
„In Erwägung, dafs die Berathung des communalen Budgets 
pro 1892 infolge der erſt vor kurzem zuſtande gebrachten Einverleibung 
der Vororte mit Wien ſehr verſpätet — in der zweiten Hälfte März 1892 
— begonnen werden konnte; N 4 
in Erwägung, dafs es ein dringendes Intereſſe ebenjo der Commune 
wie der arbeitſuchenden Bevölkerung iſt, daſs mit der Vornahme der 
öffentlichen Arbeiten — Straßenherſtellung, Canalbauten ꝛc. — ſowie 
auch der Hochbauten ſofort begonnen werde; oo 
in Erwägung, daßs gar kein Grund vorhanden iſt, weshalb bei 
der Budgetberathung nicht mit der Gruppe der öffentlichen Arbeiten und 
der Hochbauten begonnen werden kann, beſchließt der „Demokratiſche 
Verein im II. Bezirke“ in ſeiner Plenarverſammlung am 28. d. M., 
1 a der k. k. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien höflichſt zu 
erſuchen, 


Ich erſuche, den Ein lauf bekanntzugeben. 


Schriftführer Gem.-Rath Janotta: 

3. Gem.⸗Rath Schneeweiß überreicht eine Reſolution 
des politiſchen Fortſchrittsvereines „Eintracht“ im III. Bezirk um 
Widerruf der gegen Herrn Gem.-Rath Steiner erhobenen DBe- 
ſchuldigung wegen Verletzung der Ehrfurcht vor Sr. Majeſtät dem 
Kaiſer. 

Hochlöblicher Gemeinderath! 


Die am 28. März d. J. in Dreher's Saallocalitäten ftattgefundene, 
von mehr als 1200 Wählern beſuchte Verſammlung des politiſchen Fortſchritts⸗ 
vereines „Eintracht“ im III. Bezirk hat einſtimmig folgenden Beſchluſs gefasst: 
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Im Intereſſe der Bevölkerung Capitel 6 des Bud- | möchte doch die Anſchauungen des Herrn Referenten hierüber 


gets und jene Poſitionen des Budgets, welche die 
Hochbauten betreffen, vor allen anderen Capiteln in 
ſofortige Berathung zu ziehen. 

Dient zur Kenntnis. 

Gem.⸗Rath Frambauer (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich muss mir eine Bemerkung erlauben betreffs der 
geſtrigen Abſtimmung über die Subvention des Vereines für 
Fremdenverkehr. Es haben nämlich 28 Herren dafür und 17 
dagegen geſtimmt. Es beträgt alſo das Stimmenverhältnis 45. 
Nachdem laut Statut bei einer Abſtimmung 46 Mitglieder anweſend 
fein müſſen, fo glaube ich, Herr Bürgermeiſter, daſs dieſer Beſchluſs 
null und nichtig iſt. 

Vürgermeiſter: Das iſt vollſtändig unrichtig. Zur Beſchluſßs⸗ 
faſſung ſind 46 Herren nothwendig. 

Gem.-Rath Trambaner: Ich bitte, es waren nicht ſo 
viele da. 

Nürgermeiſter: Laſſen Sie mich reden, wenn ich eine Auf— 
klärung geben will. Für den Beſchlußs entſcheidet die abſolute 
Mehrheit der Anweſenden, mithin iſt der Beſchluſs, wenn er fo 
zuſtande kam, wie der Herr Gemeinderath ſagte, vollſtändig giltig 
gefaſst worden. Das iſt ſchon oft dageweſen. (Widerſpruch links.) 
Meine Herren! Es iſt immer ſo geweſen. 

HGem.-Nath Weitmann (zur Geſchäftsordnung): Ich con- 
ſtatiere, daſs ich genau beobachtet habe, dass nur ein einziger Herr 
es war, der nicht mitgeſtimmt hat, und das war Gem.-Rath Seiler. 
(Rufe: Das find ja 46!) Wir anderen Gemeinderäthe haben ſonſt 
ſämmtlich dafür oder dagegen geſtimmt. 

Bürgermeiſter: Es iſt ja vollſtändig in Ordnung; wenn 
46 Mitglieder hier find, entſcheidet zu einem giltigen Beſchluſſe 
die abſolute Mehrheit der Anweſenden; alſo iſt der Beſchluſs giltig 
gefaſst. | 

Wir ſchreiten zur Fortſetzung der Debatte über den Haupt: 
voranſchlag. (Die Referenten begeben ſich an den Referententiſch.) 

6. Referent Gem.⸗Nath Voſchan: Seite 38, Rubrik XI, in 
den Einnahmen: „Steuerexecutionsgebüren“ 80.000 fl., „Seque⸗ 
ſtrationsgebüren“ 4150 fl. 

Bürgermeifter: Keine Einwendung. Angenommen. 

Referent Gem. -Rath Voſchan: Seite 39, Rubrik XI, in 
den Ausgaben: „Bezüge des Perſonales des Steuerexecutionsamtes“ 
108.450 fl.; „Auslagen für die Durchführung der Steuer— 
ſequeſtration“ 2410 fl. 

Bürgermeiſter: Wenn ſich niemand zum Worte meldet, fo 
nehme ich an, dass die Poſt angenommen wird. 

Gem.⸗Nath Trambauer: Ich möchte mir nur eine Anfrage 
an den Herrn Referenten erlauben. Die Summe für die Steuer⸗ 
execution iſt mit 108.450 fl. eingeſtellt worden. Im vorjährigen 
Präliminare waren 78.759 fl. 64 kr. eingeſetzt. Nun kommen aber 
auf die einverleibten Vororte 21.681 fl. Dieſe ſollen auf 30 Steuer⸗ 
amtsdiurniſten und 15 Executionsmänner verwendet werden, letztere 
mit einem Taglohn von 1 fl. 5 kr. Es iſt das ſchon eine außer⸗ 
ordentlich geringe Entlohnung; ſelbſt die Steueramtsexecutions⸗ 
diurniſten bekommen auch nur 650 fl. Ich bin der Meinung, dass 
wir mit dieſem Perſonal im Verhältnis zur Bevölkerung der 
Vororte nicht auslangen werden; die Vororte haben 600.000, die 
alten zehn Bezirke 800.000 Einwohner. Mithin dürfte dies nicht 


richtig ſein und jedenfalls eine Mehrauslage herauskommen. Ich 


kennen lernen. 

Referent Hem.- Rath Noſchan: Im voraus kann man das 
unmöglich beſtimmen; die Buchhaltung hat auf Grund des facti- 
ſchen Ergebniſſes im Vorjahre für die alten Bezirke und die 
große Anzahl der zu dieſem Zwecke Angeſtellten die Poſt mit 
dieſem Betrage eingeſetzt. Nun wollen wir abwarten, wie die 
Sache ſich im nächſten Jahre für das große Gebiet von Wien 
geſtalten wird und welchen Erfolg wir erzielen werden. | 

Bürgermeiſter: Eine Einwendung wird nicht erhoben? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es liegt eine Reſolution des Herrn Gem.-Rathes Grünbeck 
vor, welche lautet (liest): 


„In Erwägung, dass die Erwerbsverhältniſſe in Wien notoriſch ſchwierig 
find, und wie die Ereigniſſe der letzten Tage eclatant bewieſen haben, Arbeits- 
loſigkeit, Elend und Noth in kaum geahnter Weiſe beſtehen; 

in Erwägung, dajs die Inangriffnahme der zur Hebung der wirtſchaft— 
lichen Mifere in Ausſicht geſtellten Arbeiten nicht abzuſehen iſt und der Ver⸗ 


dacht begründet erſcheint, daſss es nicht allen betheiligten Factoren Ernſt iſt, 


die projectierten Nothſtandsarbeiten in dieſem Jahre auch wirklich zur Aus- 
führung gelangen zu laſſen; 

in Erwägung, dajs insbeſondere die von den kleineren Steuerträgern 
zu entrichtenden öffentlichen Abgaben derart drückend find, das eine ein⸗ 


| jchmeidende Steuerreform zur Erhaltung der Steuerkräftigkeit der Bevölkerung 


dringlich erſcheint, jedoch nicht für die nächſte Zukunft erwartet werden kann; 

in Erwägung endlich, daſs bis zum Zeitpunkte der Geſundung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der gerechten Vertheilung der Steuerlaſt durch 
adminiſtrative Verfügungen der Bevölkerung die ſo nothwendige Erleichterung 
. werden kann, erklärt der Gemeinderath der Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien: 

Es iſt Pflicht der mit der Steuerveranlagung und Einbringung betrauten 
Behörden und Organe, nebſt dem fiscaliſchen auch das Intereſſe der Steuer⸗ 
träger im Auge zu behalten, die Steuerzahler auf die denſelben geſetzlich zu— 
ſtehenden Erleichterungen aufmerkſam zu machen und bei Eintreibung von 
Steuerrückſtänden mit thunlichſter Rückſichtsnahme vorzugehen.“ 


Ich erſuche jene Herren, welche der Anſchauung find, dafs 
dieſe Reſolution zur Vorberathung dem Stadtrathe zu überweiſen 
ſei, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Gruppe III, „Gemeinde⸗ 
vermögen“, Seite 42, Rubrik XII. Unbewegliches Vermögen: Miet⸗ 
zinſe von Häuſern; effective Zinſe ſammt Nebengebüren: 319.320 fl. 

Commiſſions Referent K. M. Mayer: Die Budget: 
Commiſſion hat, um verſchiedenen Anregungen und Klagen, die 
ſeit einigen Jahren laut geworden ſind, gerecht zu werden, den 
Beſchluſs gefasst, den ich Ihnen vorzulegen mir erlaube: Der 
Magiſtrat habe Anträge zu ſtellen, auf welche Weiſe 
die Wohnungs vermietung in den der Gemeinde gehörigen 
Häuſern leichter und zweckentſprechender bewerkſtelligt 
werden könnte. Ich glaube, das liegt auch im Intereſſe der 
Einnahmen der Gemeinde, weil durch eine raſchere und einfachere 
Erledigung der Anfragen von Leuten, welche Wohnungen mieten 
wollen, auch vielleicht gewiſſe Wohnungen, die ſonſt ſchwer anzu- 
bringen find, leichter zur Vermietung kommen. Ich bitte, dieſen 
principiellen Antrag gütigſt zu genehmigen. | 

Gem.-Nath Bartl: Ich kann nicht umhin, bei dieſer Ge- 
legenheit ſowohl den löblichen Gemeinderath als insbeſondere das 
geehrte Präſidium auf eine Poſt aufmerkſam zu machen. In der 
Anmerkung finden Sie Folgendes (liest): „Für die überlaſſung 
der Getreidemarktkaſerne zur Benützung der k. und k. Militärver— 
waltung wurde auf Grund des Einquartierungsgeſetzes der Betrag 
von 20.960 fl. als Jahreserträgnis an Emquartierungsgebüren 
für den Belegraum von dem k. und k. Staatsärar angeſprochen.“ 
Ich habe dieſe Angelegenheit durch eine Reihe von Jahren verfolgt 
und habe auch einigemale das geehrte Präſidium diesbezüglich 
interpelliert, wie weit dieſe Angelegenheit gediehen iſt. Wir wurden 
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mit dieſem Betrage ſeinerzeit von der Statthalterei abgewieſen und 


iſt die Angelegenheit an die höhere Inſtanz geleitet worden. Seit 
dieſer Zeit haben wir wieder nichts gehört. Meine Herren, be- 
denken Sie, dajs auf Seite 89 des Special-Ausweiſes gejagt: wird 
(liest): „Für dieſes Object wird kein Zinswert durchgeführt, da 
die Commune auf Grund des Einquartierungsgeſetzes vom 11. Juni 
1879 Anſpruch auf die Einquartierungsgebüren für den Beleg⸗ 
raum erhebt.“ Seit 1879 haben wir aber noch keinen Kreuzer 
bekommen. Es wurden damals per Jahr 20.960 fl. feſtgeſetzt. 

Wenn Sie bedenken, daj8 die Getreidemarktkaſerne von der 
Commune erhalten wird und mitunter Adaptierungen im Betrage 
von 6000 bis 8000 fl. nothwendig macht, ſo iſt zu bedauern, 
dass dieſe Angelegenheit bis jetzt noch nicht, und zwar zu Gunſten 
der Commune Wien, zum Abſchluſſe gekommen iſt. 

Ich möchte alſo bei dieſer Gelegenheit den Herrn Bürger— 
meiſter erſuchen, dieſe Sache im Auge zu behalten; er möge auf 
dieſes Object ſeine Aufmerkſamkeit richten, damit dieſe Angelegenheit, 
und zwar, wie ich erwarte und hoffe, zu Gunſten der Commune 
Wien durchgeführt werde. 

Nürgermeiſter: Der Herr Referent hat das Schlusswort. 
(Derſelbe verzichtet.) Keine Einwendung gegen dieſe Poſt? (Niemand 
meldet ſich.) Angenommen. 

Ferner liegt der Antrag der Budget— Commiſſion vor, der 
Magiſtrat habe Anträge zu ſtellen, auf welche Weiſe 
die Wohnungs vermietung in den der Gemeinde Wien 
gehörigen Zins häuſern in leichter und zweckentſprechender 
Weiſe bewerkſtelligt werden könnte. 

Die Herren werden einverſtanden fein, dass dieſer Antrag an 
den Stadtrath geht. (Nach einer Pauſe.) Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Referent Gem.⸗Rath VNoſchan: Seite 44, Rubrik XII, 
Poſt 1 b, „Durchgeführte Zinswerte“. Die betreffenden Gegen⸗ 
Poſten ſind in der Anmerkung ſpecificiert. 

Gem.-⸗Nath Dr. Tueger: Dieſe Poſt ſteht theilweiſe im 
Zuſammenhange mit der nächſten Poſt, „Durchgeführte Zinswerte“. 
Es findet ſich unter XII 1b unter „Durchgeführte Zinswerte“ 
ein Betrag von 13.000 fl. für das Polizeigefangenhaus. Nun bin 
ich der Meinung, dafs wir nach dem neuen Geſetze nicht mehr 
verpflichtet ſind, dieſes Polizeigefangenhaus beizuſtellen. Es findet 
fi) auch ſpäter die Bemerkung, dafs mit den 500.000 fl. alles 
abgethan iſt. 

Ich würde beantragen, daſs der Betrag von 13.000 fl. 
hier ausgeſchieden und bei Poſt la „Effective Zinſe 
ſammt Nebengebüren« eingeſchaltet werde, jo daſs dieſe 
Poſt um 13.000 fl. vermehrt und die nächſte Poſt um 
13.000 fl. vermindert wird. 

Ich empfehle Ihnen dieſen Antrag zur Annahme. 

Referent Gem.⸗Rath Voſchan: Von Seite des Stadt⸗ 
rathes wurde in dieſer Angelegenheit ein Beſchluſs gefaſst und im 
eigenen Wirkungskreiſe an den Magiſtrat geleitet, dahingehend, 
der Magiſtrat habe zu berichten, ob die Polizei-Direction nicht zu 
erſuchen ſei, für die Benützung der Localitäten im ſtädtiſchen 
Gefangenhauſe einen Zins zu entrichten, nachdem die Leiſtungen 
der Gemeinde zum Polizeiaufwande im § 40 des Statuts mit 
einem Betrage von 500.000 fl. jährlich begrenzt find und die Ge— 
meinde zur unentgeltlichen Beiſtellung eines Locales nicht ver⸗ 
pflichtet iſt; das iſt ex Stadtrath an den Magiſtrat gegangen, 
iſt alſo im Zuge und es wird demnächſt darüber berichtet werden. 
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Gen.-Rath Dr. v. Billing: Ich möchte conſtatieren, dass 
dieſer Bericht des Magiſtrates bereits vorliegt, ſich in meinen 
Händen als zum Referate befindet und dass ich demnächſt darüber 
Bericht erſtatten werde. Dieſe Frage wird aber thatſächlich noch 
der Verhandlung bedürfen, und ich glaube daher, dajs es gut iſt, 
wenn vorläufig der Zins bleibt. Es werden noch andere durch— 
geführte Zinſe im nächſten Jahre auszuſcheiden ſein, nämlich für 
die Gemeindearreſte, nachdem dieſelben vom Jänner nächſten Jahres 
an aufgelaſſen werden. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Gerade dasjenige, was die beiden 
Herren Vorredner, nämlich der Herr Referent und der Gem.-Rath 
Dr. v. Billing, erwähnt haben, beſtimmt mich, Sie dringend 
zu bitten, meinen Antrag anzunehmen, denn ſonſt könnte eventuell 
in der Einſtellung dieſer Summe in die Rubrik „Durchgeführte 
Zinswerte“ das Zugeſtändnis erblickt werden, dass wir dieſen Betrag 
auch zu bezahlen verpflichtet ſeien. Für das Budget iſt ja das 
gleichgiltig, und ich habe meinen Antrag nur geſtellt mit Rückſicht 
auf die mir bekannte Wichtigkeit der Frage, die hier zur Ent⸗ 
ſcheidung kommt, und weil ich der Meinung bin, dafs wir hier 
nicht durch unſere eigenen Beſchlüſſe ein Mittel ſchaffen ſollen, 
welches die Gegner gegen uns anwenden könnten. Daher bitte ich 
dringendſt, meinen Antrag anzunehmen, denn er liegt im eminenten 
Intereſſe der Gemeinde. 

Gem.-Nath Tagleicht: In der e dul zu Post 13 finde 
ich eine Poſt: „Linienamtsgebäude in der Burggaſſe und Weg- 
mauthäuschen bei der Hundsthurmerlinie“ mit 1830 fl. Ich 
erlaube mir die Anfrage an den Herrn Referenten, wie es ſich mit 
dieſer Einnahmspoſt verhält? 

Referent Gem. Nath NVoſchan: Das iſt ein durchgeführter 
Zinswert, der in der Einnahme und Ausgabe erſcheint. Es ſind das 
Häuſer, die ſich im Beſitze der Gemeinde befinden und daher wird der 
Zins nur durchgeführt. Was die Anregung des Herrn Dr. Lueger 
betrifft, fo bin ich zwar der Meinung, dass durch die Einſtellung 
dieſer Poſt in unſer Präliminare noch kein Präjudiz geſchaffen 
wird, und daſs ſich niemand darauf berufen könnte, um eine Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinde daraus zu deducieren, daſs fo etwas in 
unſerem Budget ſteht, aber wenn die Herren es für zweckmäßiger 
halten, dieſe Poſt hier auszuſcheiden, ſo habe ich von meinem 
Standpunkte aus keine Einwendung dagegen, auch nicht bezüglich 
der Poſt von 6150 fl. für die Gemeindearreſte. 

Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Jeue Herren, 
welche dafür find, dafs aus den durchgeführten Zinswerten die Pot 
für das Polizei⸗Gefangenhaus per 13.000 fl. ſowie die für die 
Gemeindearreſte per 6150 fl. ausgeſchieden und in die Poſt 
„Effective Zinswerte“ eingeſtellt werde, bitte ich die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. Ich bitte fortzufahren. 

Referent Gem.-Nath Voſchan en Seite 46, „Pacht⸗ 
ſchillinge für ſtädtiſche Gründen 113.300 fl. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Als im Jänner des laufenden 
Jahres im Gemeinderathe die Berathungen bezüglich der Verkehrs- 
anlagen gepflogen wurden, habe ich den Antrag geſtellt, der löbliche 
Gemeinderath wolle beſchließen, daſs auch der XI. Bezirk in das 
Verkehrsnetz der Stadt Wien einbezogen werde, und es hat. mich 
befriedigt, daſs der löbliche Gemeinderath über Befürwortung des 
Stadtrathes auf dieſen meinen Antrag. eingegangen, ja noch mehr, 
dafs beſchloſſen worden iſt, ſchon in der erſten Bauperiode 
Simmering zu berückſichtigen. Ein ſehr wichtiges Motiv dieſes 
meines Antrages war nicht. bloß. die Abſicht, das Verkehrsweſen 
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zu u fördern, ſondern auch der Wunſch, den Wert der daſelbſt befind⸗ 


lichen Grundſtücke namentlich bezüglich der Induſtrie zur Geltung 
zu bringen. 

Das iſt im innigſten Zuſammenhange mit dieſer Rubrik, weil 
in der Rubrik „Pachtſchillinge für ſtädtiſche Gründe“, auch Pacht⸗ 
ſchillinge von einem Grundbeſitze in Simmering, der jetzt der 
Groß⸗Commune Wien gehört, inbegriffen ſind. Die Groß⸗Commune 
Wien beſitzt im XI. Bezirke, reſpective in Simmering, eine Area 
von 302 Joch 147 U. Davon find 128 Joch 42 U um 
den Zins von 182.000 fl. an das k. k. Kriegsärar verpachtet, 
worüber geſtern eine Verlängerung der Pachtperiode auf fünf Jahre 
beſchloſſen wurde. 

Nun, meine Herren, das iſt ein Gegenſtand, der für uns 
große Bedeutung hat, rund 302 Joch 147 Os repräſentieren 
ein Ausmaß, nach Klaftern gerechnet, von 483.200 Us. 
Wenn es nun wirklich zuſtande kommt, daſs Simmering als 
Induſtrieort zur Geltung gelangt, was nur durch Einbeziehung 
in das Verkehrsnetz möglich iſt, fo kann es gelingen, dajs eine 
Quadratklafter um 5 fl. ſehr leicht verkauft wird. Ich muss nur 
darauf hinweiſen, dafs uns bereits im Jahre 1872 Gelegenheit 
geboten wurde, die Area, welche ich vorhin angeführt habe, 
beziehungsweiſe einen Theil derſelben um 4 Millionen an die 
Anglobank zu verkaufen. Nun repräſentiert das ein Ausmaß von 
483.200 D°, und zu 5 fl. gerechnet, einen Kaufpreis von 
2, 416.000 fl. Wenn Sie aber noch jene Theilfläche berückſichtigen, 
welche an das k. k. Kriegsärar verpachtet iſt, das ſind 128 Joch 
oder 204.800 U, und Sie nehmen es zu 5 fl. an, fo 
repräſentiert das ein jährliches Einkommen von 50.960 fl. 

Wie ſteht die Sache nun im Budget? Im Budget beträgt 
das ganze Einkommen aus den ſtädtiſchen Gründen bloß 113.000 fl.; 
das ſteht in keinem Verhältniſſe zu dem möglichen Werte, welcher 
erzielt werden könnte. Wir müſſen berückſichtigen, das unſere 
Gründe in Simmering in das Inventar bloß mit dem Werte von 
143.904 fl. eingeſtellt werden, und das hat ſeinen Grund darin, 
weil ſie gegenwärtig nicht beſſer nutzbringend gemacht werden 
können. Sie ſind ſo gering veranſchlagt mit Rückſicht auf das 
Gebüren⸗ Aquivalent, welches die Commune bezahlen muſs und 
nicht übermäßig bezahlen möchte. Es iſt nun von ungeheuerer 
Wichtigkeit, meine Herren — und ich bitte, mich darin zu umter- 
ſtützen —, den Weg, welchen ich vorſchlagen werde, zu betreten. 
Es iſt beſchloſſen worden, dafs der XI. Bezirk in das Verkehrs- 
netz der Stadtbahn einbezogen werde, und zwar in der erſten Bau: 
periode, und wie mir näher aufgeklärt wurde, ſoll bezüglich der 
Wünſche, welche wir leider nicht als Forderungen, ſondern nur 
als Wünſche zur Geltung bringen konnten, eine Petition an die 
hohe Regierung gerichtet werden, damit ſie dieſen Wünſchen Rech⸗ 
nung trage. Nun haben wir bereits wieder eine Seſſion des Land⸗ 
tages und es iſt bisher keine Petition vorgelegt worden. Es mußs 
uns aber daran gelegen ſein, dieſen Grundbeſit einmal zu größerem 
Werte zu bringen. Denn wenn wir aus dem Verkehrsnetze aus— 
geſchloſſen werden und dieſer Moment verpaſst wird, jo bleibt 
dieſe Poſt mit dem Capitalswerte von 143.000 fl. eingeſtellt und 
iſt das Einkommen aus derſelben ein minimales. Deshalb ſtelle 
ich den Antrag und bitte die Herren, denſelben zu acceptieren: 
Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: Es ſei 
eine Petition an den hohen Landtag dahin zu richten, 
dass die hier im Jänner gefaſsten Beſchlüſſe und 
beſchtoſſ enen Wünſche bezüglich der Verkehrsanlagen 
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hohen Landtage genehmigt werden. Darunter 
ſelbſtverſtändlich auch die Beſchlüſſe bezüglich der Ein⸗ 


verleibung des XI. Bezirkes in das“ Verkehrsnetz. 


Bürgermeifler: Ich muss bemerken, daſs dieſer Antrag nicht 
mit dem Budget zu thun hat; der geehrte Herr Vorredner möge 
dieſen Antrag ſelbſtändig einbringen, dann wird er geſchäfts— 
ordnungsmäßig behandelt werden. Aber bei der Budgetpoſt „Pacht⸗ 
ſchillinge für ſtädtiſche Gründe“ eine Petition beſchließen, die etwas 
ganz anderes betrifft, geht doch nicht. 

Gem.-Rath Dr. Linke: Ich bitte um das Wort zur 
Geſchäftsordnung; ich will nur aufklären, in welchem Zuſammen⸗ 
hange das mit dem Budget ſteht; übrigens glaube ich es ſchon 
aufgeklärt zu haben . | 

Bürgermeiſter: Ich bitte, den Antrag ſelbſtändig einzubringen, 
beim Budget geht das nicht. Ich kann nicht über die Sache hinaus⸗ 
gehen laſſen. 

Gem.⸗Nath Dr. Linke: Wenn ich nicht reden darf — 
übrigens glaube ich mich deutlich genug ausgedrückt zu haben, 
daſs jeder der Herren Collegen weiß, in welchem Zuſammenhange 
die Sache ſteht. u 

Bürgermeifler: Ich bitte, entſchuldigen Sie, das gehört 
nicht hieher und es kann darüber nicht abgeſtimmt werden. Wünſcht 
noch jemand das Wort? 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich bin durch einen Privaten 
von Folgendem verſtändigt worden: Der Wiener Eislaufverein 
hat ein geradezu glänzendes Erträgnis. Ich habe hier einen 
Betriebsconto der Saiſon 1890/91, der einen überſchuſs von 
17.928 fl. 54 kr. ausweist, und wiſſen Sie, was für ein Platzzins 
für den Rieſenplatz bezahlt wird? Der Verein zahlt 1130 fl. Wenn 
Sie bedenken, daſs der Platz dort nur von den Wohlhabenden 
benützt werden kann, weil das Eintrittsgeld ſehr bedeutend iſt und 
die Karten auch ſehr theuer find? — ich glaube, es mußs ein 
Gründungsbeitrag von 20 fl. bezahlt werden und die Jahreskarte 
koſtet 7 fl. —, dann müſſen Sie ſagen, es geſchieht den Armen 
nichts. Ich empfehle Ihnen daher, ſehr geehrte Herren, über dieſen 
Punkt nachzudenken. Das ſcheint mir wirklich eine Verſchleuderung 
des Gemeindevermögens zu ſein, und es wäre vielleicht zweckmäßiger, 
die Sache ſelbſtändig in die Hand zu nehmen, damit der Schuljugend 
dieſer Platz eher zur Verfügung ſtehe, als anderen Perſonen. 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich ſtaune darüber, daſs die Ein⸗ 
nahmen betreffs dieſes Platzes als zu gering angeſchlagen werden. 
Wenn dieſer Platz nicht vermietet wäre, ſo würde er jedenfalls 
leer bleiben, und weil er durch den Eislaufverein benützt wird, 
fördert er die Geſundheit jener Theile der Bevölkerung, welche 
dort ihrem Vergnügen nachgeht; daher ſoll dieſe Poſt unberührt 
gelaſſen werden. « | 

Gem.⸗Nath Dr. Cueger: Ich ſtelle ja gar keinen Antrag. 

Vürgermeiſter: Es iſt ja gar kein Antrag geſtellt, ſondern 
nur eine Anregung gegeben worden. 

Gegen die Poſt iſt keine . 1 einer a .) 
Angenommen. 

Neferent Gem.-»Nath Voſchan: Ich habe zur vorigen. Poſt 
nachzutragen, dass rückſichtlich der Vororte der Betrag von 870 fl. 
für die Gemeindearreſte eingeſtellt iſt, welcher logiſcherweiſe eben⸗ 
falls zu entfallen hat, nachdem wir die Gemeindearreſte über⸗ 
nommen haben. a 

Bürgermeifler : Iſt ſelbſtverſtändlich. 
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Referent Gem.⸗Rath Noſchan: Seite 48, „Ertrag aus 
den ſtädtiſchen Steinbrüchen 146.200 fl.“ Dieſe Poſt bildet aber 
nicht das wirkliche Erträgnis, ſondern nur die Brutto⸗Einnahmen, 
während die Ausgaben auf der anderen Seite erſcheinen. Die 
Steinbrüche haben ein beiläufiges Erträgnis von 22.000 fl. 
„Ertrag der Gemeindewälder 1050 fl., ſonſtige Einnahmen 
2620 fl.“ 

Jetzt kommen wir zu den Ausgaben Seite 43, „Unbewegliches 
Vermögen, ordentliche Ausgaben, landesfürſtliche, Grundſteuer 
ſammt Zuſchlägen 12.050 fl., Hauszinsſteuer und Fpercentige 
Steuer der hauszinsſteuerfreien Gebäude ſammt Zuſchlägen 
79.830 fl., Gebürenäquivalent 20.570 fl.“ ö © 

Nun kommt der Betrag für die „Erhaltung und Reparaturen 
der Realitäten der reinen Zinshäuſer 19.710 fl.“ 

Gem.⸗Nath Dr. Sueger: Ich möchte den Herrn Referenten 
aufmerkſam machen, daſs aus der Anmerkung zu XII 4 a hervor⸗ 
geht, dass in dieſer Poſt inbegriffen ſind 4000 fl. für das ſtädtiſche 
Aſyl⸗ und Werkhaus, u. zw. mit Rückſicht auf die erforderliche 
Erneuerung der. Dacheindeckung. Nun wird. der Herr Referent 
zugeben, dass das ſtädtiſche Aſyl⸗ und Werkhaus gewifßs nicht ein 
reines Zinshaus, ſondern ein reines Anſtaltsgebäude iſt. Es iſt 
mir geradezu unbegreiflich, wie dieſe Summe unter dieſe Poſt 
gekommen iſt. Ich würde daher beantragen, dass dieſe Poſt von 
4000 fl. hinüber verſetzt werde unter lit. b, wo ſie hingehört. 

Aber dann möchte ich mir auch ſachlich zu dieſen 4000 fl. 
etwas zu bemerken erlauben. Es betrifft dieſe Reparatur offenbar 
jenes Gebäude, welches im X. Bezirke gelegen iſt. Dieſes Gebäude 
haben wir vor wenigen Jahren — es dürften vielleicht drei Jahre 
ſein — übernommen. Damals haben wir es mit rieſigen Koſten 
adaptiert und jetzt finden Sie wieder 4000 fl. für eine neue Dach⸗ 
eindeckung. Meine Herren! Wenn ein anderer Hausbeſitzer ſolche 
a machen müſste, fo müfste jeder Hausbeſitzer, ſelbſt wenn 
ſein Haus nicht belaſtet iſt, bald ein Bettler werden. Ich würde 
bitten, daſs uns hier eine kleine Aufklärung. an wird, wieſo 
denn dies möglich iſt. 

Referent Gem. Nath Holden: 
diefer Poſt unter lit. a betrifft, 
Grunde, weil das Haus von dem Verſorgungsfonde gewiſſermaßen 
gemietet iſt, und nachdem bisher der Verſorgungsfond als eine 
ſeparate juriſtiſche Perſon betrachtet wurde, 
unter die Zinshäuſer kommen, weil wir davon Zins einnehmen, 
geradeſogut wie von den e ein Zins e 
erſcheint. 

Was die 4000 fl. betrifft, io mufs ich bemerken, dass, wie 
die Herren wiſſen, das Gebäude zu einem verhältnismäßig billigen 
Preiſe erworben wurde. Man hat eine aufgelaſſene Fabrik erworben, 
die ſich in einem etwas verwahrloſten⸗ Zuſtande befunden hat. 


Was die Einfteltung 


Das Haus hat eine Million gekoſtet, und wir haben es um circa 


190.000 fl. gekauft. Nun wurden ſeinerzeit im Gemeinderathe 
weitgehende Anträge auf Adaptierungen geſtellt. Ich glaube, der 
Gemeinderath hat ſehr ſtark davon geſtrichen, fo: dafs man nicht 
alles durchführen konnte, was nothwendig war. Wir haben daher 
hinterher noch Koſten gehabt, da wir 1 . Gebäude 
nicht verfallen laſſen können. — 

Gem.-Rath Matthies: Ich habe: ſenerzeit das Reſerat 
betreffend die⸗ Adaptierung dieſes Gebäudes gehabt. Ich kann hier 
nur verſichern, dass wir damals die Adaptierung: von den 17.000, fl., 
welche der Gemeinderath bewilligt hat, vorgenommen haben. Nun 


wurden nur vorläufig repariert. 


fo erfolgte dieſelbe aus dem 


muſste dieſes Haus 
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scheint es, dafs in den beiden Höfen, welche 11.000 m? groß 
ſind und damals nur mit Pappendeckel gedeckt waren, Reparaturen 
nothwendig ſind. Dieſe Dächer waren ſchon damals ſchlecht und 


Gem.-Nath Hawranek: Ich mußs es beſtätigen, da ich 
damals auch in der Augenſcheinscommiſſion geweſen bin. Damals 
wurde die für Reparaturen beantragte Summe von 17.000 fl. 
auf einen kleineren Betrag reſtringiert. Es wurde ein Brunnen ge- 
graben, die Dächer ausgebeſſert, darunter auch die mit Pappe 
gedeckten. Dieſe Dächer werden mit der Zeit ſchlecht, fo dass der 
Regen hineinkommt. Jedenfalls wird jetzt mit Schiefer oder mit 
Ziegeln gedeckt werden. 

Referent Gem. Kath Noſchan: 
zu bemerken. 

Bürgermeiſter: 
haltenen Aufklärung noch auf 

Gem.-Rath Dr. Tueger: 
zurück. 

Vürgermeiſter: Demnach iſt dieſe Bolt: genehmigt. 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Rubrik XII, = 4 b. 
„Der Amts⸗ und Anſtaltsgebäude“ 34.240 fl. | 

Gem.-Nath Brauneiß: Es ift mir die Beſchwerde zu Ohren 
gekommen, dass in die Amtslocalitäten des Amtshauſes im XIV. 
und XV. Bezirke die Beamten gedrängt beiſammen ſitzen. Dort 
ſitzen vier Beamte in einem Bureau beiſammen. Dieſe haben 
täglich Parteien vorzuladen, die über Steuer-, Zuſtändigkeits⸗, 
Bürgerrechtsang elegenheiten u. ſ. w. einvernommen werden. Da 
die Parteien kein Vorzimmer haben, in dem ſie warten können, 
find fie alle im Bureau drinnen. Ich glaube, dass die Herren 
Beamten, wenn alle Parteien anweſend ſind, das Amtsgeheimnis 
nicht recht wahren können, und das daher das geeignete veranlaſst 
werden ſoll, daſs die Beamten mit einer Partei allein ſeien, nicht 
auch daſs alle anderen Parteien im Bureau ſind. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung; angenommen. 

Referent Gem.⸗Nath Voſchan (liest): Seite A, „Erhaltung 
und Reparatur der Schulhäuſer“ 109.930 fl. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Unter dieſer Poſt befindet ſich auch 
eine Neuanlage, nämlich die Herſtellung einer Lüftungsanlage in dem 
Schulgebäude im VII. Bezirke im Betrage von 3770 fl. Ich werde 
beantragen, daſs hiefür eine Subpoſt eingeſtellt werde, 
damit das nicht immer erwähnt werden muſs und man genau 
weiß, was wirklich die Erhaltungskoſten für Neuanlagen ſind. 
Ich ſtelle weiters den Antrag, daſs in ſpäteren Jahren dieſe 
Poſt von 109.980 fl. denn doch etwas ſpecialiſiert 
werde. Sie finden in der Anmerkung, dafs zum Beiſpiel für 
Erhaltung und Reconſtruction der Heizanlagen nicht weniger als 
24.000 fl., für Erhaltung und Reconſtruction der Gas- und Waſſer⸗ 
leitungs⸗Anlagen 11.500 fl. präliminiert find. Das müſste denn 
doch etwas ſpecialiſiert werden, damit man auch weiß, für welche 
Schulen dieſe Auslagen gemacht werden. Ich ſtelle keinen Antrag, 
bitte aber, dieſe Anregung für die Zukunft zu beachten. 5 

Gem.⸗Rath Vrauneiß: Es wurde ſeinerzeit der. Antrag 


Ich habe weiter nn 


Beſtehen Herr Dr. Yueger 00 der er⸗ 
Ihrem Antrage? 
Ich ziehe denſelben vr 


eingebracht, daſs in den Schulen des XIV. Bezirkes das Waſſer 


eingeleitet werden ſoll. Das iſt bis heute noch nicht. geſchehen; 
ich möchte daher bitten, daſs es bei nächſter Gelegenheit geſchehe. 

Gem.-Nath Steiner: Ich will der gegenwärtigen. Gemeinde⸗ 
verwaltung keinen Vorwurf machen, denn die übernommenen 
Schulen in den Vororten befinden ſich in einem ehr traurigen 
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Zuſtande, insbeſondere die Gärten. Ich möchte bitten, dafs vielleicht 
Veranlaſſung getroffen werde, die Gärten in entſprechendem Stande 
zu erhalten. Einige Schulgärten ſind wohl ſehr hübſch, aber 
einige in einem ſo e Zuſtande, dafs fie ganz gewöhnliche 
Acker find. 

Vürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen 

Referent Gem.⸗Rath Roſchan (zum Schlujsworte): Was 
den Wunſch betrifft, dieſe Rubrik zu ſpecialiſieren, ſo wird das 
ſeine Schwierigkeiten haben. Es liegt zwar ein Präliminare über 
dieſe Reparaturen bei Schulgebäuden vor, und iſt bei jeder einzelnen 
Schule ein runder Betrag von 500 oder 1000 fl., je nach den 
Verhältniſſen eingeſtellt. Man kann jedoch nicht im voraus wiſſen, 
was bei einer Schule nothwendig ſein wird. Der Betrag von 
109.000 fl. erſcheint allerdings hoch; da wir aber etwa 200 Schulen 
haben, ſo kommt nur circa 500 fl. auf ein Gebäude. Nun iſt eine 
Schule ein Haus, welches von ſehr vielen Perſonen frequentiert 
wird, wo die Fußböden ſtark abgenützt, die Wände oft angeſtrichen 
werden müſſen u. |. f., jo dass der Betrag nicht zu hoch iſt. 

Bürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger ſtellt den 
Antrag, es ſei von der Poſt von 109.930 fl. die Poſt von 3770 fl. 
für die Herſtellung einer Lüftungsanlage in dem Schulgebäude im 
VII. Bezirke abzuziehen und ſeparat zu rubricieren. Ich erſuche 
jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
Abgelehnt. 

Gegen die Poſt ſelbſt wird keine Einwendung erhoben. A n— 
genommen. 

Es iſt ferner ſeitens des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lueger 
der Antrag geſtellt, die Poſt „Erhaltung der Schulhäuſer“ in Zur- 
kunft zu ſpecialſieren. Ich erſuche jene Herren, welche damit ein- 
verſtanden ſind, daſs dieſer Antrag dem Stadtrathe zur 
Vorberathung zugewieſen werde, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Die Zuweiſung iſt beſchloſſen. 

Referent Gem-Nath Voſchan: „Reparaturen der gemiſchten 
Tr ——88 42.180 fl.“ 

Gem.-Nath dr. Cueger: Ich möchte den Herrn Referenten 
bitten, mit mir vielleicht Seite 53 aufzuſchlagen. Sie finden hier, 
dass unter den außerordentlichen Ausgaben immer Adaptierungen 
eingeſtellt worden ſind. Unter Rubr. XII, Poſt 12 „Adaptierung 
der Bezirkskanzlei⸗Localitäten im ehemaligen fürſtlich Eßterhazy'ſchen 
Palais“, und Poſt 13 „Adaptierung der Lehrzimmer im Gemeinde⸗ 
hauſe VIII., Schmidgaſſe 18 für Wohnzwecke“. Meine Herren! 
Unter dieſer Poſt Rubrik XII Poſt 4 d finden ſich nun nicht 
weniger als 11.820 fl., und zwar für die Adaptierung von Häuſern, 
die der Gemeinde gehören, zum Zwecke der magiſtratiſchen Bezirks- 
ämter. Meine Herren, das ſind nicht Erhaltungskoſten, nicht 
Reparaturskoſten, ſondern Adaptierungskoſten, die überhaupt nur 
einmal vorkommen. Ich beantrage daher, dafs dieſe Poſt 
hier ausgeſchieden und unter die außerordentlichen 
Ausgaben eingereiht werde. Es iſt dies die Poſt von 
11.820 fl. 

Referent Gem.⸗Nath RNoſchan: Es iſt auch früher eine 
Poſt von 5690 fl., welche ſich ebenfalls auf die magiſtratiſchen 
Bezirksämter bezieht. Es kommt auf dasſelbe hinaus (Gem.⸗Rath 
Dr. Lueger: Nein!) und der Herr Vorredner ſtellt nur den 
Antrag, damit man ſich in ſpäteren Jahren nicht darauf beziehen 
kann. Es wird bei der Einſtellung der Beträge immer auf die außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben Rückſicht genommen. Ich würde daher bitten, 
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wenigſtens für dieſes Jahr die Structur des Budgets nicht ſo ſtark 
zu verändern, da dies eine rieſige Arbeit machen würde. 
Bürgermeifter: Es iſt der Antrag geſtellt worden, von der 
Poſt „Auslagen für gemiſchte Häuſer“ mit 42.180 fl. die Koſten 
für die Unterbringung der magiſtratiſchen Bezirksämter im Betrage 
von 11.820 fl. auszuſcheiden und auf Seite 53 „Außerordentliche 


Ausgaben“ zu überſtellen. 


Ich bitte die Herren, welche dafür find, aufzustehen. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Gegen den Reſt der Poſt iſt keine Einwendung. 
nommen. 

Aeferent Gem.⸗Nath Voſchan (liest): Seite 49. Kaſerne 
e 2000 fl. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ohne weitere Begründung, um 
Sie nicht aufzuhalten, ſtelle ich den Antrag, der dem Stadtrathe 
zuzuweiſen wäre: Es find mit der hohen Regierung Unter: 
handlungen wegen Auflaſſung der Kaſerne im VI. Be— 
zirke, Rahlgaſſe einzuleiten und iſt über das Reſultat 
derſelben baldthunlichſt Bericht zu erſtatten. 

Bürgermeifler: Gegen die Poſt iſt keine Einwendung. 
Angenommen. 

Nun erſuche ich die Herren, welche mit der Antragszuweiſung 
des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lueger an den Stadtrath einver- 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Die Zuweiſung 
an den Stadtrath iſt beſchloſſen. 

Referent Gem.-Nath Voſchan: Bei Rubrik XII, Poſt 4 f 
„Herſtellung von Cloſets⸗ und Piſſoir⸗Beſpülungsanlagen in den 
Schulhäuſern“ iſt wie ſeit einer Reihe von Jahren ein Betrag 
von 12.000 fl. zur ſucceſſiven Umwandlung der Cloſets nach einer 
anderen Conſtruction eingeſtellt. 

Bürgermeifler: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe.) 
Angenommen. 

Referent Gem.-Nath Noſchan: „Erhaltung und Reparatur der 
ſtädt. Realitäten in den einbezogenen Vorortegemeinden 130.110 fl.“ 

Gem.-Nath Dr. Linke: Sehr geehrte Herren! Ich bitte 
um Ihre werte Aufmerkſamkeit bezüglich des wichtigen Gegenſtandes, 


Ange⸗ 


‚welchen ich zur Sprache bringe. 


In der Sitzung vom 12. Jänner wurde über Antrag des 
Herrn St.⸗R. Dr. Vogler hier der Beſchlußs gefaſst (liest): 

1. „Die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, die für das 
k. k. Bezirksgericht und die Finanzeaſſa in Simmering 
erforderlichen Localitäten in dem Hauſe Dorfgaſſe 
Nr. 64, einſchließlich der im 1. Stocke des betreffen den 
Haustractes gelegenen Wohnungsräume dem k. k. Arar 
gegen einen Jahresmietzins von 2000 fl. incluſive 
Nebengebüren auf die Dauer von zehn aufeinander— 
folgenden Jahren vom 1. Februar 1892 angefangen, 
ſomit mit 31. Jänner 1902 zu vermieten. 

2. Das vorgelegte Project des Stadtbauamtes 
über die Adaptierung des gedachten Hauſes behufs 
Unterbringung des k. k. Bezirksgerichtes Simmering 
und über den Umbau des Hoftractes behufs Unter— 
bringung der Arreſte“ — das iſt von entſcheidender Bedeutung — 
„mit dem Koſtenbetrage von circa 21.938 fl. 69 kr. 
wird genehmigt. 

3. Die hiedurch und durch die Übernahme der 
die Einrichtung erwachſenden Auslagen 
werden auf die mit 130.110 fl. dotierte Präliminar- 
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Rubrik XII 4g „Erhaltung und Reparatur der ſtädt. 
Realitäten in den einbezogenen Vorortegemeinden“ 
verwieſen.“ 

Dieſer Beſchluſs wurde angenommen. 
der Sache, denn aus den Erläuterungen der Rubrik XII g iſt zu 
erſehen, daſs in den 130.110 fl. der Betrag von 30.000 fl. für die 
Adaptierung und Herſtellungen in den Amtsgebäuden in Hietzing, 
Penzing und Simmering enthalten iſt. Nach dieſem Beſchluſſe 
hätte man annehmen müſſen, dafs, wenn für die Adaptierungen 
von Arreſtlocalitäten 21.938 fl. 69 kr. bewilligt werden, wir auch 
ein Bezirksgericht in Strafſachen bekommen. 

Ich mußs ſagen, ich war geradezu verblüfft, als ich das 
Reichsgeſetzblatt, welches am 20. Februar 1892 ausgegeben wurde, 
in die Hand bekam. Aus Artikel 7 des Geſetzes vom 9. Jänner 
1892, Nr. 37, geht hervor, dass wir, was die Strafgerichtsbarkeit 
betrifft, definitiv dem Bezirksgerichte Landſtraße zugewieſen ſind. 
Artikel 7 lautet nämlich: „Das ſtädtiſch⸗delegierte Bezirksgericht 
Landſtraße hat die Strafgerichtsbarkeit für den Gebietsumfang des 
ſtädtiſch⸗delegierten Bezirksgerichtes Simmering auszuüben“. Das iſt 
im Gegenſatz zu dem vorſtehenden Artikel 6, wo vom Grundbuchs- 
gerichte die Rede iſt; dort heißt es, dajs wir vorläufig bei dem 
bisherigen Bezirksgerichte Schwechat verbleiben. Das „vorläufig“ 
hat den Grund, weil man die Grundbücher der einzelnen Gemeinde— 
gebiete, welche nunmehr ſtückweiſe dem XI. Bezirke zugefügt wurden, 
füglich nicht zerreißen kann. Es ſind dafür eine Menge Vorarbeiten 
nothwendig, jo dass die Übertragung der Realgerichtsbarkeit 
momentan nicht möglich iſt, obzwar, was Simmering betrifft, wäre 
fie leicht möglich, denn das Grundbuch Simmering ... 

Vürgermeiſter: Ich bitte ſehr um Entfchuldigung . . . 

Gem.-Nath Dr. Linke: Das gehört doch zur Sache. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, mich anzuhören. Es handelt ſich 
um die Erhaltung und Reparatur der ſtädtiſchen Realitäten. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Ich will nur weiters ſagen, daßs 
dieſer Artikel 7 dahin zu verſtehen iſt, daſs wir definitiv in Straf- 
ſachen dem Bezirke Landſtraße zugewieſen ſind, wir haben bereits 
21.938 fl. 69 kr. für Arreſtlocale bewilligt, ja es iſt noch mehr 
geſchehen, die Arbeit iſt bereits begonnen, und es mußs ein Seiten— 
tract im Hauſe demoliert werden, der Bau iſt bereits ſehr vor— 
geſchritten (Unruhe) — das gehört doch zur Sache, Herr Bürger— 
meiſter —, wenn wir einen ſolchen Aufwand machen, wollen wir 
auch etwas dafür haben, und meine Bitte geht daher dahin, der 
Gemeinderath beſchließe, daſs der Herr Bürgermeiſter ſich bei der 
Regierung verwende, dass wir jo ſchnell als möglich und zwar 
ſofort, nachdem die Arreſtlocale ausgebaut ſind, auch unſer eigenes 
Strafgericht bekommen, denn das iſt ungeheuer wichtig. 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, zu den Reparaturen 
der ſtädtiſchen Gebäude gehört doch das nicht. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Ich bitte, nur noch drei Worte. 

Vürgermeiſter: Alſo dann bitte ich zur Sache zu ſprechen. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Die Strafgerichtsbarkeit ... 

Bürgermeiſter: Ich erſuche Sie nochmals, zur Sache zu 
ſprechen, nämlich über die Reparatur der ſtädtiſchen Realitäten; 
ich kann nichts dafür, dafs dies nicht zur Sache gehört. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Wir haben doch 21.938 fl. 69 kr. 
eingeſtellt, weil gerade die Strafgerichtsbarkeit die Bevölkerung am 
meiſten in Anſpruch nimmt, und zwar gerade die ärmeren Claſſen, 
als Zeugen, Beſchuldigte ꝛc.; gewöhnlich werden fünfzig bis ſechzig 
Perſonen beim Bezirksgerichte Schwechat einvernommen und das 


Sie ſehen, ich bin bei 


777 


— . —ů̃——— — —⅜ L — —p—————ů— 


Bezirksgericht Landſtraße iſt ohnehin überlaſtet. 
dafs wir ein Strafgericht bekommen .. 

Bürgermeifter: Das. gehört nicht zur Sache, halten Sie 
ſich an die Sache, ſonſt müsste ich Ihnen das Wort entziehen. 

Gem. -RNath Dr. Sinke: Ich bitte alſo, dafs der Herr 
Bürgermeiſter bei der Regierung, insbeſonders beim Herrn Juſtiz⸗ 
miniſter ſich dafür verwende, daſs wir für das Aquivalent von 
21.938 fl. und für den Zins, den wir zahlen, auch ſobald als 
möglich ein Strafgericht bekommen. 

Bürgermeiſter: Der Herr Oberbuchhalter wird Aufklärung 
geben. 

Oberbuchhalter Nelböck: In dieſer Summe von 21.000 fl. 
iſt die Adaptierung des Geſammthauſes zu Zwecken des Bezirks⸗ 
gerichtes inbegriffen, alſo nicht allein für die Arreſte vorgeſorgt; 
und das Bezirksgericht, reſpective das rar zahlt uns dafür 
einen Zins. 

Gem.-Aath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich ſtelle in 
Gemäßheit des von Ihnen bereits gefassten Beſchluſſes den 
Antrag, aus dieſer Poſt die Summe von 30.000 fl. 
für die Adaptierung auszuſcheiden und unter die 
nämliche Poſt einzureihen, unter welche bereits die 
frühere Adaptierungspoſt eingereiht wurde. 

Den Herrn Referenten mache ich aufmerkſam, wie bedeutend 
dieſe Summen find, füher waren ſchon einige tauſend Gulden und 
jetzt ſind es wieder 30.000 fl. Die ganze Geſchichte paſst nicht 
hieher; es handelt ſich um einen Umbau, und darum mufs es 
dort hinkommen. Auf etwas mache ich den Herrn Referenten auf- 
merkſam, wir haben die letzte Poſt hier; nach dem Beſchluſs des 
Magiſtrates wird gegen einen Taglohn von 1 fl. 50 kr. ein Auf⸗ 
ſeher für das aufzulaſſende und in ein Depot für alte Schulbänke 
umzuwandelndes Überſchwemmungs- Requiſiten⸗ Depot am Tabor 
beſtellt. 

Meine Herren, was hat der Aufſeher dort zu thun, mujs 
der auf die Schulbänke achtgeben, dajs fie nicht geſtohlen werden, 
das ſind theuere Schulbänke. Es iſt das nur eine kleine Be— 
merkung von mir, ich vergönne dem Aufſeher ſein Brod, es iſt 
jedenfalls ein alter Diener, der ſonſt nichts zu thun hat, als dort 
zu ſitzen und ſich an der Sonne zu wärmen. 

Gem.-Rath Frauenberger: Meine Herren! Ich finde dieſe 
Poſt „Erhaltung und Reparatur der ſtädtiſchen Realitäten in den 
einbezogenen Vorortegemeinden“ mit dem Betrage von 130.000 fl. 
als eine enorm hohe und ich weiß nicht, in welcher Weiſe ſich 
dieſe Summe eigentlich zuſammenſetzt. Ich würde daher, nachdem 
der Herr Oberbuchhalter anweſend iſt, bitten, uns darüber Auf— 
klärung zu geben, in welcher Weiſe ſich dieſe horrende Summe 
zuſammenſetzt und welche Poſten darin ſind. | 

Bürgermeifter: Ich bitte, Herr Oberbuchhalter, aufzuklären, 
aus welchen Detailpoſten die Poſt für Erhaltung und Reparatur 
der ſtädtiſchen Realitäten in den einbezogenen Vorortegemeinden 
ſich zuſammenſetzt. 

Oberbuchhalter Nelböck: Das beruht auf dem Beobachtungs⸗ 


Ich hoffe alſo, 


jahr 1890, in welchem dieſe Summe von den Vororten ausge— 
geben wurde. 

Nürgermeifler: Wünſcht der Herr Redner noch weitere 
Aufklärungen? 


Gem.-Nath Frauenberger: Jedenfalls iſt das eine unendlich 
hohe Summe, das mufs ich jagen. 
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Bürgermeifter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Es 
meldet ſich niemand.) Der Herr Referent hat das Schlujswort. 
Referent Gem.⸗Nath Noſchan: Ich habe nichts sn zu 
bemerken. | 

Bürgermeifler: Es wurde ſeitens des Herrn Gem.⸗Rathes 
Dr. Lueger beantragt, von dieſer Poſt 30.000 fl. zu ſtreichen 
und ſie auf die Rubrik außerordentliche Ausgaben „Adaptierungen“ 
zu überſtellen. Ich bitte die Herren, welche mit dem Antrage des 
Herrn Dr. Lueger einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geschieht. | 

Wird abgelehnt. 

Gem. -Nath Dr. Tueger (ruft): 
von den früheren Beſchlüſſen. 

Vürgermeiſter: Jene Herren, welche mit dem Referenten⸗ 
Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Referenten⸗Antrag iſt angenommen. (Wider⸗ 
ſpruch links.) 

Es werden Zweifel bezüglich der Abſtimmung erhoben. Bitte 
nochmals jene Herren, welche mit dem Referenten⸗Antrag einver⸗ 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe.) Es iſt die 
Majorität, der Antrag iſt ſomit angenommen. (Rufe links: 
Jetzt ja!) 

Referent Gem.-Nath Voſchan (liest weiter); 

Poſt 5: Aufſichtskoſten. 

a) effective Auslagen 13.860 fl. 
b) durchgeführte Zinswerte 3.160 fl. 

Poſt 6: Beſtallungen, Canalräumungs⸗ und Waſſerbezugs⸗ 

gebüren. 


Das iſt ja der Gegenſatz 
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eta??? Ka a 8 16.030 fl. 
Canalräumungsgebüren, und zwar: 

a.) effective Auslageeeekerę ie 750 fl 

8) durchgeführte Gebü ren. 2.150 fl 

c) Waſſerbezugsgebüreeetnn in 21.340 fl 
Poſt 7: Beleuchtung der Einfahrten, Höfe und 

Seer ee 15.780 fl. 

Poſt 8: Feueraſſecuranzgebüre n- 11.010 fl. 


Poſt 9: Betrieb der ſtädtiſchen Steinbrüche (Gegenpoſt zu 
der früheren Einnahmepoſt) DUi˙UeUe ꝛ- 124.080 fl. 

Poſt 10: ſonſtige Auslagen 2.900 fl. 

Wir gelangen nun auf Seite 52 zu den außerordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben. 

Einnahmen: Kaufſchillinge für veräußerte Realitäten und 
Gründe (mit Ausſchluſs der ſpeciell zu Straßenerweiterungszwecken 
erworbenen Häuſer und Grundſtücke ). 365.000 fl. 

Dieſe Poſt iſt eine derjenigen, welche am ſchwierigſten zu 
präliminieren ſind, weil man nicht im voraus wiſſen kann, welche 
Beträge im Laufe des Jahres flüſſig werden. Die Poſt ſetzt ſich 
zuſammen zum Theile aus Kaufſchillingsreſten früherer Jahre, 
zum Theile aus Verkäufen, welche in laufenden Jahren effectuiert 
werden. Der Stadtrath und die Budget⸗Commiſſion waren der 
Anſicht, daſs der Anſatz dem thatſächlichen Ergebniſſe entſprechen 
wird. Ich bitte um Ihre Genehmigung. — Ein verſtanden. 

Ausgaben: Poſt 11 und 12: Ankauf von Realitäten und 
Adaptierung der Bezirkskanenzlei⸗Localität im ehemaligen fürſtlich 
Eßterhäzy'ſchen Palais in Mariahilf. Für dieſe zwei Poſten iſt 
nichts eingeſetzt. 
N Poſt 13: 
VIII., Schmidgaſſe 18 für Wohn zwecke 


Adaptierung der Lehrzimmer im Gemeindehauſe 
3.000 fl. 
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Hiezu kommen noch: nn neun 2 ae 
ae worden find...“ ° 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Ich möchte zu et Boft 
„Ankauf von Realitäten“ ſprechen. Ich bitte, wenn der Stadt: 
erweiterungsfond irgend ein Haus erwerben will, ſo bedient er ſich 
hiezu eines Agenten. Wenn aber die Commune Wien ein Haus 
oder einen Grund erwerben will, ſo tritt ſie ſelbſt an den be— 
treffenden Beſitzer heran, und dieſer weiß dann nicht, was er für 
das Object verlangen ſoll. Ich beantrage aus dieſem Grunde, 
dafs die Commune Wien, gleich dem Stadterwei— 
terungsfonde bei Ankauf von Gründen und Häuſern 
eines Agenten ſich bediene. (Gem.⸗Rath Gregorig: 
Aber eines chriſtlichen!) | 

Vürgermeiſter: Es iſt hier ja nichts präliminiert für einen 
Ankauf, wozu dann einen Agenten? 

Gem.-RNath Dr. Klotzberg: Wenn auch nichts präliminiert 
iſt, kann es deſſen ungeachtet vorkommen. Ich möchte dieſen An⸗ 
trag dem Herrn Bürgermeiſter zur freien Dispoſition ſtellen. 

Bürgermeiſter: Alſo Sie beſtehen nicht auf einer Abſtim⸗ 
mung des Antrages? 

Gem.-Nath Dr. Klohberg: Ich ſtelle dieſen Antrag zur 
freien Dispoſition des Herrn Bürgermeiſters. 

Bürgermeiſter: Dann iſt gegen den Referenten⸗Antrag keine 
Einwendung erhoben, er iſt alſo angenommen. 

Referent Gem.-Rath) Voſchan: Nun kommen wir zur 
Poſt 25 „Bau eines neuen Amtshauſes in Währing“ per 23.000 fl. 
übertragen aus Gruppe J; ebenſo wurde übertragen Bolt 26 
„Bau eines neuen Amtshauſes in Ober-Döbling“ per 90.000 fl. 

Wir kommen nun zu den Schulbauten auf Seite 257. Dieſe 
waren früher unter Gruppe XI präliminiert. Es hat der Stadt— 
rath und die Budget-Commiſſion es für richtiger befunden, die Er— 
bauung von Schulen, welche zum Gemeindevermögen gehören, 
unter Poſt 3 „Gemeindevermögen“ zu verrechnen. Es wird daher 
— jetzt war es nicht möglich — wenn das Budget neu gedruckt 
wird, dieſe Poſt auf Gruppe III übertragen werden. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich erbitte mir zu einer prin⸗ 
cipiellen Frage das Wort. Ich möchte, dajs wir früher über die 
principielle Frage ſchlüſſig werden, ob die Schulbauten aus ihrer 
jetzigen Stellung im Budget herauszunehmen und hier einzureihen 
ſeien. Ich verkenne nicht, meine Herren, dajs die Schulgebäude 


zum Gemeindevermögen gehören, weil die Schulgebäude aus den 
Gemeindegeldern erbaut werden. 


Das iſt richtig. Aber der Herr 
Referent wird mir zugeben, dass die bisherige Überſichtlichkeit im 


Budget und die Klarſtellung der Koſten, welche die Schulen 


erfordern, ſehr zweckmäßig war, daſs alle Ausgaben, welche die 
Gemeinde für die Schulen beſtritt, zuſammengeſtellt worden ſind. 
Ich habe nichts dagegen, dass heute ſchon über die Sache geſprochen 
wird. 

Ich ſtelle daher den Antrag, ſie ſollen in ihrer jetzigen 
Rubrik bleiben, nämlich XXXXIII, III. 
| Ich ſtelle dieſen Antrag nur zu dem Zwecke, daſs man eine 
Überſichtlichkeit hat, damit man weiß, was eigentlich für die Schulen 
ausgegeben wird, ſonſt verſchwindet dieſe wichtige Poſt, die alljährlich 
gewiſs eine halbe Million beträgt, aus dem Schul-Budget, und 
wird ins Gemeinde-Budget hineingeworfen und man weiß nicht 
genau, wieviel eigentlich für die Schule ausgegeben wird. 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Die Eintheilung des 
Budgets in einzelne Gruppen hat nur den Zweck, um eine Über- 
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ſicht zu gewinnen, was jeder einzelne Zweig der Gemeindever— 
waltung uns koſtet. 

Nun werden beim Unterrichtsweſen die durchgeführten Zins— 
werte für die Schulen dem Schul-Budget angelaſtet. Es wäre 
daher unrichtig, daßs außer dem durchgeführten Zinſe, der in der 
Schulgruppe verrechnet wird, Koſten des Baues für die Schulen 
dieſer Gruppe angelaſtet werden, und wenn man die Hauptſumme 
deſſen, was uns der Unterricht koſtet, in Betracht zieht, kommt 
man zu ganz unrichtigen Schlüſſen. Einerſeits müſſen Schulen 
den Zins zahlen, und andererſeits müſſen Sie auch die Gebäude 
zahlen. Die Gebäude ſind Eigenthum der Gemeinde Wien und 
ſind gewiſſermaßen an den Schulfond vermietet. Sie finden beim 
Schul-Budget bedeutende Poſten, viele hunderttauſende Gulden 
als durchgeführte Zinswerte für die Schulen. Es geht daher nicht 
an und iſt ganz unrichtig, wenn man auch die Koſten der Schul— 
gebände dem Schul-Budget anlaſten würde. 

Gem.-⸗Nath Dr. Stern: Ich habe bereits in der Budget— 
Commiſſion den Antrag geſtellt, daſs die Schulgebäude, wie es 
bisher war, in der Gruppe XI belaſſen werden. Ich bin ganz 
einverſtanden, daſs wir jetzt zur Berathung dieſes Punktes über— 
gehen, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil ich glaube, dafs 
dadurch einem Wunſche entſprochen wird, daſßs wir endlich zu einem 
Capitel kommen, bei welchem über Bauten geſprochen und Beſchlüſſe 
gefajst werden ſollen. Ich möchte aber glauben, dafs es jedenfalls 
zweckmäßiger wäre — und ich ſpreche mich auch dafür aus — 
daſs die Schulbauten unter Gruppe XI belaſſen werden. 

Gerade dasjenige, was der Herr Referent zuletzt erwähnt 
hat, dafs es unrichtig iſt, einerſeits die durchgeführten Zinswerte 
und andererſeits die Baukoſten in derſelben Rubrik zu belaſſen, 
führt nur zu der Conſequenz, das überhaupt die Durchführung 
der Zinswerte nicht richtig erſcheint. 

Nach dieſer Richtung iſt bereits von meiner und anderer 
Seite der Antrag geſtellt worden, dafs wir im nächſten Budget 
die durchgeführten Werte eliminieren. Nachdem nun dieſer Antrag 
in suspenso belaſſen iſt und wir uns erſt einigen werden, ob wir 
die Durchführung der Werte im Budget belaſſen oder nicht, ſo 
möchte ich haben, daſs bis dahin wenigſtens die Schulbauten in 
der Gruppe XI „Unterrichtsweſen“ wie bisher belaſſen werden. 
Es iſt ja richtig, daſs wir nur dadurch eine Überſicht erlangen 
über das, was für die einzelnen Zwecke der communalen Ver— 
waltung verwendet wird. In der gleichen Weiſe, wie wir in dem 
Antrage, der uns heute vorliegt, die Schulbauten auf die Gruppe 
„Gemeindevermögen“ übertragen ſollen, müjsten wir die Markt— 
hallen, Waſſerleitungen und alles was zum Gemeindevermögen 
gehört, ebenfalls in die Rubrik „Gemeindevermögen“ übertragen. 

Ich ſehe durchaus nicht ein, warum wir nicht der Bevölkerung 
ſagen und es ihr ganz deutlich vor Augen halten ſollten, dass wir 
1,100.000 fl. — ſoviel macht ja das heurige Budget für Schul- 
bauten aus — für Schulbauten verwenden. Das mußs gejagt 
werden, und das ſpricht ſich dann ganz deutlich aus, wenn dieſe 
Poſt unter Gruppe XI. „Unterrichtsweſen“ belaſſen wird. Ich 
ſtelle daher den formellen Antrag oder, wenn er bereits geſtellt 
iſt, ſchließe ich mich demſelben an, dafs die Schulbauten 
allerdings jetzt zur Debatte kommen, dafs ſie aber 
unter Gruppe XI belaſſen werden mögen. 

Commiſſions⸗Neferent Gem.-Ralh K. M. Mayer: Im 
kamen der Budget-Commiſſion mußs ich dem entgegentreten. Es 
iſt richtig, daßs Herr College Dr. Stern in der Budget-Com— 
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miſſion denſelben Gedanken, den er hier zum Ausdruck gebracht 
hat, auch dort vorgeführt hat. Die Herren, die dem Gemeinderath 
lange angehören, werden ſich erinnern, daſs es ein alter Streit 
iſt, ob man die Schulbauten als eine regelmäßig wiederkehrende 
Ausgabe und nur als Ausgabe zu behandeln hat, oder ob man 
die dafür erbauten Schulen als Gemeindevermögen zu betrachten 
hat. Nach dem Reichs-Volksſchulgeſetze hat die Gemeinde nur die 
Verpflichtung, Schulen zu erhalten, ſie hat aber nicht die Ver— 
pflichtung, Schulen zu bauen. Würden wir dieſe Schulbauten 
nicht aufführen und die Schulen einmieten, ſo hätten wir das 
Capital dafür. Wenn wir alſo für das Capital, das wir heraus— 
nehmen, Häuſer bauen und dort Schulen hineinmieten, ſo haben 
wir doch das Gemeindevermögen in irgend einer Weiſe umgeſetzt, 
und die Häuſer haben dort eingeſtellt zu werden, wo die Häuſer 
ſelbſt find. Ich bitte daher, dieſe Umſtellung gütigſt zu genehmigen. 

Nürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der Antrag 
der Budget⸗Commiſſion geht dahin, aus dem bisherigen Budget 
Gruppe XI „Unterrichtsweſen“ die Schulgebäude auszuſcheiden 
und ſie in Gruppe III „Gemeindevermögen“ einzuſtellen. Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger hat einen Gegen— Antrag dahin geſtellt, 
die Schulbauten ſo wie bisher in Gruppe XI „Unterrichtsweſen“ 
zu belaſſen. 

Ich bringe dieſen Gegen-Antrag zuerſt zur Abſtimmung. Bitte 
jene Herren, welche dafür ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. | 

Deferent Gem.-Rath Noſchan: Seite 56: Einnahmen, 
„Bewegliches Vermögen“ Poſt 1 bis 9, zuſammen 204.360 fl. 
Das ſind die Zinſen unſeres ſogenannten eiſernen Reſervefonds, 
das iſt das Vermögen der Gemeinde in Wertpapieren, zugleich die 
Fructificierung verfügbarer Caſſabeſtände. 

Commiſſions Neferent Gem. Rath K. M. Mayer: 
Zu Poſt 9 habe ich eine Erhöhung zu beantragen, inſoferne 
als durch die Mehr-Caſſabeſtände, die über die 400.000 und 
139.650 fl. zugeführt werden, die ich ſchon in meiner erſten Aus- 
einanderſetzung erwähnt habe, hier eine Erhöhung der Fructificats— 
zinſen einzutreten hat, und zwar um den muthmaßlichen Betrag 
von 6500 fl. Ich bitte daher die Einnahmspoſt 9 auf 59.400 fl. 
zu erhöhen. 

Bürgermeiller: 
Angenommen. 

Referent Gem.-Nath Boldan: „Landesfürſtlich Einkommen⸗ 
ſteuer“ 290 fl. Seite 58: „Nutzbare Rechte“ Poſt 1 bis 4 17.780 fl. 
Ausgaben, „Nutzbare Rechte“ Poſt 1 bis 7 100.340 fl. 

Gem.⸗Nath Steiner: Ich erlaube mir zu beantragen, Poſt 3 
„Jagdpacht“ ganz zu ſtreichen, weil laut einer vor vier bis ſechs 
Wochen erfloſſenen Statthalterei-Verordnung der Jagdpacht an die 
Grundbeſitzer jeder Gemeinde zurückzuzahlen iſt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Das find die Einnahmen, 
welche die Gemeinde für die Verpachtung ihrer Jagdbarkeiten an Pächter 
bezieht. Die Gemeinde hat ja ſelbſt als Eigenthümerin von Grund— 
ſtücken in Wäldern auch Jagdbarkeiten, die ſie verpachtet. 

Bürgermeiſter: Gegen die Poſt wird alſo keine Einwendung 
erhoben? — Angenommen. 

Referent Gem.-Rath Moſchan: Gruppe IV „Gemeinde— 
ſchuld“. Seite 63, Communal-Anlehen; Tilgungsquoten: für das 
25 Millionen-Anlehen 502.000 fl., für das 10 Millionen⸗Anlehen 
189.000 fl., für das 30 Millionen⸗Prämien⸗Anlehen 520.000 fl.; 


Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) 


Verzinſungsquoten: für das. 25 Millionen⸗Anlehen 924.200 fl., 
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für das 10 Millionen-Anlehen 391.730 fl., für das 30 Millionen⸗ 
Prämien⸗Anlehen, wo die Gewinſte die Stelle der Verzinſung ver— 
treten, 1, 128.800 fl. Bolt 3; Sonſtige Auslagen anläjslich der 
Verzinſung und Tilgung, das iſt das Goldagio für das 10 Millionen— 
Anlehen 113.180 fl. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. 
den Vorſitz.) 

Gem.-Nath Dr. Steger: Ich habe mich zu Poſt 3 des— 
wegen zum Worte gemeldet, um an den Herrn Referenten, 
beziehungsweiſe an den Herrn Oberbuchhalter folgende Frage zu 
richten: 

Es dürften jetzt zwei Jahre vergangen fein, dajs der Ge— 
meinderath den Beſchluſs gefafst hat, daſs die Coupons des Gold— 
anlehens auch in Wien an der ſtädtiſchen Caſſa in Gold eingelöst 
werden. Es wurde der Beſchluſs zu dem Zwecke gefaßst, um zu 
ſehen, wie viel von dem Goldanlehen eigentlich in Oſterreich placiert 
iſt. Früher natürlich wurden die Coupons immer hinausgeſchickt; 
warum? Weil man hier in Wien ſie in Silber eingelöst hat, 
während ſie im Auslande in Gold eingelöst worden ſind. Dieſer 
Unterſchied iſt nun weggefallen. 

Ich erlaube mir nun an den Herrn Referenten, beziehungs— 
weiſe an den Herrn Oberbuchhalter die Anfrage: welchen Erfolg 
hatte dieſe Maßregel, beziehungsweiſe eine wie große Summe 
wurde direct in Wien eingelöst? 

Referent Gem.- Rath Noſchan: Ich glaube, es iſt in Wien 
gar nichts vorgekommen, aber mit Gewifsheit kann ich nichts ſagen. 
Ich glaube, es iſt gar nichts hereingekommen. 

Oberbuchhalter Nelböck: Im Rechnungsabſchluſſe für 1890 
heißt es (liest): 

„Die Gebür umfaſst: 

Die Stempelgebüren für die im Jahre 1890 fällig geweſenen 
Coupons des 10 Millionen-Anlehens per . .. 2.862 fl. 97 kr. 

Die Agioaufzahlung bei Einlöſung der Obligationen und 
Coupons des 10 Millionen-Anlehens in Gold, und zwar für 


Richter übernimmt 


Obligationen mileuMõ ue 26.814 fl. 57 kr. 
Coupons mit. 68.369 „ 48 „ 
zuſammen mit m m ꝙUUDUUwꝛ 6 95.184 fl. 05 kr. 
wovon für bei auswärtigen Zahlſtellen eingelöste Obligationen und 
JC 91.934 fl. 89 kr. 


und für zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 27. October 1886, 
3. 6296 ex 1883, bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſe nach dem Courſe 
des öſterreichiſchen Goldguldens eingelöste Obligationen und 
Coupotrnnn s . 43.249 fl. 16 kr. 
entfallen.“ 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Sie ſehen aus dieſen Mittheilungen 
— es iſt mir das entgangen, offenbar kommt es in dem Haupt— 
Rechnungsabſchluſſe vor — wie gering die Ziffer iſt, welche von 
dem Goldanlehen in Wien placiert iſt. Dieſe Mittheilungen ſind 
für mich eigentlich erſchreckender Art; denn fie beweiſen mir, dass 
die Schulden, die wir machen, nur dann in Wien bleiben, beziehungs- 
weiſe auch wieder von öſterreichiſchen Staatsbürgern geliehen werden, 
wenn ſie in Papier oder in Silber zu verzinſen ſind. Sie ſehen 
daraus weiters, daſs, wenn die Goldwährung eingeführt werden 
ſollte, das Unglück nicht bloß über Oſterreich, ſondern auch über 
die Stadt Wien hereinbrechen würde. 

Ich werde mir daher erlauben, bei dieſer Gelegenheit den 
Antrag zu ſtellen, es habe der Stadtrath über eine 


oder nicht. 
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Petition zu berathen und dieſelbe dem Gemeinde- 
rathe zur Beſchluſsfaſſung vorzulegen, in welcher 
erklärt wird, der Gemeinderath der Stadt Wien 
ſpricht ſich gegen die Einführung der Goldwährung 
aus und richtet an beide Häuſer des Reichsrathes 
die Bitte um Ablehnung der darauf Bezug haben⸗ 
den Vorlagen der Regierung. (Beifall und Händeklatſchen 
links.) Ich bitte, dieſen Antrag dem Stadtrathe zur Bericht— 
erſtattung zuzuweiſen. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich möchte bitten, dieſen Antrag ab- 
zulehnen. (Gelächter und Oho-Rufe links. — Gem.⸗Rath 
Gregorig: Aha! Die Banken ſchreien: Au weh!) Die Oho— 
Rufe nützen nichts. Der Gemeinderath kann ſich unmöglich zu 
allem competent erklären. Was geſchieht — der Gemeinderath iſt 
immer competent. Wir haben eine Regierung, wir haben ein Par— 
lament. Im Parlamente iſt Wien vertreten. (Zur Linken gewendet.) 
Sie ſind im Parlamente auch vertreten. Ihre Parteigenoſſen ſind 
auch dort. Sie werden ja in der Lage ſein, alle die großen und 
triftigen Argumente, welche Sie gegen die Herſtellung der Valuta 
haben, anzuführen. Es liegt mir auch ferne, hier vielleicht begründen 
zu wollen, dass die Valuta hergeſtellt werden ſoll, oder daßs fie 
nicht hergeſtellt werden ſoll. Ich glaube, wir ſollten trachten, mit 
dem Budget fertig zu werden und jene Angelegenheiten zu behandeln, 
die unmittelbar in unſere Competenz gehören. Da wir in der 
Körperſchaft, welche darüber zu entſcheiden hat, vertreten ſind und 
die Regierung gewiſs die Argumente, die von Ihrer Seite und 
von den Vertretern Wiens angeführt werden können, berück— 
ſichtigen wird, ſo glaube ich, ſollten wir uns in dieſe Angelegen— 
heit nicht einmiſchen und ſie den competenten Factoren zur Ent— 
ſcheidung überlaſſen. Ich möchte Sie bitten, dafs dieſer Antrag 
abgelehnt werde. (Beifall rechts.) 

Gem.- Rath Weitmann: Die Thatſache ſteht feſt, daſs, wenn 
die Goldwährung eingeführt wird, nicht nur die Commune Wien, 
ſondern auch die Geſchäftsleute enormen Schaden erleiden, weil das 
eigentlich der größte Schutzzoll iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, Herr Redner. 
Es handelt ſich nur um die formelle Behandlung des Antrages. 
Soll dieſer Antrag des Herrn Dr. Lneger zugewieſen werden 
Zur Sache ſelbſt, bitte ich nicht zu ſprechen. 

Gem.-Nath Weitmann: Der Herr Vorredner hat eben 
gejagt, daſs wir einen Vertreter im Reichsrathe in der Perſon des 
Herrn Dr. Lueger haben und er möge dieſe Angelegenheit im 
Reichsrathe vorbringen und befürworten. Nun, wenn Herr 
Dr. Lueger hier im Gemeinderathe den Antrag ſtellt und dieſer 
abgelehnt wird, ſo kann dies nicht der Wunſch des Gemeinderathes 
ſein, und deshalb ſind wir principiell verpflichtet, dem Antrage des 
Herrn Dr. Lueger zuzuſtimmen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: 
Gem.⸗Rath Schlechter. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich beantrage Schluss der Debatte. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Richter: Das Wort hat jetzt 
Herr Gem.-Rath Schlechter. 

Gem.⸗Nath Schlechter: Ich möchte Sie bitten, weder auf 
die einfache Ablehnung, wie ſie Herr Dr. Grübl proponiert, 
einzugehen, noch anf den Antrag des Herrn Dr. Lueger in der 
Form, wie er ihn geſtellt hat, heute einzugehen, denn ich glaube, 
es geht nicht an, im vorhinein die Zuweiſung unter der Voraus- 
ſetzung zu beſchließen, daſs beſtimmt an die Regierung gegen die 


Das Wort hat Herr 
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Einführung der Goldwährung petitioniert werde. Allerdings gebe 
ich zu, dafs die Frage der Valutaregulierung für die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe Wiens von ſo einſchneidender Bedeutung fein kann, 
daſs es immerhin angezeigt und wünſchenswert iſt, ſie in Erwägung 
zu ziehen, und daher bitte ich, den Antrag in der Faſſung anzu— 
nehmen, dafs der Stadtrath aufgefordert werde, über die Frage 
der Valutaregulierung mit Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe der Commune Bericht zu erſtatten. Dadurch wird wenigſtens 
Gelegenheit geboten, die Frage zu erwägen und es wird der 
Beſchluſsfaſſung nicht präjudiciert. Ich glaube, dass auch Herr 
Dr. Lueg er mit dieſer Form einverſtandeu fein kann. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich habe es auch nicht anders 
aufgefasst, das habe ich ausdrücklich gejagt. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich wollte nochmals in der Sache 
das Wort ergreifen. (Gelächter links. — Gem.-Rath Dr. Lueger: 
Du wollteſt Schluſs der Debatte beantragen!) Das wollte ich 
auch, aber nach dieſen Bemerkungen des Herrn Gem.⸗Rathes 
Schlechter mufs ich nochmals ſprechen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Vorerſt ertheile ich dem 
Gem.⸗Rathe Gregorig das Wort. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich bin gleichfalls der Meinung, 
dafs durch die Einführung der Goldwährung ſowohl die Ausgaben 
der Commune als auch die Intereſſen der Bevölkerung ſehr ſtark 
tangiert werden, und deshalb ſchließe ich mich dem Antrage des 
Herrn Gem.-Rathes Schlechter an. 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich glaube, 
dafs dieſe Frage wohl noch nicht reif genug iſt, um hier im Gemeinde— 
rathe dazu Stellung zu nehmen. Ich will auch nicht haben, daßs 
ſich der Stadtrath jetzt damit befaſſen ſoll; ſie wird von anderer 
Seite gelöst werden und dann kann vielleicht der Gemeinderath 
dazu Stellung nehmen. (Gelächter links. — Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter: Ich bitte um Ruhe und Redefreiheit.) Daher möchte 
ich Sie bitten, ſich jetzt nicht weiter damit zu befaſſen und beantrage 
zugleich Schluss der Debatte. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Die Herren, welche für 
Schluss der Debatte ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem. -Räthe Dr. Grübl, 
Dr. Vogler, Dr. Lueger und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich möchte nur conſtatieren, dass 
ich nicht behauptet habe, dass die Herſtellung der Valuta für Wien 
Vortheile biete, und auch nicht, das fie für Wien von Nachtheil 
ſei, ſondern ich habe nur die Bitte ausgeſprochen, den Antrag 
Lueger, der im poſitiven Sinne lautet, es ſolle die Valuta nicht 
hergeſtellt werden, weil das von Nachtheil iſt, ſowie den Antrag 
Schlechter und jeden derartigen Antrag abzulehnen, und zwar 
deswegen, weil ich den Gemeinderath nicht für competent in dieſer 


Sache halte, nachdem er das dazu gehörige Materiale nicht beſitzt. 


Meine Herren, das iſt eine jo ſchwierige Sache, daßs man 
über ein großes Materiale verfügen mufs; da mußs der genaueſte 
Einblick in die ganzen Induſtrieverhältniſſe des Reiches und Staates 
vorausgeſetzt werden, der genaue Einblick in die Schuldverhältniſſe, 
kurz in die ganzen finanziellen und, ich möchte ſagen, ſocialen Ver⸗ 
hältniſſe des Reiches. Es geht doch nicht, ſolche Aufgaben zur 
Löſung zu übernehmen, weil die Möglichkeit nicht vorhanden iſt, dieſe 
Aufgabe in der Weiſe zu löſen, wie ſie der Stadt Wien würdig 
wäre, nämlich mit jener Gründlichkeit und Exactität. Ich glaube, 
daſs wir Vertrauen zu der Regierung und zum Parlament haben 
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ſolleu, daſs fie das Richtige treffen werden. Ich glaube alſo, daßs 
dieſer Antrag nicht hieher gehört und daher abzulehnen wäre. 

Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich glaube, meine Herren, wenn 
der Gemeinderath ſich überhaupt mit dieſer Frage befaſſen ſoll, 
muf3 er es erſt in dem Momente thun, wenn der Geſetzentwurf 
ſeitens der Regierung dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt iſt. Wenn 
der Gemeinderath ſich heute mit der Frage befasst, jo hat das 
abſolut keinen Sinn. Ich ſtimme vollſtändig den Ausführungen 
des Herrn Gem.-Rathes Dr. Grübl zu, welcher jagt, dajs heute 
dem Gemeinderathe jene Fähigkeit fehlt, dieſe Sache zu beurtheilen. 
Ich bitte zu erwägen, es find Fachleute zuſammengetreten und 
haben unter dem Vorſitze des Herrn Finanzminiſters durch eine 
lange Reihe von Tagen Sitzungen gehalten. Dabei ſind Contro— 
verſen über gewiſſe Dinge geweſen, und das waren doch Fachleute 
(Widerſpruch links), und obwohl fie in der Frage orientiert ſein 
mussten, find fie nicht ſehr einig geworden. 

Nun, meine Herren, wie ſoll der Gemeinderath und Stadt— 
rath, in welchem doch dieſe Fachleute nicht oder wenigſtens nicht 
in jenem Maße zu finden ſind, wie fie in der Engquöte vertreten 
ſind, ſich über dieſe Frage neuerdings den Kopf zerbrechen, um 
womöglich zu einem anderen Reſultate zu kommen? Das geht 
abſolut nicht an, meine Herren! Wenn die Geſetzentwürfe einmal 
vorliegen werden, dann wird es vielleicht zweckmäßig ſein, 
wenn der Stadtrath ſich dieſe Sache anſieht und überlegt, ob dieſe 
Geſetzentwürfe nicht etwa auf die Gemeinde Wien Einflufs haben, 
eventuell im Petitionswege anzuſtreben, dass die einen oder anderen 
Beſtimmungen dieſer Geſetzentwürfe abgeändert werden. Solange 
aber dieſe Geſetzentwürfe nicht vorliegen, ſich theoretiſch mit ſolchen 
Fragen zu befaffen, das hat der Gemeinderath noch nie gethan und 
ich ſchließe mich daher dem Antrage des Herrn Collegen Dr. Grübl 
an, dass vorläufig dieſe Anträge abgelehnt werden. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich ſtaune nur, dafs ſoviel gegen 
meinen Antrag geſprochen wurde. Ich habe nur den Antrag geſtellt, 
daſs mein Antrag dem Stadtrathe zur Berichterſtattung zugewieſen 
werde. Der Stadtrath kann ja die Annahme oder Ablehnung des 
Antrages beantragen. Ich will nur, dafs der Stadtrath ſich mit 
der Sache beſchäftige. Materiale hat er genug, ſie haben z. B. 
durch die Enqusteverhandlungen reichliches Materiale. Es wird 
von der Valutaherſtellung geſprochen. Die Valuta iſt ja bei uns 
hergeſtellt. Es bekommt der Herr College Dr. Grübl für jeden 
Papiergulden ja einen Silbergulden, im Gegentheile noch mehr. 
Es dreht fi um die Aufhebung der Silberwährung und Ein: 
führung der Goldwährung. Das iſt von außerordentlicher Wichtig— 
keit für uns als Schuldner, wichtig für alle Geſchäfte, und darüber 
mus geſprochen werden. Wenn wir warten, bis die Geſetzesvorlage 
kommt, iſt es zu ſpät, da kommen Sie nicht dazu, es wird mit 
einer ſolchen Rapidität gearbeitet und die Sache durchgepeitſcht 
werden, daſs der Stadtrath ſich geradezu einen Schnellzug au— 
ſchaffen müjste, wenn er nachkommen wollte. 

Wenn von Fachleuten geſprochen wird, meine Herren, ſo 
verſteht das ja jeder, der halbwegs die Geſchäfte kennt und mit 
Geſchäften zu thun hat; das weiß jeder, dem bekannt iſt, in welcher 
Weiſe ſich der Verkehr im Inlande und Auslande ſelbſt entwickelt. 
Die für die Goldwährung ſind, ſind Fachleute nur in höchſt be— 
ſchränkter Richtung, nämlich in der Richtung, welche das Groß— 
capital nimmt. 

Meine Herren, ſeien Sie nicht ängſtlich. Es wäre gut geweſen, 
wenn auch der Gemeinderath zur Sache der Zoll- und Handels— 
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verträge geſprochen hätte, welche verhängnisvoll für uns find, und 
wenn wir hier ſchweigen, wird der Gemeinderath ſein Anſehen voll— 


ſtändig verlieren, weil er ſich dann nur mit Subventionen, Schul⸗ 


bauten und dergl. beſchäftigt, aber in ſo großen bewegenden Fragen 


ſeine Stimme vermiſst wird. 


Ich würde daher bitten, meinen Antrag anzunehmen, dais 


mein Antrag dem Stadtrathe zur Berathung und Berichterſtattung 
zugewieſen werde. 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Meine Herren! Die bloße 
Zuweiſung des Antrages an den Stadtrath bei einer jo wichtigen 
Frage genügt nicht; der Stadtrath iſt dann verpflichtet, irgend 
eine Meinung darüber abzugeben. Die Meinung des Stadtrathes 
wird aber auch nicht genügen, die Sache muſs auch im Plenum 
des Gemeinderathes berathen werden, und ich frage Sie, ob Sie 
glauben, dafs, bei aller Hochachtung für den Gemeinderath und 
Stadtrath, der Gemeinderath in der Lage iſt, in einer ſo wichtigen 


und unendlich ſchweren Frage, wo die erſten Finanzcapacitäten 


des Reiches nicht wiſſen, was ſie thun ſollen, eine Außerung ab— 
zugeben, die von ſolchem Gewichte ift, dafs fie auf die Entſcheidung 
der hohen Regierung Einfluss hat, oder von ſolcher Weisheit ge— 
tragen iſt, dass fie wirklich des Gemeinderathes würdig iſt; und 
weil ich jagen mußs, dajs der Gemeinderath ein ſolches decidiertes 
Votum abzugeben nicht in der Lage iſt, bitte ich, den Antrag 
abzulehnen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Es liegen zwei formelle 
Anträge vor. Der Antrag des Gem.-Rathes Schlechter, welcher 
der weitergehende iſt, lautet: Es ſei die Frage der Valuta— 
regulierung vom Standpunkte des allgemein Wirt— 
ſchaftlichen der Commune Wien zu ſtudieren und darüber 
vom Stadtrathe dem Gemeinderathe B Jericht zu erſtatten. 
Der Antrag Lueger wünſcht die Berathung über eine Petition 
des Inhaltes: Der Gemeinderath ſpricht ſich gegen die 
Einführung der Goldvaluta aus und richtet an das 
hohe Haus der Abgeordneten die Bitte, eventuell die 
Vorlage der Regierung abzulehnen. 

Ich bringe zuerſt den Antrag Schlechter zur Abſtimmung, 
daſs dem Stadtrathe der Antrag des Inhaltes zuzuweiſen ſei, wie 
ich ihn verleſen habe. Ich bitte jene Herren, welche demſelben 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Minorität. Ab ge— 
lehnt. Ich glaube, damit iſt die Sache erledigt. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich bitte, auch über meinen An- 
trag abſtimmen zu laſſen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bringe nun den 
Antrag Lueger zur Abſtimmung, den ich bekanntgegeben habe, 
wegen Zuweiſung an den Stadtrath und Verfaſſung einer Petition. 

Ich bitte jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Minorität. Abgelehnt. 

(Rufe links: Die find alle für den Fiſchzug!) 

Referent Gem. Rath Voſchan: Ad Gruppe IV wird 
beantragt (liest): 

Der Magiſtrat wird beauftragt, über die Frage, 
ob und unter welchen Bedingungen die von deu frü— 
heren Vororten contrahierten Schulden auch vor deren 
Fälligkeit zurückgezahlt werden können, baldigſt Bericht 
zu erſtatten. 

Die Convertierung dieſer Schulden durch 
wandlung in eine einheitliche Communal-Anleihe ſoll 
angeſtrebt und für die an Stelle der bisherigen Schulden 


Ver- 
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zu emittierenden neuen Gemeinde-Schuldobligationen 
die Gebüren- und Steuerfreiheit angeſucht werden. 

Aus dieſem Anlaſſe ſoll auch eine freiwillige Con— 
vertierung des 25 Millionen-Anlehens in Erwägung 
gezogen und für die an deſſen Stelle hinauszugeben— 
den neuen Obligationen ebenfalls um die Gebüren— 
und Steuerfreiheit angeſucht werden. 

Ich habe dazu noch eine kleine Erläuterung zu geben. Seit 
einer Reihe von Jahren wird bei den Budget⸗Debatten die Frage 
angeregt, ob nicht die Convertierung der hochverzinslichen ſtädtiſchen 
Schulden durchgeführt werden ſoll. Diesbezüglich haben in der 
I. Section Berathungen ſtattgefunden und man iſt zur Einſicht 
gekommen, dass, N der Verloſungsplan der ſtädtiſchen Schuld 
einen integrierenden Beſtandtheil der Schuldtitres ſelbſt bildet, eine 
zwangsweiſe Convertierung ſchwer möglich iſt. Seinerzeit, als 
man ſich mit dem Gedanken getragen hat, eine Anleihe für Waſſer— 
zwecke aufzunehmen und niedriger verzinsliche Titres, alſo vier— 
perceutige Obligationen, auszugeben, hat man die Frage neuerdings 
in Erwägung gezogen und wurde beim Finanzminiſterium nach— 
gefragt, ob in einem ſolchen Falle auch die Verlängerung der 
Steuer- und Gebürenfreiheit gerechnet werden könne, und da wurde 
dem damaligen Bürgermeiſter Uhl ungefähr Folgendes mitgetheilt: 
Inſoferne es ſich um die Convertierung der alten Schulden, alſo 
um eine Hinausſchiebung der Verminderung des Zinsfußes handelt, 
würde man ſeitens der hohen Regierung eine Gebürenfreiheit 
zugeſtehen, was aber die neuen Schuldtitres betrifft, ob nun für 
Waſſerzwecke oder ſonſtige Zwecke aufgenommen, fo würde das 
ſeine Schwierigkeiten haben. 

Nun, meine Herren, wenn wir unſere Obligationen, welche 
in ziemlich raſcher Aufeinanderfolge verlost werden, auf eine längere 
Reihe von Jahren hinaus zu prolongieren im Stande find unter 
Herabſetzung des Zinsfußes, wird dadurch ein ſo großer Betrag 
erübrigt, daſs es möglich fein wird, die Schuld, welche vielleicht 
für die Erbauung der Waſſerleitung aufzunehmen nothwendig ſein 
wird, zu verzinſen. Es iſt alſo ſehr wichtig, daſs an die hohe 
Regierung das Anſuchen oder mindeſtens die Anfrage gerichtet 
werde, ob wir in dieſem Falle auf eine Gebürenfreiheit rechnen 
könnten. | 

Was die Vororteſchulden betrifft, fo wiſſen wir heute noch 
nicht, ob diejenigen, welche das Geld hergegeben haben — es ſind 
das größere Bankinſtitute — dazu verhalten werden können, dieſe 
Gelder auch vor deren Fälligkeit zurückzunehmen. Im Falle, dass 
das geſchehen kann, würde man dieſelben durch eine billige Anleihe 
erſetzen können. Sollte dieſe Verpflichtung der Darleiher nicht 
beſtehen, ſo müssten wir den Weg der Verhandlung betreten, 5 
Anlagecapital in eine Schuld mit einem niedrigeren Zinsfuße z 
verwandeln. Ich würde daher um Annahme dieſes Antrages 11 55 


Commiſſions-Neferent Gem.-Rath K. M. Mayer: Im 
Schoße der Commiſſion hat ſich nur eine ganz kleine Divergenz 
ergeben, und die Commiſſion ſtimmte den Auträgen des Stadt— 
rathes bis auf ein Wort zu. Wir glaubten, dafs für die Zukunft 
die Frage offen bleiben ſollte, ob die. Convertierung dieſes 
25 Millionen-Anlehens, reſpective aller communalen Anlehen eine 
freiwillige oder zwangsweiſe ſein ſolle. Ich glaube, Ihnen aus 
Utilitätsgründen und um für die Zukunft nicht präjndiciell zu 
werden, beantragen zu ſollen, in dem letzten Abſatze vor dem Worte 
„Convertierung“ das Wort „freiwillig“ zu ſtreichen. 
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Gem.-⸗Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
fragen, ob dieſe Anträge in Druck gelegt worden find.. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Sie find in der ge— 
druckten Anlage enthalten. 

Referent Gem. -»Rath Voſchan: Meine Herren! Es handelt 
ſich da um ein einziges Wort, um das Wort „freiwillig“. 
Es hat aber eine ziemlich wichtige Bedeutung. Nun bin ich 
der Meinung, daßs ein redlicher Schuldner ſich auch nicht 
den Schein geben ſollte, als ob er möglicherweiſe einer Ver— 
pflichtung, die ihm obliegt, ſich entziehen ſollte. Nach der innigen 
Überzeugung der Rechts⸗-Section und nach meiner eigenen und nach 
der Überzeugung eines jeden Mannes, der den Text der Obligationen 
liest, mufs man die Gewiſsheit haben, dass eine zwangsweiſe 
Convertierung unſerer 25 Millionen-Schuld nicht möglich iſt, und 
wenn wir das Wort „freiwillig“ auslaſſen, jo hat das die Be— 
deutung, daſs wir den Beſitzer der Obligation darüber im Unklaren 
laſſen wollen und unter dem Eindrucke der Beſorgnis, dajs er 
allenfalls zur Konvertierung gezwungen werden könnte, zu billigeren 
Bedingungen bewegen wollen. Ich halte das für unrichtig und für 
der Gemeinde Wien nicht würdig und anſtändig. Infolge der Ver— 
pflichtung, das 25 Millionen-Anlehen ſolange mit vollen fünf 
Percent zu verzinſen, bis die Obligationen im Grunde des Ver— 
loſungsplanes, der einen integrierenden Beſtandtheil der Obligationen 
ſelbſt bildet, gezogen werden, dürfen wir nicht ein Stück mehr 
ziehen, als im Verloſungsplane ſteht, und wir dürfen den Gläubiger 
nicht zwingen, ſein Geld früher anzunehmen, als das Glück oder 
vielmehr die Hand des Waiſenknaben für oder gegen ihn entſchieden 
hat. Daher möchte ich bitten, dieſes Wort darin zu laſſen. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Die Streichung des Wortes 
„freiwillig“ in der Budget-Commiſſion iſt von mir beantragt 


worden, und da der Herr Referent des Stadtrathes ſich dagegen 


ausſprach, möchte ich einige Worte zur Begründung ſagen. Indem 
ich beantrage, das Wort „freiwillig“ zu ſtreichen, wollte ich nicht 
eine Beunruhigung in die Reihen der Gläubiger der Gemeinde 
Wien tragen, ſondern ich wollte einfach feſtſtellen, daſs wir uns 
nicht darüber ausſprechen ſollen, ob eine zwangsweiſe Convertierung 
möglich ſei oder nicht. Wenn der Gemeinderath die Worte „frei: 
willige Konvertierung” hier hinſtellt, fo ſtellt er ſich auf den Rechts— 
ſtandpunkt, daſs eine zwangsweiſe Convertierung überhaupt nicht 
möglich iſt. 

Nun iſt aber dieſe Frage doch juriſtiſch nicht ganz klar. Es 
haben ſich hervorragende Juriſten dafür ausgeſprochen, dafs im 
Intereſſe der Commune eine zwangsweiſe Convertierung durch— 
geführt werden könnte. Um nun dieſer Rechtsfrage gar nicht zu 
präjudicieren, um den Gemeinderath in künftigen Fällen gar nicht 
zu binden, ob eine zwangsweiſe Convertierung möglich ſei, beantragte 
ich, das Wort „freiwillig“ zu ſtreichen, und die Budget-Commiſſion 
iſt darauf eingegangen. Ich würde bitten, den Antrag der Budget— 
Commiſſion anzunehmen. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich möchte gegenüber den letzten 
Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Dr. Friedjung darauf 
aufmerkſam machen, dajs die Rechtsſection ſchon vor Jahren ſich 
mit dieſer Frage beſchäftigt hat und zum Schluſſe gekommen iſt, 
daſs die zwangsweiſe Convertierung nicht durchgeführt werden 
könnte; aus dieſem Grunde iſt der Antrag des Stadtrathes voll— 
kommen gerechtfertigt, das Wort „freiwillig“ hineinzuſetzen. Die 
freiwillige Convertierung iſt möglich, die zwangsweiſe Convertierung 
iſt unmöglich, das können wir ſchon heute verſprechen, infolge 
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deſſen iſt es gar nicht präjudiciert, wenn wir dieſes Wort belaſſen. 
Ich kenne den Juriſten nicht, der ſich für die zwangsweiſe Con— 
vertierung ausgeſprochen hat. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab: 
ſtimmung. Obwohl meiner Anſicht nach die ganze Schwierigkeit 
hätte beſeitigt werden können, wenn man geſagt hätte: „Aus dieſem 
Anlass ſoll auch die Möglichkeit der Convertierung u. ſ. w.“ 

Ich bringe den erſten und zweiten Abſatz zur Abſtimmung. 
Keine Einwendung? Angenommen. 

Bezüglich des dritten Abſatzes, welcher mit den Worten be— 
ginnt: „Aus dieſem Anlaſs ſoll auf die freiwillige Convertierung 
des 25 Millionen-Anlehens u. ſ. w.“ wird beantragt, das Wort 
„freiwillig“ zu ſtreichen. Ich bringe den Abſatz ohne das Wort 
„freiwillig“ zur Abſtimmung. Bitte jene Herren, welche dafür 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Mehrheit. An ge— 
nommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welche für die Beibehaltung des 
Wortes „freiwillig“ ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Minderheit. Abgelehnt. (Referent Gem.-Rath Boſchan: Das 
iſt eine Schande!) 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Seite 64. „Antheil der 
Commune an den Donauregulierungs-Anlehen aus den Jahren 
1870 und 1878“ 100.000 fl. Das iſt eine mehr oder weniger 
durchgeführte Poſt, welche in der gleichen Höhe auch in den Ausgaben 
erſcheint. Seite 65. Ausgaben: „Antheil der Commune an den 
Donauregulierungs-Anlehen, Tilgung und Verzinſung“ 599.500 fl.; 
„Antheil der Commune an dem ſogenannten Angles'ſchen Anlehen 


aus dem Jahre 1809“ 5440 fl. 


Gem.-⸗Rath Dr. Tueger: Meine Herren! Die Anmerkung 
bei der nicht vorhandenen Einnahmspoſt iſt höchſt intereſſant; Sie 
erſehen nämlich aus ihr, daſs der von der Commune bisher, d. i. 
bis Ende 1890 für das ſogenannte Angles'ſche Anlehen bezahlte 
Zinſenantheil nicht weniger als 440.000 fl. beträgt. Aus dem 
weiteren Inhalte entnehmen Sie, dafs die Verhandlungen ſeit 1881 
ſchweben. Nachdem es ſich hier um einen ſehr hohen Betrag 
handelt, der uns eventuell vom Staate rückvergütet wird, würde 
ich doch bitten, dajs vielleicht dieſe Verhandlungen etwas beſchleunigt 
werden. Ich ſtelle daher den Antrag: Es werde der Herr 
Bürgermeiſter erſucht, auf die endliche Abwicklung dieſer 
Unterhandlungen des nied.⸗öſterr. Landesausſchuſſes mit 
der Regierung zu dringen. 

Commiſſions- Referent Gem. Rat) K. M. Mayer: 
Ich werde mir erlauben, der Erinnerung des Herrn Collegen 
etwas zu Hilfe zu kommen. Ich habe unter dem 2. October 1891 
in dieſer Beziehung eine Interpellation an den Herrn Bürgermeiſter 
gerichtet. Unter dem 6. October desſelben Jahres bekam ich 
folgende Antwort (liest): „Wegen Übernahme der fogenannten 
Invaſionsſchulden aus der Zeit der Franzoſenkriege im Anfange 
dieſes Jahrhunderts, darunter auch des Angles'ſchen Anlehens, 
finden ſeit Jahren Verhandlungen zwiſchen dem n.⸗ö. Landes⸗ 
ausſchuſſe, nomine des Landes und der Stadt Wien, und dem 
Finanzminiſterium ſtatt. Die letzte Beſprechung in dieſer Angelegen— 
heit fand im Vorjahre im Finanzminiſterium ſtatt, und zeigte 
ſich die Regierung hiebei einer Converſion dieſer Invaſionsſchuldeu 
nicht abgeneigt, wegen einer etwaigen baren Zahlung an die 
Stadt Wien oder das Land Niederöſterreich konnte jedoch eine 
Erklärung der Regierung bisher nicht erreicht werden. Im April 
v. J. wurde die Angelegenheit ſeitens des n.⸗ö. Landesausſchuſſes 
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neuerlich urgiert, und da eine Antwort bisher nicht einlangte, iſt 
eine weitere Urgenz an das k. k. Finanzminiſterium im Zuge.“ 

Auch ich war ſehr neugierig, was darüber geſchehen iſt. 
Leider habe ich bisher gar nichts gehört. Andere Länder, die 
in den Jahren 1805 und 1809 ſehr ſchwer getroffen worden 
ſind, wie z. B. Steiermark und Salzburg, haben ſich längſt mit 
der Regierung ausgeglichen. Warum man dem Lande Nieder— 
öſterreich, das ohnehin die größte Quote zur Steuer leiſtet, nicht 
in gleicher Weiſe entgegenkommt, iſt mir unerfindlich. Ich muss 
jagen, der Landesausſchuſs könnte mit etwas Energie die Sache 
in Fluſs bringen. Weiter habe ich nichts zu ſagen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bringe den Antrag 
Lueger zur Abſtimmung. „Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, 
auf die Beſchleunigung der Verhandlungen beim Landesausſchuſſe 
hinzuwirken.“ Die Herren, welche dafür ſind, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Referent Gem.-Nath Boldan: „Privat-Paſſiv⸗Capitalien. 
Beiträge zur Verzinſung und Tilgung der von den einbezogenen Vor— 
ortegemeinden aufgenommenen Darlehen.“ Dieſe Poſt von 5250 fl. 
entfällt aus Anlajs eines Arrangements, welches mit der hohen 
Regierung getroffen worden iſt. Bezüglich der weiteren Poſt wird 
der Herr College einen Antrag ſtelleu. 

Commiſſions-Aeferent Gem.-Rath K. M. Mayer: Es 
handelt ſich darum, den Betrag von 139.650 fl. einzuſtellen, welchen 
ich ſchon öfter erwähnt habe. Es iſt das jener Betrag, welchen die 
Gemeinde an die Regierung zu bezahlen hat für eine Hypothekar— 
ſchuld an die Bodencreditanſtalt, die aber die Regierung nicht 
übernimmt, ſammt Zinſen. Der Betrag iſt ſchon erlegt worden 
oder wird in einigen Tagen erlegt werden. Ich bitte alſo, den 
Betrag von 139.650 fl. einzuſtellen. Ein verſt anden. 

Referent Gem.-Nath Voſchau: Seite 67. „Privat-Paſſiv⸗ 
Capitalien. Tilgung“ 176.840 fl., „Verzinſung“ 645.160 fl. und 
„Sonſtige Auslagen anläſslich der Verzinſung und Tilgung“ 5140 fl. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Angenommen. 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Gruppe V. „Sicherheits: 
weſen.“ Seite 70, Rubrik XXI, Poſt 1. „Beiträge zu den Koſten 
der Sicherheitspolizei“ 1330 fl. In den Ausgaben: „Leiſtung an 
den vom Staate verwalteten Localpolizeifond“ 500.000 fl. rund 
auf Grund der Abmachungen. Die nächſte Poſt mit 13.000 fl. 
entfällt. 

Gem.-Nath Dr. Linſte: Wenn das entfällt, habe ich weiter 
nichts zu ſagen. Ich bin aber nicht einverſtanden mit dem Vor— 
gehen des Stadtrathes bezüglich Streichung dieſer Poſt. Es iſt 
aus dem Berichte und den Anträgen des Stadtrathes Nr. 208 zu 
erſehen, daſs der Magiſtrat zu berichten hat, ob die Polizeidirection 
zu erſuchen ſei — ich glaube, das iſt der Grund — für Benützung 
dieſer Localitäten einen Zins zu entrichten. 

Das iſt ein ſchüchterner Verſuch, welcher eher ſchädigend wirkt, 
als den Effect erzielt, daſs die Poſt wirklich als geſtrichen anzu— 
ſehen ſei. 

Ich bin der Anſicht, das dieſe Poſt durch die Beſtimmung 
des § 40 des Statuts zu entfallen hat. § 65 der früheren 
Gemeindeordnung ſagt: Die Gemeinde hat die Auslagen für jene 
Localpolizei, welche von der Regierung im Intereſſe der Gemeinde 
verwaltet wird, zu beſtreiten. Zu dieſen Auslagen gehört erſtens 
der Beitrag von, glaube ich, 30335 Percent vom Geſammtaufwande, 
und zweitens die Beiſtellung der Arreſtlocalitäten, welche auch als 
eine ſolche Anſtalt anzuſehen ſind. 
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Nun kommt § 40 des neuen Statuts, welcher ſagt: Die 
Gemeinde hat für jene Localpolizei-Anſtalten, welche von der 
Regierung im Intereſſe der Gemeinde geleitet werden, einen jähr— 
lichen Pauſchalbetrag von 500.000 fl. an den Staatsſchatz zu 
leiſten. Aus dem Vergleiche dieſer beiden Paragraphe geht klar 
hervor, daſs es ſich bei dieſer Pauſchalſumme von 500.000 fl. 
nicht bloß um dieſen Beitrag von 30'335 Percent handelt, ſondern 
es ſind auch noch andere Herſtellungen für die Arreſtlocalitäten, 
welche hier mit einem Zinſe von 13.000 fl. eingeſtellt worden 
ſind, alſo wirklich als Ausgabe erſcheinen, in Frage. Es iſt alſo 
nicht bloß eine Anfrage zu richten, ſondern ich möchte, dajs dies 
als fait accompli betrachtet, und dass hierüber ein Einverſtäudnis 
mit der Regierung gepflogen werde, damit die Streichung als 
definitiv angeſehen werden kann. Die Vororte ſehen ſich insbeſondere 
veranlasst, dies zu verlangen, weil, wenn es nicht geſchieht, fie 
auch dieſe 13.000 fl. mitfühlen würden, als entgangenen Gewinn 
oder als wirkliche Ausgaben, wodurch ſie empfindlich getroffen 
würden, denn der Betrag von 500.000 fl. erſcheint wohl gegenüber 
dem früheren Betrage von 672.220 fl. als Herabſetzung; aber das 
iſt nicht als ein Geſchenk für die Vororte zu betrachten, weil die 
Vororte früher viel weniger bezahlt haben. Sie haben in die 
Rubrik den Antrag pro 1891 eingeſetzt, und da ſteht als Beitrag 
ſämmtlicher Vororte für die Localpolizei-Auslagen 76.670 fl., und 
wenn Sie nach der geſammten Steuerkraft ſämmtlicher Bezirke 
vergleichen ... 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Gemeinderath, die Sache iſt heute ſchon einmal erörtert worden, 
und der Herr Referent hat beantragt, die Poſt zu ſtreichen. Mehr 
als ſtreichen können wir nicht. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Wir müſſen uns nun auf den 
Standpunkt ſtellen, dafs die Sache geſichert iſt, und dass die Ver— 
handlung wegen definitiver Streichung dieſer Poſt gepflogen wird. 

Gem.-Nath Seiler: Meine Herren! Ich glaube, es gehört 
zur Sache, wenn ich Sie auf einen Miſsſtand aufmerkſam mache, 
der ſeit längerer Zeit in Wien um ſich gegriffen hat. Es ſind 
dies die ſittenpolizeilichen Verhältniſſe, und es iſt unglaublich, was 
in dieſer Beziehung in Wien geleiſtet wird. Es iſt nicht mehr 
möglich, daſs eine anſtändige Frau abends um 8, 9 oder 10 Uhr 
durch die Gaſſe geht. Schauen Sie nur unſere ſchönſten Verkehrs— 
ſtraßen, die Kärnthnerſtraße und den Opernring an, und Sie werden 
finden, daſs das, was ich ſage, richtig iſt. Es iſt das ein großer 
Miſsſtand, der unſerer Reichshaupt- und Reſidenzſtadt nicht würdig 
iſt, und daher möchte ich den Herrn Bürgermeiſter erſuchen, dafs 
er bei der competenten Behörde einſchreite, dafs doch ein biſschen 
Ordnung in dieſer Sache geſchaffen werde, damit die Haupt— 
verkehrsſtraßen geſäubert werden und es möglich gemacht werde, 
daſs eine anſtändige Frau mit ihren Töchtern nach dem Theater 
unbehelligt und ohne Schande nachhauſe gehen kann. 

Weiters möchte ich anregen, dafs die k. k. Polizeidirection und 
die Commiſſariate doch den Schankgewerbetreibenden und beſonders 
den Kaffeeſiedern bei der Bewilligung der Licenzen mehr entgegen— 
kommen mögen. Es iſt ein großer Übelſtand, dafs die ohnedies 
mit Steuern ſo überlaſteten Geſchäftsleute nur mit großer Mühe 
eine derartige Licenz erhalten können, und dais fie, wenn fie fie 
erhalten, auch noch einen großen Betrag dafür zahlen müſſen. 
Schauen Sie, meine Herren, bloß für das Offenhalten am 
Sylveſterabend oder Chriſtabend bis früh mußs der Kaffeefieder 


2 fl. 80 kr., wie ich glaube, zahlen, und dieſe Steuer iſt factiſch 
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ungerecht, ganz abgeſehen davon, dajs die Sperrſtunde überhaupt 
unſerer Hauptſtadt nicht zur Ehre gereicht. Ich will da nicht von 
der Thorſperre reden, aber die Gaſt- und Kaffeehäuſer müſſen 
ſperren und wenn ein Kaffeeſieder bis 2 Uhr offen halten will, 
muss er noch eine Steuer zahlen. Ich möchte daher bitten, dass 
diesbezüglich an die k. k. Polizeidirection das Erſuchen gerichtet 
wird, in dieſer Hinſicht etwas coulanter vorzugehen. (Beifall links.) 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Die Herren wiſſen, dass uns 
vom Staate ein Theil ſeiner Agenden als ſogenannter übertragener 
Wirkungskreis übertragen wurde und andererſeits beſorgt einen 
Theil jener Agenden, welche eigentlich wir zu beſorgen hätten, der 
Staat, reſpective die Polizei. Nun wenn man da betrachtet, wie 
dieſer übertragene Wirkungskreis von unſerer Seite exact durch— 
geführt wird und wie er andererſeits vom Staate durchgeführt 
wird, dann muſs man erſtaunen. Führen wir einmal etwas nicht 
ſtrenge durch, werden wir augenblicklich auf die Finger geklopft, 
während wir auf den Staat in ſolchen Fällen überhaupt keine 
Ingerenz nehmen können. (Unruhe.) Sie werden vielleicht ſagen, 
das iſt kleinlich, allein meine Herren, es iſt von großer Wichtigkeit 
und Bedeutung. 

Der Sicherheitswachmann geht auf der Gaſſe, er ſieht beim 
IV. Stocke ein Dienſtmädchen ein Staubtuch ausbeuteln. Es iſt das 
richtig ein unerlaubter, nicht correcter Vorgang. Die Staubtheile be— 
rühren faſt nicht die Paſſanten, aber der Sicherheitswachmann erblickt 
es, notiert es, und das Mädchen wird beſtraft. Aber unmittelbar vor 
den Augen des Sicherheitswachmannes vorbei, an jenen Straßen, 
welche in die ländlichen Gefilde führen, z. B. in der Landſtraße 
Hauptſtraße und im IX. Bezirke Alſerbachſtraße, fahren die Miſt— 
wägen reich beladen daher und verlieren vom Wagen ein Stück 
nach dem andern, und zwar in derſelben Straße, welche kurz vorher 
gereinigt worden iſt. Das ſieht der Sicherheitswachmann nicht, 
und es wäre doch ſeine Pflicht und Schuldigkeit, da die Straßen 
mit großen Koſten von uns gereinigt und geputzt werden, das er 
den Betreffenden zur Strafanzeige brächte. 

Einen anderen Gegenſtand hat Herr College Seiler be— 
ſprochen, nämlich die Proſtitution, und ich werde darüber hinweg— 
gehen (Heiterkeit), obwohl das etwas iſt, was in einer ſolchen 
Weiſe Argerniß erregt, dafs man ſich nichts Argeres denken kann, 
als wie es in Wien geſchieht. Auch bezüglich der Sicherheit des 
Lebens. (Gem.⸗Rath Gregorig ruft: Die iſt ausgezeichnet!) Ich 
bitte, ich komme gleich auf Sie. (Heiterkeit.) Sie wiſſen, dass in 
letzter Zeit wiederholt Morde vorgekommen find, ohne dajs es der 
Polizei gelungen iſt, den betreffenden Mörder zu entdecken; nur in 
einer Sache hat die Polizei bis jetzt Glück gehabt, nämlich darin, 
den Mann zu ſchützen, deſſen Leben gefährdet iſt. (Heiterkeit.) Sie 
wiſſen alle, daſs das College Gregorig iſt, und das hat die 
Polizei zuwege gebracht (Heiterkeit), aber Sie können ſich denken, 
in welcher Aufregung dieſer Mann ſich heute befindet. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
möchte bitten, ſich gefälligſt an den Gegenſtand der Verhandlung 
zu halten; ich weiß nicht, wie das im Zuſammenhange ſteht. 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Mit der Sicherheit des Lebens. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Inſoferne die Organe 
des Staates dieſe Function ausüben, kann jeder einzelne Staats— 
bürger nur von einem Beſchwerderechte Gebrauch machen; wir 
können jedoch der Polizei nichts vorſchreiben. Allgemeine Klagen 
in der Beziehung werden alſo auch nichts nützen, und wir werden 
dadurch nur in unſeren Berathungen aufgehalten. 
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Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich bin aus dem Grunde für 
die Votierung des Budgets, weil die Polizei in dieſer Beziehung 
ihre Pflicht erfüllt. 

Gem.-Nath Dr. Grübl (zur Geſchäftsordnung): Über Wunſch 
einiger Geſinnungsgenoſſen erlaube ich mir, den Antrag zu ſtellen, 
die Gruppe V „Sicherheitsweſen“ en bloc anzunehmen. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Das geht 
meiner Meinung nach nicht, denn über das Feuerlöſchweſen müſſen 
Sie ſeparat debattieren laſſen. Meinetwegen können Sie die Rubrik XIX 
zuſammenfaſſen, aber über das Feuerlöſchweſen müſſen Sie ſprechen 
oder ſprechen laſſen, zum Beiſpiel über die Frage der freiwilligen 
Feuerwehren müſſen Sie ſprechen laſſen, weil es eine außerordent— 
lich wichtige Poſt iſt, nicht bloß für die alten, ſondern auch für 
die neuen Wiener Gemeindeangehörigen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Den Antrag Grübl 
verſtehe ich dahin, daſs über die Rubrik XIX en bloc abge— 
ſtimmt werden ſoll. 

Gem.-Kath Dr. Tueger: Er hat gejagt: Gruppe V. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Rubrik XIX! Ich bin einver— 
ſtanden. | 

Gem.-Nath Steiner: Es hat vor einigen Wochen Kreindl 
ſchon einen Antrag in Bezug auf die Creierung von Flurſchützen 
geſtellt. Es iſt dieſer Antrag meines Wiſſens weder im Stadtrathe, 
noch im Plenum verhandelt worden, und nachdem die klimatiſchen 
Verhältniſſe derartige find, dass vielleicht ſchon im nächſten Monate 
die Flurſchützen angeſtellt werden müſſen, und ich geſtern mit 
mehreren Wirtſchaftsbeſitzern aus dem XIX. Bezirke eine Beſprechung 
darüber gehabt habe, wie am billigſten und zweckmäßigſten dieſe 
Flurſchützen eingetheilt werden ſollen, erlaube ich mir den Antrag: 
Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, den vom Herrn 
Gem.-Rathe Kreindl in Bezug auf die Flurſchützen 
geſtellten Antrag ehethunlichſt vor das Plenum des 
Gemeinderathes zu bringen. 

Ich bitte, dieſen Antrag zu unterſtützen. 

Gem.-Nath Gregorig: Ein geehrter Herr Vorredner hat 
meine Perſon in die Debatte gezogen, um auf die Polizei los— 
zuhauen. 

Ich mußs dabei bemerken, daſs die Polizei in meiner Angelegen— 
heit ihre Pflicht vollkommen erfüllt hat und ich danke ihr hiermit 
öffentlich für ihr tactvolles Einſchreiten. 

Gem.⸗Rath Gräf: Wir haben ſoeben gehört, dass die Sicher— 
heitspolizei in manchen Fällen nicht ſo gehandhabt wird, wie ſie 
gehandhabt werden ſoll. 

Nur in einem Punkte iſt ſie ſehr ſtreng und genau, und das 
betrifft das Schlafengehen der Wiener. Es iſt eine Eigenthüm— 
lichkeit, auf die wir uns ein Patent nehmen könnten, dajs die Polizei 
uns Wienern vorſchreiben will, wann wir ſchlafen gehen ſollen. 
Es iſt über die Verlängerung der Sperrſtunde ſchon ſehr viel 
geſprochen worden, aber eine Gruppe von Geſchäftsleuten leidet 
unter dieſer Maßregel beſonders ſchwer, das ſind die Kaffeeſieder. 
Während den Gaſtwirten die Möglichkeit geboten iſt, ohne Licenz 
ihr Local bis 'zwei Uhr offen zu halten, müſſen die Kaffeeſieder, 
wenn ſie die Bewilligung durchſetzen wollen, für eine Stunde 
länger offen zu halten, 2 fl. 80 kr. und eine Licenz von ſieben 
oder acht Gulden zahlen. Das iſt kurz und gut eine große Be— 
laſtung. Es würden ſich auch die Gaſtwirte zu dieſer bedeutenden 
Belaſtung bequemen und zahlen, aber wie ſchwer iſt es, eine ſolche 
Licenz zu erreichen! 
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Vielleicht wäre der Herr Bürgermeiſter jo liebenswürdig, den 
Herrn Polizei-Präſidenten in geeigneter Weiſe darauf aufmerkſam 
zu machen, die Kaffeeſieder in der Weiſe zu begünſtigen, daſs man 
ihnen die Licenzbewilligung nicht ſo ſchwer macht. Ich möchte 
bitten, davon ſchleunigſt Notiz zu nehmen. (Rufe: Sperrſtunde!) 
Wir wiſſen ſchon ſelbſt, wann wir ſchlafen gehen ſollen. Die Polizei 
ſoll ſich um etwas anderes kümmern. Das wäre ſehr zu wünſchen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich glaube, Herr Gem. 
Rath Steiner wird befriedigt fein, wenn er hört, dass dieſe 
gewünſchte Betreibung ſtattfindet. Ich weiß nicht, wo der Antrag 
liegt. Man kann nicht mehr thun, als die Sache betreiben. 

Gem.-Nath Steiner: Einverſtanden. 

Referent Gem.-Nath Voſchan: Bei Rubrik XIX entfällt 
der Betrag von 7020 fl. „Durchgeführte Zinswerte für die Amts— 
und Arreſtlocalitäten“ auf Grund eines früheren Beſchluſſes. Im 
übrigen iſt die Poſt in Ordnung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
(Nach, einer Pauſe.) Angenommen. 

Referent Gem.-Nath Bofhan: Jetzt folgt Rubrik XX, 
Einnahmen, Seite 74. „Beiträge zur Erhaltung des Feuerlöſch— 
telegraphen“ 3140 fl., „Beitrag des Kirchenmeiſteramtes zu 
St. Stefan zu den Koſten des Feuerwachdienſtes am Stefansthurme“ 
410 fl., „Geſetzliche Beiträge der Feuerverſicherungs-Geſellſchaften 
zu den Koſten der Wiener ſtädtiſchen Feuerwehr“ 27.290 fl. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Sie ſehen, wie 
wenig die Feuerverſicherungs-Geſellſchaften zu den Koſten des 
Feuerlöſchweſens beitragen, es iſt die Summe von nur 27.290 fl. 
Es ſteht nun auf unſerer Tagesordnung, oder ſteht nicht mehr, es 
iſt geſtanden (Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es ſteht noch!) 
das Referat, welches Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter über die 
Errichtung einer ſtädtiſchen Feuerverſicherungs-Anſtalt erſtatten ſoll. 
Ich erſuche, dafs dieſes Referat baldmöglichſt erſtattet werde, ſonſt 
kommen wir abſolut nicht zum Ziele. Ich würde mir den Antrag 
zu ſtellen erlauben, daſs der Stadtrath darüber berathen 
möge, ob nicht eventnell auch eine ſiädtiſche Feuerver— 
ſicherungs-Anſtalt ohne Rückſicht darauf, ob der Bei— 
tritt zu derſelben als obligatoriſch erklärt wird oder nicht, 
zu gründen wäre, er möge auch in dieſer Beziehung 
einen eventnellen Bericht erſtatten. Ich empfehle Ihnen, 
dieſen meinen Antrag dem Stadtrathe zur Berathung zuzuweiſen. 

Referent Gem.-⸗Nath Bofhan: Ich habe gegen die Zu⸗ 
weiſung nichts einzuwenden. n 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Lueger hat den Antrag geſtellt, der Stadtrath werde aufgefordert, 
darüber zu berichten, ob nicht eine ſtädtiſche Feuerverſicherungs— 
Anſtalt ohne Rückſicht auf obligatariſchen Beitritt zu gründen ſei. 
Jene Herren, die für die Zuweiſung ſind, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Die Zuweiſung iſt beſchloſſen. 

Referent Gem.-Nath Voſchan: Poſt 4. „Erlös für Pferde- 
dünger“ 760 fl., iſt angenommen. Seite 76, Poſt 5. „Sonſtige 
Beiträge zu den Auslagen für das Feuerlöſchweſen“ 6240 fl. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Meine Herren! Unter dieſen 
Beträgen iſt die Summe von 6240 fl. angeführt. Woraus ſetzt 
ſich dieſe Poſt zuſammen? 

Die Wiener Feuerwehr ſtellt für die verſchiedenen Theater 
die Löſchmannſchaft bei, und da bekommt der Ingenieur, der dort 
Dienſt hat, einen Betrag von 1 fl. 78 kr. und der Mann 50 kr. 
Wenn zum Beiſpiel im Circus geſpielt wird, dann iſt das Löſch— 
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corps nicht mehr in der Lage, Leute abzugeben, und es geht dann 


das Erſuchen an die diverſen freiwilligen Feuerwehren, welche 
dann die betreffenden Löſchmannſchaften beiſtellen. Wenn die frei— 


willige Feuerwehr Löſchmannſchaft beiſtellt, bekommt der Löſchmann 


die Hälfte von dem Betrag, den der Circusinhaber zahlt. Nur bei 
uns iſt das nicht der Fall. Sie werden zugeben, daßs dieſer Dienſt 
für den Löſchmann kein angenehmer iſt, er muſs ungefähr um 
½½5 Uhr ins Theater abrücken und bis ½ 11 Uhr, in manchen 
Fällen bis 11 Uhr bleiben, und dafür hat der Mann gar nichts. 
Ich würde demnach beantragen, wenn wir ſchon dem Manne 
nicht den ganzen Betrag von 50 kr. ausfolgen, ſo ſtimmen Sie 
zu, dafs dieſer arme Teufel von einem Löſchmanne wenigſtens die 
Hälfte dieſes Betrages, alſo 25 kr., auf die Hand bekommt. Das 
iſt ſo unbedeutend, daſs man es hier annehmen könnte. 
RNefereut Gem.⸗Rath Voſchan: Inſofern die Zuweiſung 
an den Stadtrath beantragt wird, hätte ich nichts dagegen ein— 


zuwenden, in merito können wir darüber nicht ſchlüſſig werden. 


Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Ich erkläre mich mit dem 
Antrage des Herrn Referenten einverſtanden und bitte, meinen 
Antrag dem Stadtrathe zuzuweiſen. 

Gem.-Nath Schlögl: Ich habe vor nahezu einem Jahre 
den Antrag auf Errichtung einer Filiale auf den Schmelzer 
Gründen eingebracht. Nachdem ich Obmann des Feuerwehraus— 
ſchuſſes von Fünfhaus, Sechshaus und Rudolfsheim bin, .... 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Nichter (unterbrechend): Ich bitte, 
ſich zu gedulden, bis die Ausgabspoſten zur Verhandlung kommen. 

Gem.-Nath Schlögl: Ich habe mich zu Poſt 1 gemeldet. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wir find aber erſt bei 
den Einnahmen. Ich bringe den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Klotzberg auf Zuweiſung feines Antrages, den Feuerwehr— 
männern 25 kr. zu bewilligen, an den Stadtrath zur Abſtimmung. 
Jene Herren, welche dafür find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 


Die Zuweiſung iſt beſchloſſen. 


Referent Gem. -Nath Voſchan: Poſt 6. „Verſchiedene Ein- 


nahmen und Rückvergütungen“ 490 fl. — Angenommen. — 
Jetzt kommen wir zu den Ausgaben. Seite 75. 
Feuerlöſchweſen. 


A. Ordentliche Ausgaben. 

Poſt 1. „Bezüge des Löſchperſonales.“ 

a) Effective Auslagen.. .. 155.070 fl. 
b) Durchgeführte Zinswerte 3.240 „ 

Gem.-Nath Schlögl: Sehr geehrte Herren! Als letzter 
Obmann des Feuerwehrausſchuſſes von Fünfhaus, Sechshaus und 
Rudolfsheim habe ich vor Jahresfriſt den Antrag auf Errichtung 
einer Feuerwehrfiliale auf den Schmelzer Gründen eingebracht, 
nachdem dort dafür ein dringendes Bedürfnis vorhanden iſt. Die 
Bewohner des XIV. Bezirkes find dort ganz ohne Schutz. Ich 
erlaube mir daher, den Herrn Vorſitzenden zu fragen, wo dieſer 
Antrag ſteckt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe den geehrten 
Herren mitzutheilen, daſs, nachdem die Feuerpolizeiordnung die 
Allerhöchſte Sanction erhalten hat, nunmehr das Magiſtratsbureau 
ſämmtliche mit dieſer Angelegenheit verbundenen Anträge und alle 
dieſe verſchiedenen Daten ꝛc. in einem großen Referate dem 
Stadtrathe vorlegt; nach meiner Information ſoll das Referat 
morgen einlangen, es wird daher in der kürzeſten Friſt die geehrte 
Verſammlung in der Lage ſein, über die ganze Augelegenheit 


Beſchluſs zu faſſen. 
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Es handelt ſich um die Subventionen und verſchiedene * 
Dinge materieller Natur, die wichtig und dringend ſind. 
konnte aber vor der Sanction dieſes Geſetzes nichts gemacht 8 
weil erſt dieſes Geſetz den Rechtsboden für die ganze Betheiligung 
der Gemeinde gebildet hat. 

Gem.-RNath Steiner: Meine Herren! Das Geſammterfor⸗ 
dernis für den Feuerlöſchdienſt iſt mit 412.720 fl. präliminiert; 
hievon kommen auf die ſämmtlichen freiwilligen Vororte-Feuerwehren 
81.800 fl. Es wäre beſſer, wenn der Feuerlöſchdienſt vielleicht 
in den an Alt⸗Wien anſchließenden Vororten decentraliſiert und die 
Feuerwehrvereine in den Vororten mit ſtädtiſchem Charakter gleich 
aufgelöst und durch Filialen der ſtädtiſchen Feuerwehr erſetzt 
würden. Sonſt wird ſich die Sache infolge der Eiferſüchteleien 
der freiwilligen Feuerwehren in den Vororten, wenn ſie unter 
ſtädtiſches Commando ſich ſtellen ſollen, nicht halten. 

Gem.-Rath Gräf: Ich bin nicht der Anſchauung über die 
freiwillige Feuerwehr, wie mein unmittelbarer Herr Vorſprecher. 
Ich glaube vielmehr, daſs, wenn wir die freiwillige Feuerwehr 
auflöſen und an ihre Stelle ein ſtädtiſches Löſchcorps ſetzen, die 
Ausgaben für die Commune Wien ſich bedeutend erhöhen werden. 
Nichtsdeſtoweniger ſcheint mir der Betrag von 412.720 fl. für 
das Feuerwehrweſen zu gering mit Rückſicht darauf, dass auch die 
Erforderniſſe für die freiwillige Feuerwehr der einbezogenen Bezirke 
mit inbegriffen ſind, auf die nach meiner oberflächlichen, jedoch wie 
mir ſcheint richtigen Berechnung, nur 81.000 fl. kommen. Es wird 
nicht möglich ſein, mit dieſen 81.000 fl. die Bedürfniſſe der frei⸗ 
willigen Feuerwehrvereine zu decken. Ich erlaube mir daher mit 
eventueller Zuſtimmung des Herrn Budget-Referenten den Antrag 
zu ſtellen: Der löbliche Gemeinderath beſchließe, eine 
Erhöhung des Betrages von 412.720 fl. auf rund 
425.000 fl. Ich weiß nicht, ob das geht; ich bitte den Herrn 
Referenten diesbezüglich um Aufklärung. 

Referent Gem. ⸗Rath Voſchan: Eine Erhöhung der Pauſcha⸗ 
lierung in dem Falle, wo die Poſten ſchon detailliert ſind, geht 
nicht gut an. Wenn der geehrte Herr College vielleicht ſagen wollte, 
bei welcher Poſt er dieſe Erhöhung verlangt, ſo ließe ſich darüber 
debattieren. 

Gem.- Rath Gräf: Wäre es nicht möglich, daſs man z. B. 
einen eigenen Subventionsbetrag, z. B. rund 100.000 fl., für die 
Vororte⸗Feuerwehren im Budget einſtellt? 

Referent Gem.-Nath Voſchan: Ich habe darauf zu erwidern, 
daſs in Bezug anf die Feuerwehren gewißs alles geſchehen wird, 
um den Wünſchen der Vororte zu entſprechen. Wenn der nöthige 
Betrag im voraus nicht genau ſtipuliert werden kann, ſo haben 
wir ja einen Reſervefond von 600.000 fl. präliminiert, auf welchen 
alle nicht vorhergeſehenen Auslagen gewieſen werden. Wenn das 
große Referat über die Organiſierung der freiwilligen Vororte— 
Feuerwehren kommen wird, wird hier Deckung genügend vor— 
handen ſein. 

Gem.⸗Nath Gräf: Ich danke dem Herrn Referenten ſehr 
für die Aufklärung und würde bitten, daſßs, falls die eine oder 
andere freiwillige Feuerwehr um eine Erhöhung der Subvention 
an den Stadtrath oder Gemeinderath ſich wenden wird, dieſe Ge— 
ſuche möglichſt ſchnell berückſichtigt werden; ſomit ziehe ich meinen 
Antrag zurück. 

Referent Gem.⸗Rath Voſchan: „Zulagen an die Druck⸗ 
mannſchaft bei ihrer Verwendung bei Bränden“ 2600 fl. „Unter⸗ 
kunfts⸗Nebenerforderniſſe für das Feuerlöſchperſonale“ 9470 fl., 


787 


„Beheizung, Beleuchtung und Reinigung der Localitäten“ 27.150 fl., 
„Zuſpannsauslagen und Fuhrkoſten“ 74.530 fl. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ae mmen. 

Referent Gem.⸗Rath Voſchan: Jetzt kommt „Erhaltung 
und Erneuerung der Löſchrequiſiten“ 105.000 fl. Das iſt eine be⸗ 
deutende Poſt. 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Ich möchte bitten, daſs dieſe 
Poſt ſo getrennt wird, wie es in der Anmerkung erſichtlich iſt, 
daſs nicht die Erhaltung und Erneuerung der Löſchrequiſiten ſo 
pauſchaliter behandelt wird. Sie finden 105.000 fl. für beides. 
Ich möchte vorſchlagen, 20.000 fl. für die Erhaltung, 25.000 fl. 
für die Neuanſchaffung, und dann 13.000 fl. für die Vororte, ſo. 
viel ich weiß. Ich weiß nicht, woher der andere Betrag kommt, 
das habe ich bisher nicht eruieren können. 

Referent Gem.-»Rath Noſchan: Im Abſtimmungsprotokoll 
iſt das genau motiviert. 

Gem.-⸗Rath Dr. Tueger: Es handelt ſich da um eine 
Erhöhung auf 50.000 fl., das iſt eine horrende Summe. Früher 
waren in den Vororten für die Erhaltung und Erneuerung zu— 
ſammen 12.275 fl. eingeſtellt und jetzt ſollen dafür 50.000 fl. 
eingeſtellt werden. Aber das iſt nur zu dem Zwecke, damit der 
Stadtrath thun kann, was er will. Ich will, dass der Gemeinde⸗ 
rath der Stadt Wien eine Vorlage bekomme, dass wir prüfen 
können, ob die einzelnen Bezirke entſprechend berückſichtigt werden 
oder nicht. 

Wenn hier 50.000 fl. eingeſtellt ſind, haben wir über die 
Organiſation des Feuerlöſchweſens gar nichts mehr zu reden. 
Dann kann der Stadtrath thun, was er will. Das iſt nicht recht. 
Wir ſollen eventuell prüfen können, ob die betreffenden Ausgaben. 
richtig angeſetzt find, wo die Anſchaffungen ſtattfinden, wie die. 
Vertheilung iſt, nicht, daſs 50.000 fl. bloß eingeſetzt werden. 

Ich würde die Herren Vertreter der Vororte bitten, in ihrem 
eigenen Intereſſe nicht für die Einſtellung zu ſtimmen, ſondern zu. 
fordern, dafs der Stadtrath eine bezügliche Vorlage bringe. Sie 
ſehen das nimmer wieder. Der eine Vorort wird vielleicht ein 
paar Spritzen mehr bekommen, je nachdem wichtigere Leute an der 
Spitze des Feuerwehrweſens ſtehen, ein anderer, wo vielleicht 
Antiſemiten an der Spitze ſtehen, wird nichts kriegen. (Oho-Rufe 
rechts.) Darum will ich, daſs das im Gemeinderathe beſprochen 


wird. Das kann man nicht dem Stadtrath überlaſſen, und ich 
ſtelle daher den Antrag, eine Theilung vorzunehmen, und 
zwar wie ich gejagt habe, 20.000 fl., 25.000 fl. und 


13.000 fl. für die Vororte. 

Weiters ſtelle ich den Antrag, der Sta dtrath wird auf: 
gefordert, über weitere Neuanſchaffung von Löſchrequi— 
ſiten ſowie über die Vertheilung derſelben in den ein— 
zelnen Vororten Bericht zu erſtatten. 

Wir wollen wiſſen, wohin die Filialen kommen, wie ſie dotiert 
werden u. ſ. f. 

Ich würde bitten, meinen Antrag zum Beſchluſſe zu erheben, 
beziehungsweiſe ihn dem Stadtrathe zuzuweiſen. 

Referent Gem.⸗Nath Noſchan: Ich bitte, Herr College, ein 
Betrag mufs doch eingeſetzt werden. Mir ſelbſt iſt es nicht angenehm, 
daſs bei ſo vielen Poſitionen Pauſchalbeträge eingeſetzt werden 
müſſen. Aber es iſt nicht anders möglich. Heute iſt der Gemeinde⸗ 
rath nicht in der Lage, feſtzuſetzen, für welche Bezirke etwas und 
welche Beträge gegeben werden. Eine Specificierung iſt unmöglich. 
Die geehrten Herren von dieſer (linken) Seite wollen ja auch 
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für die freiwillige Feuerwehr etwas thun. Wenn der Betrag nicht 
eingeſetzt wird, iſt das Geld nicht vorhanden. 

Gem.-⸗Rath Dr. Grübl: Es iſt wirklich eine merkwürdige 
Erſcheinung: Der eine College bittet, es möge für das freiwillige 
Feuerlöſchweſen geſorgt und auf deſſen Bedürfniſſe Rückſicht ge⸗ 
nommen werden, indem ein recht großer Betrag eingeſtellt wird. 
Der letzte Herr Redner findet das nicht in der Ordnung, er will 
nicht 50.000 fl., ſondern nur 13.000 fl. einſtellen. Die 50.000 fl. 
ſind ohnehin nur ein Theil von dem, was der Branddirector als 
nothwendig bezeichnet hat. Es iſt nicht zweckmäßig, bei Berathung 
des Budgets eine ſolche als nothwendig bezeichnete Poſt zu ſtreichen 
und auf den Reſervefond zu verweiſen, der ſchon im Juli, Auguſt 
erſchöpft iſt. Ich glaube, das iſt keine Wirtſchaft, wenn man das⸗ 
jenige, was der Branddirector als nothwendig erklärt, und 
was ohnedies nicht einmal im ganzen Betrage eingeſtellt wurde, 
ſtreichen will. 

Ich möchte bitten, gerade im Intereſſe der Vororte, damit, 
wenn ſich ein Bedarf wo zeigt, demſelben ſofort Rechnung getragen 
werden kann, die 50.000 fl. einzuſtellen. 


Gem.-Nath Ziegelwanger: Meine Herren, ich habe mir aus 


der Anmerkung den Betrag herausgezogen, den der Stadtrath für 
die Vororte⸗Feuerwehren eingeſetzt hat, es ſind dies 81.180 fl. 
Alſo von den 412.000 fl., die für das ganze Löſchweſen eingeſetzt 
ſind, entfallen nur 81.180 fl. auf die Vororte. Da iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, dafs die freiwilligen Feuerwehren wieder auf das Ab- 
ſammeln und die Mitgliederbeiträge angewieſen ſind, und, meine 
Herren, ich mache Sie aufmerkjam, das geht nicht mehr. Draußen 
zahlt man ebenſoviel Steuer wie herinnen, wie kommen wir 
dazu, eine freiwillige Steuer zahlen zu müſſen? Da werden 
wir den freiwilligen Feuerwehren einfach ſagen, wir geben nichts 
mehr her, wir zahlen die nämliche Steuer wie die anderen. Mit 
dieſer Summe von 81.180 fl. allein haben Sie ſchon documentiert, 
daſs die Feuerwehren wieder jo fechten gehen ſollen wie früher; 
das geht aber nicht mehr, und darauf müſſen Sie über kurz oder 
lang Bedacht nehmen. Nehmen Sie z. B. dieſe neue Feuerpolizei⸗ 
Ordnung an, draußen in den Vororten find Feuerwehrhaupt⸗ 
leute 20 bis 25 Jahre thätig; es wird über kurz oder lang einen 
Zuſammenſtoß geben, und deshalb müſſen Sie auch auf die 
Decentraliſierung unſerer jetzt beſtehenden Feuerwehr Bedacht nehmen. 
Ich glaube, Sie haben übrigens ſchon darauf gedacht, in der 
Joſefſtadt ſollte ja eine ſolche Filiale mit einer Officiersſtation 
errichtet werden. Soviel ich weiß, hat unſere Feuerwehr⸗Centrale 
bei großen Bränden den Angriff zu machen. Bis ſich aber dieſe 
Feuerwehr durch alle Gaſſen durchwindet, ſowohl in der inneren 
Stadt als auch in den Vororten, iſt es ſchon zu ſpät, und deshalb 
ſchon mufs die Feuerwehr decentraliſiert werden, und es wäre am 
beſten, wenn Sie hiefür einen Betrag einſetzen würden. Ich will 
nicht, dass er jetzt ſchon eingeſtellt werde, aber ich möchte Sie nur 
darauf aufmerkſam machen, dass Sie mit den 81.000 fl. die frei⸗ 
willigen Feuerwehren nicht erhalten werden; kein Menſch wird 
mehr einen Kreuzer für die Feuerwehren hergeben, ich ſelbſt auch 
nicht, obwohl ich Feuerwehrmann bin, weil es eben nichts nützt. 
Einer oder zwei geben etwas her, vier wieder geben nichts. Alſo 
die 81.000 fl. find viel zu wenig, damit werden Sie die Vororte- 
Feuerwehren nicht erhalten können. 

Referent Gem.⸗Nath Voſchan: Meine Herren! Ich möchte 
Ihnen ein paar Zeilen aus dem Magiſtrats-Referate hierüber 
vorleſen; es heißt dort: 
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Der Löſchdienſt werde meiſt ohne Bezahlung geleiſtet, die 
Requiſiten ſeien unzulänglich, insbeſondere das Schlauchmaterial 
und die Zahl der Waſſerwägen unzureichend. Dieſe Feuerwehren 
ſeien bisher von den Gemeinden unterſtützt worden und hätten 
auch ſelbſt durch Sammlungen Gelder aufgebracht. 

Auch der Fall müſſe in Betracht gezogen werden, daßs ſich 
von den freiwilligen Feuerwehren manche mit Rückſicht auf die 
Beſtimmungen der neuen Feuerpolizei⸗Ordnung zurückziehen dürften, 
in welchem Falle die Central-Feuerwehr ſofort an deren Stelle 
treten müſste und zur Syſtemiſierung von Feuerwachpoſten oder 
Expoſituren zu ſchreiten wäre. Zur Beſtreitung aller dieſer Aus— 
lagen wären eigentlich auch 100.000 fl. eher zu wenig als zu 
viel. Mit Rückſicht auf andere dringende Auslagen beantrage 


Votant jedoch bloß, den von der Buchhaltung eingeſtellten Betrag 
per 58.000 fl. um 47.000 fl. zu erhöhen, alſo auf 105.000 fl. 


Ich glaube, dass 105.000 fl. gewiſs nicht zu hoch gegriffen 
ſind und bitte Sie daher, dieſen Betrag zu genehmigen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung über dieſe Poſt. Es wird beantragt ſeitens des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Lueger, 20.000 fl. zu bewilligen, wie in der Anmerkung 
ſteht, 25.000 fl. und 13.000 fl. zum Zwecke der Anſchaffung und 
Umgeſtaltung der Requiſiten in den Vororten. Dagegen beantragt 
der Herr Referent 20.000 fl., 25.000 fl., zuſammen 45.000 fl. 
und 60.000 fl. zum letzteren Zwecke. In den beiden erſten Poſten 
iſt kein Diſſens, ich nehme daher an, dafs die Herren einverſtanden 
ind und erkläre dieſelben für angenommen. 

Bei der letzten Poſt für die Vororte bringe ich zur Abſtim— 
mung den Antrag des Herrn Referenten, 60.000 fl. einzuſtellen. 

Ich bitte die Herren, welche dem zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Referent Gem.-Nath Noſchan (liest weiter): 

Poſt 7. Erhaltung der Feuerlöſch⸗Telegraphen und der Signal⸗ 


Ae — 25.000 fl. 
Poſt 8. Zinſe für Depots: 

Efes tee. ee 230 fl 

b) Durchgeführte Zins werte 41.160 fl 
Poſt 9. Verſchiedene Erforderniſſe. Hier waren eingeſtellt 

7600 fl. Die Poſt mufs ſich jedoch auf.. ... 9.690 fl. 


erhöhen. Es wurde nämlich gemäß dem Stadtraths⸗Beſchluſſe 
vom 27. November 1891, mit welchen der Antrag des Magiſtrates 
auf Herausgabe des vom Feuerwehr⸗Commando vorgelegten Atlaſſes 
zur Requiſitenlehre der Wiener ſtädtiſchen Feuerwehr nebſt erläu⸗ 
terndem Texte in der Auflage von 500 Exemplaren und die Ein⸗ 
ſtellung von 2093 fl. in das Budget pro 1892 genehmigt. Das 


iſt eine wichtige Sache, daſs die Vororte-Feuerwehren ſich mit 


den Requiſiten und der ganzen Sache vertraut machen können. 
Angenommen. 

Rubrik XXI. „Vorkehrungen gegen Überſchwemmungen.“ 
Seite 83. 


Poſt 1. Beiſtellung und Erhaltung der Schiffe . . . 1.180 fl. 
Poſt 2. Auslagen für das Fuhrweerkk 180 fl 
Poſt 3. Aufſichtsgebüren und Taglöh nungen 1.130 fl. 
Poſt 4. Erhaltung der Depoctcnss 150 fl 
Poſt 5. Verſchiedene Auslagen 640 fl. 


Die nächſte Poſt 6 betrifft die Vergütung der von der k. k. 
Statthalterei und der k. k. Polizeidirection vorſchuſsweiſe beſtrittenen 


Auslage per 890 fl. Dieſe Poſt hat aber der Stadtrath zu ſtreichen 


— ee a Ze 
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beantragt, aus dem Grunde, weil in den 500.000 fl. alle Aus⸗ 
lagen enthalten fein müſſen. Ein verſtanden. 
Poſt 7. Erfordernis für die einbezogenen Vorortegemeinden 750 fl. 
Angenommen. 
Mit Gruppe V ſind wir fertig. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
handlung ab, weil wir einige andere dringende Referate haben. 
Es wurde daher beſchloſſen: 

Bei Gruppe II, Rubrik XI, die Einnahms-Poſt— 
Nummern 1 und 2 und ebenſo die Ausgabs-Poſt— 
Nummern 1 und 2; bei Gruppe III, Rubrik XII, die 
Einnahms-Poſt-Nummern 1 a, 2, 3, 4 und 5 und 
ebenſo die Ausgabs-Poſt-Nummern 1, 2, 3, 4 abe 
e fg, 5 ab, 6 abe, 7, 8, 9 und 10; bei Rubrik XII B, 
die Einnahms-Poſt⸗Nummer 6 und ebenfo die Aus— 
gabs⸗-Poſt⸗Nummern 11, 12, 13, 14 und 15; bei 
Rubrik XIII, die Einnahms-Poſt⸗Nummern 1, 2, 3, 
4, 5, 6, 7 und 8 und ebenſo die Ausgabs-Poſt— 
Nummer 1; bei Rubrik XIV, die Einnahms-Poſt— 
Nummern 1, 2, 3 und 4 und ebenſo die Ausgabs— 
Poſt⸗Nummern 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7; bei Gruppe IV, 
Rubrik XV, die Ausgabs-Poſt-Nummern I abe, 
2 abe und 3; bei Rubrik XVI, die Einnahms-Poſt— 
Nummer 1 und ebenſo die Aus gabs-Poſt-Nummer 1; 
bei Rubrik XVII, die Einnahms-Poſt⸗Nummer 1 und 
ebenſo die Ausgabs-Poſt-Nummer 1; bei Rubrik XVIII, 
die Ausgabs-Poſt⸗-Nummern 1, 2 und 3; bei Gruppe V, 
die Rubrik XIX; bei Rubrik XX, die Einnahms— 
Poſt⸗Nummern 1, 2, 3, 4, 5 und 6 und ebenſo die 
Ausgabs-Poſt-Nummern Lab, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 
Sab und 9; bei Rubrik XXI, die Ausgabs-Poſt⸗ 
Nummern 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7 nach den über— 
einſtimmenden Anträgen des Stadtraths- und des 
Budget-Commiſſions-Referenten; bei Gruppe III, 
Rubrik XIII, die Einnahms-Poſt⸗Nummer 9 und bei 
Gruppe IV, Rubrik XVIII, die Einnahms-Poſt— 
Nummer 1 (neu) nach dem Antrage des Budget— 
Commiſſions-Referenten zu genehmigen. 

Bei Gruppe III, Rubrik XII, Einnahms-Poſt— 
Nummer I b, find die für das Polizei-Gefangenhaus 
per 13.000 fl. und die für die Gemeindearreſte per 
6150 fl. und für die Gemeindearreſte der Vororte 
per 870 fl. eingeſtellten Poſten auszuſcheiden und 
in die Poſt „Effective Zinswerte“ einzuſtellen. Die 
Einnahms-Poſt⸗Nummer 1 b, Rubrik XII, Gruppe III, 
wird mit dem 


ſohin verminderten Betrage von 
1,443.3 70 fl. genehmigt. 
Bei Gruppe III, Rubrik XII, Ausgabs-Poſt⸗ 


Nummer 4 d iſt die für Erhaltung und Reconftruction 
der Gas- und Waſſerleitungs-Anlagen 


Ich breche die Ver⸗ 


eingeſtellte 
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Poſt per 11.820 fl. auszuſcheiden und auf Rubrik 
XII B zu überſtellen. Die Ausgabs-Poſt⸗Nummer 4 d, 
Rubrik XII, Gruppe III wird mit dem ſohin vermin- 
derten Betrage von 30.360 fl. genehmigt. 

Die bei Gruppe III, Rubrik XII B, Ausgabs-Poſt⸗ 
Nummer 16 eingeſtellten Ausgaben ſind wie bisher 
bei Rubrik XIIII, Ausgabs-Poſt⸗Nummer 1 und 2 
zu verrechnen. 

Der Magiſtrat wird beauftragt, über die Frage, 
ob und unter welchen Bedingungen die von den 
früheren Vororten contrahierten Schulden auch vor 
deren Fälligkeit zurückgezahlt werden können, baldigſt 
Bericht zu erſtatten. 

Die Convertierung dieſer Schulden durch Ver- 
wandlung in eine einheitliche Communal-Anleihe 
ſoll angeſtrebt und für die an Stelle der bisherigen 
Schulden zu emittierenden neuen Gemeinde-Schuld— 
obligationen die Gebüren- und Steuerfreiheit angeſucht 
werden. 

Aus dieſem Anlaſſe ſoll auch eine Convertierung 
des 25 Millionen-Anlehens in Erwägung gezogen 
und für die an deſſen Stelle hinauszugebenden 
neuen Obligationen ebenfalls um die Gebüren- und 
Steuerfreiheit angeſucht werden. 

Der Bürgermeiſter wird erſucht, auf die endliche 
Abwickelung der Unterhandlungen betreffend das 
ſogenannte Angles'ſche Anlehen des n.⸗ö. Landes⸗ 
Ausſchuſſes mit der Regierung zu dringen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich erſuche den Herrn 

Gem.⸗Rath Wurm, zu referieren. 

7. Referent Gem.-Rath Wurm: Ich habe die Ehre, zur 


St.⸗R.⸗Z. 1283, Beilage Nr. 44 zu berichten. Es handelt ſich hier 


um die Geleiſeanlagen beim ſtädtiſchen Lagerhaus. Die Klagen, 
dafs die Geleiſeanlagen nicht hinreichen, ſind ſchon alt, alle Jahre 
werden die Übelſtände mehr, weil ſich die Benützung des Lager— 
hauſes immer mehr und mehr ausdehnt. Bis jetzt ſind fünf 
Parallelgeleiſe. Die Lagerhausdirection hat vor längerer Zeit eine 
Skizze vorgelegt, derzufolge ein ſechstes Geleiſe angelegt werden 
ſoll, in deſſen Mitte eine Drehſcheibe ſich befindet, wie bei den 
anderen fünf Geleiſen, fo daſs von dieſem ſechsten Parallelgeleiſe 
die Waggons direct über dieſe Drehſcheiben in das Magazin 
Nr. 2 geleitet werden können, wo eben die Wage iſt. Jeder einzelne 
Waggon mußs mindeſtens zweimal dieſen Weg paſſieren. Das 
Stadtbauamt hat eine Alternative ausgearbeitet, welche nicht ein 
ſechstes Geleiſe, ſondern ein Abſtellgeleiſe ins Auge faſst. 

Die Koſten der Herſtellung der Anlage, wie ſie vom Lagerhaus⸗ 
director geplant iſt, betragen 15.500 fl.; jener Anlage, welche 
das Stadtbauamt in der Alternative vorſchlägt, würde beſtehen 
in allen jenen Geleiſen vor den Magazinen III und IV und einem 
Abſtellgeleiſe hier und weiter unten (auf den Plan weiſend), welche 
Anlagen zuſammen 9200 fl. und 2300 fl. koſten würden. Die 
Lagerhausdirection hat ſich aber ſehr entſchieden gegen dieſe Alter⸗ 
native des Stadtbauamtes ausgeſprochen, aus dem einfachen Grunde, 
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weil eben dadurch der Zweck, welcher zu erreichen iſt, nicht erfüllt 


werden kann. Es kommen ſehr lange Züge an und aus dieſen 
müſſen einzelne Wagen herausgenommen und auf die Drehſcheibe 
gebracht werden, um in das Magazin geſchafft zu werden. Das 
kann nur durch eine Handverſchiebung geſchehen. Abſtellgeleiſe ſind 


nur dort zweckmäßig, wo ganze Züge verſchoben werden. Nachdem 
aber die Auslage von 15.500 fl. bedeutend iſt, ſo hat ſich die 


Lagerhausdirection nach längeren Verhandlungen ſelbſt bereit er- 
klärt, auf dieſe Abſtellgeleiſe a bis c zu verzichten. Es iſt das der 
erſte Theil der von der Lagerhausdirection vorgeſchlagenen Geleiſe— 
anlage. Sie beharrt nur darauf, dafs ein ſechstes paralleles Ge— 
leiſe in dem Sinne hergeſtellt werde, wie es nothwendig iſt, ein⸗ 
ſchließlich der ſechsten Drehſcheibe. Demzufolge ſchlägt Ihnen der 
Stadtrath folgenden Antrag vor: | 

Es jei das Detailproject für die Erweiterung der Geleiſeanlage 
des Lagerhauſes nach dem Antrage der Lagerhausdirection unter 
Weglaſſung der von derſelben ſelbſt nicht als nothwendig bezeich- 
neten Linie A C mit einem Koſtenerforderniſſe von 13.500 fl. zu 
genehmigen, ſomit herzuſtellen: 

a) Ein ſechstes Parallelgeleiſe B CD E vor dem Magazine II 
mit einer Drehſcheibe; 

b) ein viertes, reſp. drittes Geleiſe HI H K vor den Maga— 
zinen III und IV. 

Ich bitte um Annahme dieſer Anträge. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Herren, welche dem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange⸗ 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei das Detailproject für die Erweiterung 
der Geleiſeanlage des Lagerhauſes nach dem Antrage 
der Lagerhausdirection unter Weglaſſung der von 
derſelben ſelbſt nicht als nothwendig bezeichneten 
Linie 40, mit einem Koſtenerforderniſſe von 13.500 fl. 
zu genehmigen, ſomit herzuſtellen: 

a) Ein ſechstes Parallelgeleiſe B 0 D E vor 

Magazine II mit einer Drehſcheibe; 

b) ein viertes, reſpective drittes Geleiſe HI H K 

vor den Magazinen III und IV. 

S. Referent Gem.-Nath Dr. Stenzl: St.⸗R.⸗Z. 800, Beil.- 
Nr. 86. Es iſt der Unterſtützungsverein für arme Schulkinder in 
Simmering um eine Subvention eingeſchritten. 

Dieſer Verein hat ſeit Jahren von der Gemeinde Simmering 
eine Subvention von 200 fl. bekommen. Er hat ſich die Aufgabe 
geſtellt, arme Schulkinder, deren es in Simmering eine bedeutende 
Anzahl gibt, zur Winterszeit mit Schuhen zu betheilen; im Jahre 
1890 wurden 300 Paar Schuhe ausgetheilt. 

Mit Rückſtcht auf den humanitären Zweck und den Umſtand, 
dafs auch Privatperſonen durch Spenden die Exiſtenzberechtigung 
des Vereines nachweiſen, erlaubt ſich der Stadtrath Ihnen vor⸗ 
zuſchlagen, es ſei dem Vereine eine Subvention 
von 200 fl. zu gewähren. 

Gem. Nat Trambauer: Wir find nicht mehr bejchlufsfähig. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſind noch beſchlußs⸗ 
fähig, ich bitte doch auszuhalten; wir müſſen die Sachen erledigen. 


dem 
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Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) Der 
Antrag iſt angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, dem Unterſtützungs⸗ 
vereine für arme Schulkinder in Simmering eine 
200 fl. pro 1891 zu bewilligen. 


9. Referent Gem.-⸗Nath Dr. Stenzl: Es hat bisher das 
Mariahilfer Ambulatorium von der Gemeinde Wien eine Subvention 
von 150 fl. und von den anſchließenden Vororten eine ſolche von 
125 fl., zuſammen den Betrag von 275 fl. bekommen. Mit Rück⸗ 
ſicht auf die geſteigerten Anforderungen iſt dasſelbe um die Er— 
höhung der Subvention eingekommen. Der Stadtrath hat mit 
Rückſicht auf die Krankenfrequenz, welche von Jahr zu Jahr ſteigt 
— ich erwähne nur, dass die Krankenbehandlung im Jahre 1890 
die Ziffer von 14.649 Perſonen, mit der Ordinationszahl von 
40.000 erreicht hat — und mit Rückſicht auf den Umſtand, daſs 
der Vorſteher des Bezirkes Mariahilf ebenfalls ſich für dasſelbe 
verwendet und das Wirken dieſes Inſtitutes beſonders hervorhebt, 
den Beſchluſs gefaſst, dem Plenum zu beantragen, es ſei 
dem Mariahilfer Ambulatorium eine Subvention 
von 400 fl., und zwar pro 1892, zu bewilligen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
Niemand meldet ſich. Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Mariahilfer 
Ambulatorium eine Subvention von 400 fl. pro 1892 
zu bewilligen. 


10. Referent Gem.-Nath Dr. Stenzl: Der Unterſtützungs⸗ 
verein für mittelloſe Taubſtumme in Währing, deſſen Zweck es iſt, 
taubſtumme Kinder ohne Unterſchied der Confeſſion zu unterrichten, 
und welcher Verein auch ein Externat draußen erhält, iſt um eine 
Subvention eingekommen. 

Die Vororte haben bisher dem Vereine Subventionen in der 
Höhe von 175 fl. gewährt. Nun hat der Magiſtrat beantragt, 
und der Stadtrath hat ſich dieſem Antrage angeſchloſſen, es ſei 
dieſem Inſtitut mit Rückſicht auf feine humanitäre Tendenz eine 
Summe von 200 fl. zu gewähren, und zwar für das Jahr 1891 
ein Betrag von 30 fl. als Abrundung auf die bereits gezahlten 
175 fl. Ich möchte das geehrte Plenum bitten, den Antrag des 
Stadtrathes, dieſem Vereine dieſe 30 fl. als Abrundung auf die 
Summe von 200 fl. zu gewähren, anzunehmen. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wenn keine Einwendung 
erhoben wird (Zuſtimmung), iſt der Antrag angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Unterſtützungs⸗ 
vereine für mittelloſe Taubſtumme in Währing als 
Abrundung der ihm von mehreren ehemaligen Vor— 
orten bereits gewährten Subvention von 175 fl. 
den Betrag von 30 fl. pro 1891 zu bewilligen. 

11. Neſerent Gem. Kath Dr. Stenzl: Der Verein zur 
Förderung von Seehoſpizen und Aſylen für ſcrophulöſe Kinder 
hat ſich an das Gemeindeamt Währing gewendet und hat von der 
Gemeinde Währing eine jährliche Subvention von 100 fl. be⸗ 
kommen. Durch die Vereinigung der Vororte mit Wien ſind dieſe 
100 fl. Subvention weggefallen. Das Gemeindeamt Währing hat 
den Verein an den Magiſtrat Wien gewieſen, und das Anſuchen 
iſt an den Stadtrath gelangt. Ich glaube, dieſe Subvention wäre 


Subvention von 
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zu bewilligen mit Rückſicht darauf, daßs dieſer Verein im Jahre 1890 
einen Betrag von 38.270 fl. verausgabt hat und hiefür 257 Kinder 
in San Pelagio verpflegt hat, wovon 109 auf Wien und die Vor⸗ 
orte entfallen. Mit Rückſicht auf den Zweck des Inſtitutes und die 
Reſultate, welche dieſes Inſtitut durch ſeine Heilverſuche in 
San Pelagio erzielt hat, iſt es ſehr empfehlenswert, den Verein zu 
unterſtützen. Der Sanitätsreferent und das Armendepartement des 
Magiſtrates befürworten ebenfalls dieſes Anſuchen. Ich möchte 
daher bitten, dem Vereine von San Pelagio eine Subvention von 
100 fl. zu gewähren. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Wenn keine Einwendung 
erhoben wird (Zuſtimmung), iſt der Antrag angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine 
Förderung von Seehoſpizen und Aſylen für ſerophu— 
löſe Kinder in San Pelagio eine Subvention von 
100 fl. pro 1891 zu bewilligen. 


12. Referent Gem.⸗Nath Dr. Stenzl: Die Allgemeine 
Arbeiter⸗Kranken⸗ und Unterſtützungscaſſa hat ſeit vielen Jahren eine 
Subvention, und zwar zuletzt in den Jahren 1889 und 1890 eine 
ſolche von 200 fl. bekommen. Sie hat einen Jahresbericht vor: 
gelegt und hat gejagt, dafs ihre Caſſe durch die Influenza⸗Epidemie 
ſehr geſchädigt wurde und ein großes Deficit aufzuweiſen hatte. Es 
liegt kein Grund vor, dafs die bisher gewährte Subvention dem 
Vereine entzogen wird, umſoweniger als der Verein ebenfalls 
wohlthätig wirkt und die Subvention nur den Arbeitern zugute 
kommt. Der Stadtrath iſt der Meinung, dem geehrten Plenum 
beantragen zu ſollen, es ſei für 1891 der Allgemeinen Arbeiter- 
Kranken⸗ und Unterſtützungscaſſa einen Betrag von 200 fl. als 
Subvention zu gewähren. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wenn keine Einwendung 
erhoben wird (Zuſtimmung), iſt der Antrag angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der Allgemeinen 
Arbeiter-Kranken- und Unterſtützungscaſſa eine Sub- 
vention von 200 fl. pro 1891 zu bewilligen. 


13. Referent Gem.⸗Rath Dr. Stenzk: Der Wiener Thier⸗ 
ſchutzverein hat feit einer Reihe von Jahren von der Gemeinde Wien 
eine Subvention von 100 fl. bekommen, welcher Betrag in das 
Budget der Jahre 1890 und 1891 eingeſtellt iſt. Für das 
Jahr 1892 bittet dieſer Verein um die Erhöhung der Subvention 
und beruft ſich auf das Geſetz vom 9. December 1890 über die 
Vereinigung der Vororte mit Wien. Von den Vorortegemeinden 
wurden bisher 52 fl. eingezahlt, nur die Gemeinde Währing hat 
dem Vereine die Subvention entzogen. Es wird mit Rückſicht auf 
die Tendenz des Vereines, der allgemeinen Verrohung überhaupt, 
und ſpeciell der der Schulkinder entgegenzuwirken, von Seite des 
Magiſtrates beantragt, es ſei der bisherige Betrag van 100 fl. 
auf den Betrag von 150 fl. zu erhöhen. Ich würde auch diesfalls 
das geehrte Plenum bitten, dieſem Antrage zuzuſtimmen. 


zur 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Nichter: Wenn keine Einwendung 
erhoben wird (Zuſtimmung), iſt der Antrag angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Wiener Thier— 


ſchutz⸗ Vereine eine Subvention von 150 fl. pro 1892 


zu bewilligen. 


ziemlich bedeutendes Vermögen, 


14. Referent Gem.-Rath Dr. Stenzl: Nr. 2499, Z. 10. Der 
katholiſche Waiſenhilfsverein hat um eine Subvention angeſucht. 
Es hat ſeinerzeit der Herr Gem.⸗Rath Zeller-Schömig den 
Antrag geſtellt, es ſei dieſem Vereine ein Betrag von 1500 fl. 
als dauernde und fortlaufende Subvention zu gewähren. Dieſer 
Verein wirkt im Intereſſe der Waiſenpflege ſehr wohlthätig und 


die Gemeinde Wien iſt mit dem Vereine inſoferne in Verbindung, 


als auch ſtädtiſche Waiſenkinder gegen einen Betrag von 8 fl., be— 
ziehungsweiſe 12 fl. dort verpflegt werden. Der Verein hat ein 
und der Stadtrath hat ſich ent- 
ſchloſſen, nicht auf den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Zeller— 
Schömig einzugehen, um kein Präjudiz für andere Vereine zu 
ſchaffen. Einen Betrag von 1500 fl. dauernd und fortlaufend zu 
gewähren, wäre ein Präjudiz für andere Vereine, weil dann Vereine, 
welche die gleiche Tendenz verfolgen, mit demſelben Anſinnen 
herantreten könnten. Mit Rückſicht auf die Vermögensverhältniſſe 
des Vereines und mit Rückſicht auf den Umſtand, dafs andere 


Vereine auch ſubventioniert werden müſſen, hat ſich der Stadtrath 


entſchloſſen, dem Plenum zu beantragen, es ſei dem katholiſchen 
Waiſenhilfsvereine wie bisher der Betrag von 500 1 als Sub⸗ 
vention zu gewähren. 

Gem.⸗Nath Dr. LSueger: Wenn ich mir die Summe in 
Erinnerung rufe, welche Sie dem niederöſterreichiſchen Volks⸗ 
bildungs⸗Vereine bewilligt haben, und wenn ich dieſe Ziffer mit 
jener vergleiche, welche hier für den katholiſchen Waiſenhilfsverein 
beantragt wird, fo mufs ich wirklich jagen, daſs Wind und Wetter 
in dieſem Saale nicht gleich vertheilt find. Der katholiſche Waiſen⸗ 
hilfsverein leiſtet ganz Aden Hervorragendes auf dem 
Gebiete der Waiſenpflege und verdient die vollſte Unterſtützung von 
uns allen und nicht einen ſo kleinen Betrag, den Sie irgend einem 
anderen Verein auch zuwenden. Wenn Sie darauf hinweiſen, dass 
der katholiſche Waiſenhilfsverein Vermögen hat, fo muss ich Ihnen 
wirklich ſagen, es iſt dies nicht ganz zutreffend. Worin beſteht 
denn dieſes Vermögen? Es beſteht in Häuſern oder in einem 
großen Hauſe, in welchem die Waiſen untergebracht werden müſſen. 


Das iſt kein Vermögen, welches Zinſen trägt, ſondern ein Ver— 


mögen, welches fortwährend erhalten werden mußs. 

Selbſtverſtändlich hat der Verein auch bedeutende Einnahmen. 
Ich weiß es ja, aber das verdankt er der außerordentlichen Thätig— 
keit ſeiner Mitglieder, dem Umſtande, dajs beinahe in jedem Be- 
zirke, ich könnte ſagen, eine eigene Filiale des Vereines, ein eigener 
Zweig, eine eigene Section gegründet, dass mit ſeltener Auf— 
opferung für den Verein geſammelt wird. Und weil die Katholiken 
wirklich in Wien jo find, dafs fie für ihre eigene Sache viel opfern, 
deswegen ſagen Sie, der Verein hat ein Vermögen, und beantragen 
deswegen nur 500 fl. Ich bin nicht dafür, das vielleicht ein 
Betrag dauernd gegeben wird, aber das Eine kann ich Ihnen ſagen: 
Wenn Sie dem niederöſterreichiſchen Volksbildungsverein 1500 fl. 
bewilligt haben, dann würde dieſer Verein 3000 fl. verdienen. 
(Bravo! links.) Aber ich will Sie nicht ſoweit auf die Probe 
ſtellen. Ich beantrage nur, dafs dem katholiſchen Waiſenhilfs— 
vereine 1500 fl. für das Jahr 1892 bewilligt werden. Sie ſollen 
ſich von Jahr zu Jahr überzeugen, welche ſegensreiche Thätigkeit 
dieſer Verein entfaltet. Ich bin überzeugt, dieſe 1500 fl. werden 
wirklich zum Wohle des Volkes angelegt ſein. Ich bitte um An⸗ 
nahme des Antrages. (Bravo, Bravo! links.) 

Neferent Gem. Nat Dr. Stenzl: Ich habe es ja gar 
nicht geleugnet und es ausdrücklich zugegeben, daſs der Verein 


792 


P eee ee . U TNENN LAU ALALAUAD 


außerordentlich wohlthätig wirkt; das iſt anerkennenswert. Wenn 
ich aber geſagt habe, der Verein hat Vermögen, ſo wollte ich ja 
nichts Böſes ſagen. Der Verein hat Gönner, und er hat zum 
Beiſpiel im Jahre 1891 ein Haus in der Naglergaſſe im Werte 
von 80.000 fl. und ein fo großes Barvermögen geerbt, daſs er 
damit alle Schulden tilgen konnte und ein Gebäude errichtet hat. 
(Hört! rechts.) 

Er hat im vorigen Jahre ein Haus im Werte von 30.000 fl. 
geerbt. (Hört! rechts.) Da glaube ich doch die Berechtigung zu 
haben, zu ſagen, daſs der Verein ein Vermögen hat. Wir haben 
andere Vereine, die gleichfalls humanitär wirken und kein Ver⸗ 
mögen haben. Der katholiſche Waiſenhilfsverein wird von allen 
Seiten unterſtützt, er hat 10.000 Mitglieder, die alle Beiträge 
zahlen. Welcher Verein hat denn das? Wir müſſen auch an andere 
Vereine denken. Ich bin weit davon entfernt, dieſen Verein ſchädigen 
zu wollen, das fällt mir nicht ein, ich bin ſehr gerne bereit, ihn 
zu unterſtützen, aber eine Subvention von 1500 fl. würde ich 
bitten, nicht anzunehmen, hingegen den Antrag des Stadtrathes 
zu genehmigen. (Gem.⸗Rath Gregorig: Wenn's Juden wären, 
würde es ſchon gehen!) e 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt vom Stadtrathe 
der Antrag geſtellt worden, dem katholiſchen Waiſenhilfsvereine 
eine Subvention von 500 fl. pro 1891 zu gewähren. Von dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Dr. Lueger wird eine Subvention von 1500 fl. pro 
1892 beantragt. Ich bitte jene Herren, welche für den letzteren 
Antrag ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

(Gem.⸗Rath Weitmann: Die Juden find dagegen! — 
Gem.⸗Rath Vaugoin: Es ſind andere auch dagegen, nicht lauter 
Juden! — Referent Gem.⸗Rath Dr. Stenzl: Es ſteuern 
auch Juden mit! — Gem.⸗Rath Weitmann zum Gem.⸗Rathe 
Vaugoin: Sie waren ja nicht gemeint, Sie ſind keiner!) 

Ich erſuche jene Herren, welche mit dem Antrage des Stadt— 
rathes einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An- 
genommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem katholiſchen 
Waiſenhilfsvereine eine Subvention von 500 fl. 
pro 1891 zu bewilligen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Gem.⸗Rath 
Tiſchler hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Vath FTiſchler: Als Mitglied des Wiener Gemeinde⸗ 
rathes, deſſen Mitglied auch Herr Steiner iſt, richte ich an den 
Herrn Vice-Bürgermeiſter die Bitte, den am 18. März dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Steiner ertheilten Ordnungsruf zurückzuziehen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Kann nicht bewilligt 
werden. (Heiterkeit.) Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluss der Sitzung 8 Uhr abends.) 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 1. April 1892 
unter dem Vorſitze der Vice-Bürgermeiſter Dr. Franz 
Borſchke und Dr. Albert Richter. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Vorſchlie: Die Sitzung iſt er- 
öffnet. Ich conſtatiere die Beſchluſsfähigkeit. 


A 
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1. Ihr Ausbleiben entſchuldigen wegen Unwohlſeins die 
Herren Gem.⸗Räthe Lechner und Seiler. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu 
verleſen. | 

Schriftführer Gem.-Nath Zagoͤrski verliest nachſtehende 
Einläufe: 

2. Interpellation des Gem.-Nathes Heiler: 

Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! f 

In der Aſperngaſſe des II. Bezirkes iſt das Straßenpflafter zwiſchen deu 
Tramwahygeleiſen derart ſchadhaft, dass infolge deſſen täglich Pferdeſtürze vor⸗ 
kommen und ſind insbeſonders am Sonntag den 27. März gegen 20 Pferde 
nicht nur von der Beſpannung der Tramwaywagen, ſondern auch ſolche von 
Privatequipagen geſtürzt. 5 

Nachdem mir perſönlich bekannt iſt, dafs vom Stadtbauamte an die 
Tramway⸗Geſellſchaft, betreffs Ausführung der Pflaſterungsarbeiten in der ge⸗ 
nannten Straße bereits drei Erläſſe gerichtet worden ſind und die Inangriff⸗ 
nahme dieſer Arbeiten wegen des ſtarken Wagenverkehrs infolge der Prater⸗ 
ſaiſon umſo dringender erſcheint, erlaube ich mir die Anfrage zu ſtellen: 

Was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu verfügen, 
damit die vom Stadtbauamte der Tramwah-Geſellſchaft 
wiederholt aufgetragenen Pflaſterungsarbeiten in der 


Aſperngaſſe ſofort ausgeführt werden? 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Borfhke: Ich kann dieſe Inter⸗ 
pellation ſofort beantworten. Nach den vom Stadtbauamte ge⸗ 
pflogenen Erhebungen iſt das Pflaſter zwiſchen den Schienen der 
Pferdeeiſenbahn in der Aſperngaſſe infolge der ſtarken Abnützung 
und theilweiſen Setzung der Steine ſchadhaft. Die Wiener Tram⸗ 
wah⸗Geſellſchaft wird unter einem aufgefordert, ungeſäumt die er⸗ 
forderliche Umpflafterung vorzunehmen. 


Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 

3. Antrag des Gem.-Nathes Lehner: 

Die ſtädtiſche Volksſchule für Mädchen V., Malfattigaſſe iſt im Jahre 
1889/0 erbaut worden, und iſt nun zwei Jahre in Benützung. 

Nachdem der für den Vorgarten beſtimmte Platz vor dem obigen Schul⸗ 
gebäude trotz wiederholten Anſuchens des betreffenden Schulleiters, der heute ohne 
jede Anpflanzung iſt, und nach den bisher gemachten Erfahrungen die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit befteht, dafs die für derartige Anpflanzungen günſtige Jahreszeit 
verſtreicht, ohne das etwas geſchieht, N 

beantragt der Gefertigte: der löbliche Gemeinde— 
rath wolle beſchließen, es ſei der Magiſtrat zu beauf— 
tragen, ſofort das Nöthige zu veranlaſſen, damit die 
Anpflanzungen von Bäumen und Geſträuchen noch im 
heurigen Frühjahre gemacht werden. 

An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski (liest): 

4. Antrag des Gem.-Nathes Steiner und Genoſſen: 

Sonntag den 3. April 1892 findet in Wien im Sofienſaale der öſter⸗ 
reichiſche Weinbautag ſtatt. 

Nachdem ſich hiebei zahlreiche Vertreter eines wichtigen produetiven 
Standes aus allen Theilen des Reiches verſammeln, ſo beantragen die Ge⸗ 
fertigten, der Gemeinderath beſchließe: 

Es ſei der öſterreichiſche Weinbautag durch das 
Präſidium des Gemeinderathes zu begrüßen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchke: Ich bemerke, daſs die 
nöthige Vorſorge bereits getroffen iſt, daher die Zuweiſung an den 
Stadtrath entfällt. 


Schriftführer Gem. Rath Zagörski (liest): 

5. Antrag des Gem.⸗Nathes Scheidl: 

Die Segnungen der Schaffung von erweiterten Grenzen für die Stadt 
haben ſich noch in keiner Weiſe für die erweiterten Gemeinden gezeigt, und es 
gibt noch immer Angehörige erſten und zweiten Ranges. Während an den alten 
zehn Bezirken alles aufgewendet wird, um ſanitäre Übelſtände zu beſeitigen 
und Beläſtigungen der Bewohnerſchaft zu vermeiden, zeigen die Vororte, daßs 
hier in dieſer Beziehung gar nichts geſchieht. | 

Der Lerchenfeldergürtel als künftige Hauptſtraße bietet heute einen An⸗ 
blick, der jedes Auge empören mußs. 5 liegen Schutthaufen, dort Ziegel⸗ 
brocken, hier Stroh, Miſt, Steine im bunten Chaos durcheinander, hiedurch 
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leiden alle, denn die Parteien ziehen aus und werden ſich nie mehr in 
dieſer Gegend eine Wohnung nehmen, ja ſie reden ſogar anderen ab, dorthin 
u ziehen. 

f Die Folge hievon iſt, daſs Hausherr und Gewerbsleute Schaden leiden. 
Zudem iſt der Gürtel ein Rendezvousort für öffentliche Dirnen, welche in 
großer Anzahl ihre Reize daſelbſt zur Schau tragen. Nicht genug mit allen 
dieſen Übeln, ſtellt man jetzt noch am Linienwall⸗Durchbruche ein Panorama auf, 
und daßss dieſes durch ſeine Reiſe⸗ und Gepäckswagen nicht zur Verſchönerung 
des Gürtels beiträgt, kann jeder durch eigenes Ans 51 erfahren. Alles zu⸗ 
ſammengenommen gleicht der Gürtel eher einem ungariſchen Dorfe, als einer 
zukünftigen Hauptſtraße. 

Ich ſtelle daher den Dringlichkeits-Antrag, dafs 
das aufgeſtellte Panoroma rückſichtlich für die körper— 
liche Sicherheit ſofort entfernt und mit der Räumung 
des Neulerchenfeldergürtels endlich begonnen werde, 
damit den ſanitären Übelſtänden abgeholfen wird. 


An den Stadtrath. 


6. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre 
zu referieren ad St.⸗R.⸗Z. 186. Mit dem vorliegenden Referate 


ſoll ein Antrag des Herrn Gem.-Rathes Schlögl erledigt 


werden, welcher dahin gegangen iſt, daſs in dem Gebiete der 
ehemaligen Gemeinde Sechshaus mehrere Auslaufbrunnen auf- 
geſtellt werden, wobei namentlich darauf Rückſicht genommen 
werden ſoll, daſs im Beginne der Sechshauſer Hauptſtraße einer 
von dieſen Brunnen Aufſtellung finde. Nach den vom Stadtbau— 
amte ausgearbeiteten Plänen werden nun vier Brunnen vor⸗ 
geſchlagen, und zwar einer in Sechshaus, der aber, weil die 
Sechshauſer Hauptſtraße zu eng iſt, unmittelbar daran im Anfange 
der Fünfhauſergaſſe aufgeſtellt wird, einer in der Rauchfangkehrer⸗ 
gaſſe, Ecke der Hollergaffe und einer in der Ullmannſtraße Nr. 38. 

Noch ein vierter Brunnen wurde vom Stadtbauamte vor- 
geſchlagen, nachdem aber das Rohr durch eine Straße geführt 
werden müſste, welche von der Gemeinde noch nicht übernommen 
iſt, wird dieſer Brunnen vorläufig in den Anträgen des Stadt⸗ 
rathes ausgelaſſen. 

Der Antrag, welchen ich zu ſtellen die Ehre habe, geht 
nun dahin, es ſei die Aufſtellung von drei Auslauf— 
brunnen in Sechshaus, beziehungsweiſe Fünfhaus, 
und zwar in der Fünfhausgaſſe beim Hauſe Nr. 3, 
in der Rauchfangkehrergaſſe, Ecke der Hollergaſſe und 
in der Ullmanngaſſe beim Haufe Nr. 38 zu genehmigen. 


Für die auflaufenden Koſten iſt ein Betrag von 


3150 fl. zu bewilligen und hiefür ein Zuſchuſscredit 
in der gleichen Höhe zu gewähren. 
Ich empfehle Ihnen dieſe Anträge zur Genehmigung. 


Gem.⸗Nath Dr. CLueger: Ich glaube, wir brauchen doch 
jetzt keinen Zuſchuſscredit, wir müſſen halt die betreffende Poſt 
eventuell erhöhen. 

Es iſt in das Budget ein Betrag von 50.000 fl. eingeſtellt. 
Ich weiß nicht, meint der Herr Referent, daßs der vorgeſchlagene 
Betrag in den 50.000 fl. inbegriffen iſt, oder ſoll er über die 
50.000 fl. hinaus bewilligt werden. 


Referent: Der Beſchluſs, welchen der Stadtrath gefaſst hat, 
iſt am 28. October 1891 gefajst worden, damals ſelbſtverſtändlich 
— wie die Vorlage ausweist — war das Budget pro 1892 noch 
nicht vorgelegen und dieſer Betrag mufste auf den Reſervefond 
ſeine Verweiſung finden. Ich habe aber von meinem Standpunkt 
gar nichts einzuwenden, wenn der Antrag des Herrn Dr. Lueg er 
dahin aufgefafst wird, dass dieſer Betrag nicht auf den Reſerve⸗ 
fond des Jahres 1891, ſondern auf die Poſt des Budgets des 
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Jahres 1892 gewieſen werde. 
nichts einzuwenden. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Aorſchlte: Jene Herren, welche 
mit dem Referenten⸗Antrage und mit der vom Herrn Dr. Lueger 
beantragten Modification einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die Aufſtellung von drei Auslaufbrunnen 
in Sechshaus, beziehungsweiſe Fünfhaus, und zwar 
in der Fünfhausgaſſe Nr. 3, in der Rauchfangkehrer— 
gaſſe an der Ecke der Hollergaſſe, und in der Ull— 
mannſtraße bei Haus Nr. 38 zu genehmigen. Für 
die auflaufenden Koſten ſei der Betrag von 3150 fl. 
zu bewilligen. 


7. Referent Gem.-Nath Schlechter: Zur St.⸗R.⸗Z. 3019, 
Beilage Nr. 194. Es handelt ſich um die Aufſtellung von drei 
Auslaufbrunnen in Penzing. Durch dieſen Antrag würden ſich 
die durch die Herren Gem.⸗Räthe v. Götz, Ziegelwanger 
und Röhrl geſtellten Anträge erledigen und lautet der Magiſtrats⸗ 
Antrag wie folgt: 

1. Die Errichtung von drei öffentlichen Auslaufbrunnen im 
ehemaligen Gemeindegebiete von Penzing, und zwar in der Poſt⸗ 
gaſſe an der Ecke der Flachgaſſe, in der Siebeneichengaſſe bei dem 
dortigen Schulgebäude und in der Kaiſergaſſe an der Ecke der 
Siebeneichengaſſe, von welchem der erſtere aus der Hochquellen- 
leitung und die beiden letzteren aus der Albertiniſchen Waſſerleitung 
mit je 114 hl täglich, ſeien mit dem Koſtenbetrage von 3800 fl. 
zu genehmigen. 

2. Die betreffenden Arbeiten ſind durch die Erſteher der 
currenten Arbeiten für den XIII. Bezirk um die von ihnen erſteigerten 
Nachläſſe in Ausführung zu bringen. 

3. Die erforderlichen Röhren und Maſchinenbeſtandtheile ſind 
den ſtädtiſchen Vorräthen zu entnehmen und die auflaufenden 
Koſten bei den ephemeren Depoſiten als Auslagen für die ehemalige 
Gemeinde Penzing zu verrechnen und wird ein Credit in der Höhe 
des nicht bedeckten Koſtenerforderniſſes per 3800 fl. bewilligt. 

Hiedurch würden ſich erledigen, wie ich eingangs bemerkt 
habe, die Anträge der Herren Gem.-Räthe v. Götz, Ziegel— 
wanger und Röhrl. 

In Conſequenz des beim früheren Referate gefassten Beſchluſſes 
würde auch in dieſem Falle nicht die Verweiſung auf die ſogenannten 
ephemeren Depoſiten, ſondern die Zuweiſung auf die im Budget 
pro 1892 ſicherzuſtellenden Ausgaben von 50.000 fl. zu erfolgen 
haben. Ich empfehle dies zur Annahme. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Für die Errichtung von drei öffentlichen Aus— 
laufbrunnen in der Poſtſtraße, in der Siebeneichen— 
gaſſe und Kaiſergaſſe in Penzing wird ein Betrag 
von 3800 fl. bewilligt. 

8. Referent Gem.-Nath v. Götz: Ich habe die Ehre zu 
referieren zu Beilage Nr. 45, betreffend die Herſtellung eines 
Schöpfbrunnens auf dem Haberlplatze im XVI. Bezirke für Straßeu- 
beſpritzungszwecke. 


In dieſer Richtung habe ich gar 
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Die Gemeinde Neulerchenfeld hat in der Musſchnssſtzung vom 
1. December 1890 die Herſtellung eines Pumpbrunnens am Haberl⸗ 
platze beſchloſſen und hiefür einen Betrag von 10.000 fl. fixiert, 
welcher aus dem Überſchuſſe des für den Schulbau in der Liebhart⸗ 
gaſſe aufgenommenen Darlehens per 80.000 fl. beſtritten werden 
ſollte. Die Brunnenarbeiten ſind auf Grund des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung dem Brunnenmeiſter Rabel gegen Zugeſtehung 
der Einheitspreiſe übertragen worden. Das Bauamt hat auf Grund 
der Anzeige und des Auftrages des Magiſtrates im Monate Februar 
die ganze Vorlage geprüft und bei einer Commiſſion conſtatiert, 
daſs damals der Brunnen auf eine Tiefe von 33 m gegraben war. 
Auf Grund einer Eingabe des Brunnenmeiſters Rabel, welcher 
geſagt hat, daſs beim Durchbruche der Tegelſchichte auf reichliches 
Waſſer geſtoßen werde, wurde der Auftrag gegeben, den Brunnen 
weiter zu vertiefen. Urſprünglich war eine Tiefe von 40 m 
projectiert geweſen und wurde am 25. Auguſt 1891 commiſſionell 
erhoben, daſs der Brunnen bis auf eine Tiefe von 45 m gediehen, 
jedoch noch nicht genügend Waſſer vorhanden ſei. Am 18. October 
wurde eine zweite Commiſſion abgehalten und eine Tiefe von 57 m 
conſtatiert und ein Waſſerſtand von 27 m gefunden, was aus⸗ 
reichend war, um für Straßenbeſpritzungszwecke Waſſer zu fördern. 
Wegen Benützbarmachung des Brunnens ſind Herſtellungen noth— 
wendig, und zwar: 
1. die Herſtellung eines Brunnenhauſes im veranſchlagten Betrage 


CC ͤĩ˙¹ ae le ee eye ek 4.491 fl. 35 kr. 
2. einer Pumpanlage veranſchlagt auf 2.170 fl. 80 kr. 
3. die Aufſtellung eines ſechspferdekräftigen 

Gasmotors im Koſtenbetrage von. 2.390 fl. — kr. 
4. zweier eiſerner Reſervoirs mit zuſammen 

240 hl Faſſungsraum im veranſchlagten 

Koſtenbetrage vofrt nnn 1.089 fl. 76 kr 
5. einige Nebenarbeiten veranschlagt auf . 554 fl. 09 kr 


zuſammen demnach im Koſtenbetrage von . 10.696 fl. 

hiezu ſind noch zu rechnen die bisherigen 
Koſten der Brunnenherſtellung im Belaufe 
Rr ee ee 11.604 fl. — kr. 
woraus ſich die Geſammtſumme von . . . 22.300 fl. — kr. 


ergibt. 

Gegenüber den von der Gemeinde Neulerchenfeld veranſchlagten 
Kosten per 10.000 fl. ergibt ſich demnach ein bedeutender Mehr⸗ 
aufwand im Betrage von 12.300 fl. 

Dieſe bedeutenden Mehrkoſten dürften aber durch die nach- 
ſtehenden Erwägungen ihre Rechtfertigung finden: 

Die Gemeinde Neulerchenfeld zahlte bisher dem Contrahenten 


für die Straßenbeſpritzung in Neulerchenfeld ein jährliches Pauſchale 


von 7500 fl. ö. W., welches wohl als ſehr hoch bezeichnet werden 
muss, jedoch durch den Umſtand begründet erſcheint, dass die 
genannte Gemeinde bisher nicht in der Lage war, dem Contrahenten 
das Waſſer für die Straßenbeſpritzung beizuſtellen. Nachdem der 
Contrahent ſomit gezwungen war, ſich bei dem in Neulerchenfeld 
herrſchenden Waſſermangel das Waſſer aus anderen Bezirken ſelbſt 
zu verſchaffen, beanſpruchte er infolge deſſen auch eine höhere 
Pauſchalſumme. | 
Hauptſächlich diefe Verhältniſſe waren es, welche den Gemeinde⸗ 


ausſchuſs von Neulerchenfeld beſtimmten, die Errichtung eines 


Schöpfbrunnens ins Auge zu faſſen, da eine anderweitige Ver⸗ 
ſorgung der neuen Wiener Gemeindebezirke mit dem für die 
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Straßenbeſpritzung und für geuerlöſchiweck erforderlichen Waſſer 
weder aus der Hochquellenleitung noch durch eine Nutzwaſſerleitung 
in der nächſten Zeit zu erwarten iſt. | 

Ob die Wahl des Platzes zur Errichtung dieſes Brunnens 
die richtige war, darüber derzeit ein Urtheil zu fällen, wäre zum 
mindeſten verſpätet. 

Die weitere nun actuell gewordene Frage, ob die Gemeinde 
Wien die für die Fertigſtellung dieſer Brunnenanlage erforderlichen, 
allerdings bedeutenden Mehrauslagen riskieren ſoll, kann nach 
Anſicht des Referenten bei dem heutigen Stande der Angelegenheit 
nur bejaht werden. 

Nachdem nun einmal das Werk ſo weit gediehen iſt, kann 
nicht daran gedacht werden, dasſelbe etwa aufzugeben, umſomehr, 
da ja zu erwarten ſteht, daſs der Brunnen ein für Beſpritzungs⸗ 
zwecke genügendes Waſſerquantum liefern wird. 

Zudem wird der Unternehmer der Straßenbeſpritzung in Neu⸗ 
lerchenfeld nach Activierung des Schöpfwerkes verhalten werden, 
einen entſprechenden Abzug von der vorher erwähnten Pauſchal— 
ſumme per 7050 fl. zuzugeſtehen, wozu der Punkt 20 des mit 
demſelben abgeſchloſſenen und noch bis 15. October 1893 dauernden 
Vertrages genügende Anhaltspunkte bietet. 

Von den nach den vorliegenden Koſtenvoranſchlägen noch 
erforderlichen Arbeiten iſt die Baumeiſterarbeit im veranſchlagten 
Betrage von 3008 fl. 42 kr. und die Herſtellung und Montage 
von zwei Reſervoirs im veranſchlagten Betrage von 1089 fl. 76 kr. 
im Offertwege zu vergeben. 

Für die Lieferung einer completen zweichlindrigen Brunnen⸗ 
pumpe zu dem auf 2170 fl. 80 kr. veranſchlagten Betrage liegt 
das Offert des Brunnenmeiſters Anton Rabel vor, welches laut 
Außerung des Bauamtes vollkommen entſprechend iſt. Nachdem 
der genannte Offerent auch die bisherigen Arbeiten entſprechend 
ausgeführt hat und von demſelben auch die exacte Ausführung 
dieſer Arbeiten zu erwarten iſt, wäre die Ausführung und Beiſtellung 
des Pumpwerkes dieſem Offerenten unter Vereinbarung einer zwei⸗ 
jährigen Haftzeit zu übertragen. 

Für den ſechspferdekräftigen Gasmotor liegen mehrere Offerte 
vor. Die Firma Langen & Wolf offerierte einen ſolchen zum 
Koſtenbetrage von 2390 fl. Laut Außerung des Stadtbauamtes 
empfiehlt es ſich nicht, Motoren minderbewährter Firmen zu ver⸗ 
wenden und es wäre demnach nach dem Antrage des Stadtbau⸗ 
amtes die Lieferung des Gasmotors der obbezeichneten offerierenden 
Firma unter Vorausſetzung einer zweijährigen Haftzeit zu über⸗ 
tragen. 

Die übrigen kleineren Arbeiten ſind im currenten Wege her⸗ 
zuſtellen. 

Es werden demnach folgende Anträge geſtellt: 

1. = die Herſtellung und Vollendung des Schöpf— 
werkes auf dem Haberlplatze im XVI. Bezirke wird der 


Geſammtkoſtenbetrag von 22.300 fl. 
wovon i 10.000 fl. 
bereits von dem eh Gemeindeausſchuss von 
Neulerchenfeld bewilligt wurden, genehmigt. 

Nachdem von den obigen 22.300 fl. 


bereits „ e 8.800 fl. 
für die eigentliche Abteufungsarbeit zur Anweiſung 
gelangten, ſo iſt für das laufende Jahr der Reſtbetrag 
von 13.500 fl. 


bei einer a Gruppe VI „Offeutliche Arbeiten“ neu 
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zu eröffnenden außerordentlichen Ausgabs-Rubrik XXII 
11 „Errichtung eines Schöpfwerkes auf dem Haberl— 
platz im XVI. Bezirke“ in der Weiſe ſicherzuſtellen, dafs 
die Dotation dieſer Rubrik noch anläſslich der im Zuge 
befindlichen Budgetverhandlung veranlajst wird. 

2. Die Erd- und Maurerarbeit für das Brunnen: 
haus im veranſchlagten Koſtenbetrage von 3,008 fl. 
42 kr., ſowie die Herſtellung und Montage von zwei 
Waſſerreſervoirs im veranſchlagten Betrage von 1089 fl. 
76 kr. iſt im Offertwege zu vergeben. 

3. Die Lieferung und Aufſtellung einer completen 
zweicylindrigen Brunnenpumpe im veranſchlagten Kojten- 
betrage von 2170 fl. 80 kr. iſt dem Offerenten Anton 
Rabel zu übertragen und hiebei eine zweijährige Haft— 
zeit zu vereinbaren. | 

4. Die Lieferung und Aufſtellung eines ſechs— 
pferdekräftigen Gasmotors zum Betriebe dieſes Pump— 
werkes im veranſchlagten Kojtenbetrage von 2390 fl. 
iſt der offerirenden Firma Langen & Wolf um dieſen 


Preis zu übertragen und hiebei eine zweijährige Haft- 


zeit zu vereinbaren. 

5. Die ſonſtigen kleineren für das obgedachte 
Schöpfwerk veranſchlagten Arbeiten ſind im currenten 
Wege in Ausführung zu bringen. | 

Ich bitte um die Genehmigung dieſer Vorſchläge des Stadt— 
rathes. | | 

Gem.-Nath Scheidl: Wie die Herren aus dem Referate 
entnommen haben, hat die Gemeinde Neulerchenfeld für den Bau 
dieſes Brunnens bereits 10.000 fl. verausgabt und nachdem an 
dem Brunnen bereits einundeinhalb Jahre gearbeitet worden war, 
wurde merkwürdigerweiſe die Fertigſtellung desſelben verlegt. Da 
die Fertigſtellung dringend nothwendig iſt, weil in Neulerchenfeld 


Waſſer mangelt und die Arbeiten an dem Brunnen bereits ſoweit 


vorgeſchritten find, fo bitte ich, daßs der Ausbau erfolge. Ich bitte, 
Ihre Zuſtimmung zum Ausbau des Brunnens zu ertheilen. 
(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Viorſitz.) 
Gem.-Nath Hipp: Ich habe trotz der Verleſung des ganzen 


Actes nicht recht gehört, ob vom Brunnenmeiſter Rabel das 
nöthige Waſſerquantum conſtant angetroffen wurde. Der Platz für 


den Brunuen iſt etwas unglücklich gewählt und es war daher 


eine koloſſale Tiefe erforderlich. Ich möchte mir daher die Anfrage 
erlauben, ob jetzt conſtatiert iſt, daßs das Waſſer conſtant iſt, damit 
dieſe Auslagen nicht umſonſt find und damit nicht ſpäter Nach- 


grabungen erforderlich ſein werden. 

Referent: Es wurde bei der Commiſſion vom 18. October 
1891 bereits conſtatiert, daſs bei einer Tiefe von 57 m 27 m 
Waſſer find und man hat gefunden, dass, wenn ununterbrochen 
geſchöpft wird, der Waſſerſtand conſtant bleibt. f 

Gem.-Nath Hipp: Dann bitte ich um die raſcheſte Durch⸗ 
führung der Angelegenheit. | 

Gem.-Nath Frauenberger: Dieſes Schöpfwerk koſtet ziemlich 
viel Geld, nämlich einen Betrag von 22.000 fl. und es iſt daher 
nothwendig zu wiſſen, welche Sachverſtändigen ſeinerzeit von der 
Gemeinde Neulerchenfeld zu Rathe gezogen worden ſind, und ob 
dieſer Brunnen auch genügend waſſerhältig iſt. Ich möchte mir 
daher die Anfrage an den Herrn Referenten erlauben, ob Experten 
in jüngſter Zeit beigezogen worden ſind, und ob dieſer Brunnen 


Ausſicht hat, auch wirklich das nöthige Waſſerquantum zu liefern. 
Ich möchte vor allem wiſſen, welches Waſſerqantum man per Tag 
von dieſem Brunnen erwarten kann. Bei dieſer Gelegenheit mufs 


ich darauf hinweiſen, daſs der Brunnen bereits ſehr tief gegraben 


iſt, 57 m iſt eine ganz koloſſale Tiefe und wenn in dieſem Brunnen 
nur 27 m Waſſer enthalten find, fo finde ich, daſs das nur ſehr 
wenig iſt. (Widerſpruch.) Ich bin nicht dagegen, wenn ich Gewifsheit 


habe, dass der Brunnen gut iſt; dann ſtimme ich mit Vergnügen 


dafür. Aber das eine mußs ſichergeſtellt fein, dafs die Arbeit nicht 


umſonſt gemacht ift. Daher möchte ich mir diesbezüglich vom Herrn 
Reßferenten die nöthige Aufklärung erbitten, denn alle Herren werden 


zugeben, dafs ein Brunnen, der 22.000 fl. koſtet, auch das Recht 
hat, beſprochen zu werden und dafs man überhaupt ſich überzeugen 
muss, ob derſelbe den Bedürfniſſen und Erwartungen, die man 
an ihn ſtellt, entſpricht. Ich möchte daher um Aufklärung über 
die von mir angeregten Punkte bitten. 

Referent: Ich werde mir erlauben, das Protokoll vom 
18. December 1891, das damals unter Beiziehung von 


Perſönlichkeiten ſowohl von Lerchenfeld als vom Stadtbauamt 


und Magiſtrat aufgenommen worden iſt, vorzuleſen. Es heißt 
hier (liest): „Herr Brunnenmeiſter Anton Rabel bemerkt, 
daſs nach feiner Anſicht die Bohrung erſt nach einer Ausprobung 
des Brunnens vorgenommen werden ſollte, weil nicht ausgeſchloſſen 
iſt, dafs der Brunen auch ohne Tieferbohrung eine für Beſpritzungs⸗ 
zwecke genügende Waſſermenge liefern werde. Herr Rabel ſpricht 
ſich demnach für die Einſetzung des Pumpwerkes aus, welche einer 
ſpäteren Tieferbohrnung des Brunnens nicht nur nicht hinderlich 
iſt, ſondern es ſogar ermöglicht, dais durch die fortgeſetzte Aus— 
ſchöpfung des Brunnenwaſſers und die dadurch bewirkte Senkung 
des Waſſerſpiegels die Bohrung erleichtert und verwohlfeilt wird, 
jo dass alſo ungeachtet einer Tieferbohrung während derſelben das 
zur Beſpritzung erforderliche Waſſer entnommen werden kann, der 
Betrieb des Brunnens zu Beſpritzungszwecken demnach nicht be— 
hindert wird. Herr Rabel fügt noch bei, daſs eine nicht 
unbeträchtliche Vermehrung des Waſſerzufluſſes in den Brunnen 
durch die Anbohrung der in einer Tiefe von 20 m angebrachten 
Brunnenbüchſe erzielt werden könnte, welche Maßregel bisher nicht 
in Anwendung gebracht wurde.“ 

Aus dem Ganzen geht hervor, dass der Waſſerſtand damals 
27 m betrug. 

Er kann nicht garantieren, dafs der Waſſerſtand conſtant 
bleibt und dafs ununterbrochen wird geſchöpft werden können, 
ſondern er meint, man ſolle die Pumpanlage durchführen und es 
werde dann, ſelbſt wenn man tiefer bohren müßste, ungeachtet des 
Umftandes, dafs man fortwährend Waſſer zur Beſpritzung nimmt, 
möglich fein, den Brunnen fernerhin auszugeſtalten. Das Stadt⸗ 
bauamt ſagt, wenn auch der Platz nicht glücklich gewählt iſt, kann 
man dieſes Werk, das bereits über 11.000 fl. verſchlungen hat, 
nicht ſtehen laſſen und nachdem für die nächſten Jahre nicht daran 
zu denken iſt, die Gemeinde mit Hochquellenwaſſer zu Beſpritzungs⸗ 
zwecken verſehen zu können, ſei es dringend nothwendig, dieſe 
Brunnenanlage durchzuführen. | 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Das find alſo die Äußerungen, 
welche der Herr Brunnenmeiſter Nabel diesbezüglich abgegeben 
hat. Nun möchte ich aber, ohne dem Herrn Rabel in irgend 
einer Weiſe nahetreten zu wollen, doch gerne wiſſen, was zu dieſer 
Brunnenanlage das hieſige Bauamt jagt; ich glaube, dass ſich das 
Bauamt auch in dieſer Frage informiert hat, und ich möchte den 
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Heyrn Referenten bitten, mir zu jagen, in welcher Weiſe es 
ſich hierüber äußert. 

Referent: Die Vertreter des Stadtbauamtes ſtimmen dieſem 
Vorſchlage vollkommen bei, da, wenn ſich ſpäter eine tiefere Bohrung 
als nothwendig herausſtellen ſollte, dieſelbe nachträglich mit ge— 
ringeren Koſten hergeſtellt en kann, ohne die Verwendung des 
Brunnens für Beſpritzungszwecke zu behindern; Herr Rabel iſt 
übrigens eine ſehr vertrauenswürdige Perſönlichkeit und hat bereits 
viele ſolche große Brunnenanlagen durchgeführt. 

Gem-Nath Gräf: Es iſt nicht zu leugnen, dafs die Her⸗ 
ſtellung dieſes Schöpfbrunnens im XVI. Bezirke eine unbedingte 
Nothwendigkeit iſt, denn mit der Straßenbeſpritzung ſieht es dort 
sehr. ſchlecht aus. Ich mußs mich jedoch auch der Bemerkung des 
Herrn Gem.⸗Rathes Hipp anſchließen, der ſagt, dajs der Platz 
etwas ungünſtig gewählt ſei. 

Mir iſt gejagt worden, dass an einer anderen Stelle des 
XVI. Bezirkes mit einer geringeren Tiefe vielleicht ein größeres 
Waſſerquantum erreicht worden wäre. Ich ſtimme ja der Noth⸗ 
wendigkeit zu, dafs dieſer Schöpfbrunnen errichtet werde, aber ich 
möchte noch einmal empfehlen, dafs man ſich, bevor man dieſen 
bedeutenden Betrag in dem Schöpfwerke inveſtiert, neuerdings 
überzeuge, ob der Brunnen auch anhält. Es wird uns gejagt, dass 
der Brunnen bei einer Tiefe von 57 m 27 m Waſſer aufweist. 
Es handelt ſich aber darum, ob der Waſſerzufluſs conſtant iſt, 
ſonſt wird der Brunnen in zehn Jahren ausgehen und wir werden 
ewige Reparaturen an dem Schöpfwerke zu machen haben. Ich 
empfehle alſo, dafs diesbezüglich ſehr genau nachgegangen werde. 

Der Betrag ſcheint mir ſehr hoch zu ſein, und möchte ich 
trotz des Ausſpruches des Herrn Brunnenmeiſters Rabel nicht 
rathen, dieſen bedeutenden Betrag in das Unternehmen zu ſtecken, 
weil Herr Rabel ſich bekanntlich ſchon öfters geirrt hat. Wenn 
aber die Experten und die Commiſſion ſich dafür aussprechen, dajs 
die Ergiebigkeit eine ſolche ſein wird, dafs man den Betrag ruhig 
bewilligen kann, dann möchte ich nur empfehlen, dass es ſobald 
als möglich geſchehe. Wenn ſolange um die Sache herumgegangen 
wird, wie bei allen communalen Arbeiten, ſo wird das ganze 
Schöpfwerk vor dem Herbſte nicht fertig werden; wir haben 25.000 fl. 
hineingeſteckt und können die Straßen erſt nicht beſpritzen. Ich 
möchte alſo bitten, die Überprüfung ſo raſch als möglich vorzu— 
nehmen und an die Ausführung der Arbeit zu gehen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich finde die Ausführungen 
ungemein ſonderbar und kann es nicht begreifen, wie man bei 
einem ſolchen Werke, wie die Bohrung eines Brunnens, eine ge- 
wiſſe Garantie verlangen kann. Man kann nach den geologiſchen 
Verhältniſſen annehmen, daſs man in dieſem Falle auf Waſſer 
ſtoßen werde. Man kannte in ſolchen Fällen genau die geologiſchen 
Verhältniſſe, ſtellte Berechnungen an und hat ſich doch getäuſcht. 
Das wird auch bei dem Brunnen der Fall ſein. Wenn geſagt 
wird, daſs der Brunnen bei 57 m Tiefe 27 m Waſſer hat, 
ſo iſt das ſehr viel, denn es ſind 50 Percent. Man kann ſich 
gratulieren, wenn man auf dieſe Tiefe 50 Percent Waſſer hat Da 
kann der Herr College Zag rski ein anderes Lied von einem 
Brunnen ſingen, von einem tiefen Brunnen und er wird ſagen 
können, was dieſer Brunnen koſtet. Eine Garantie gibt es in 
dieſem Falle nicht. Bei St. Andrä-Wördern, wo man unmittelbar 
auf den Untergrund der Donau ſtößt, haben im heurigen Jahre 
alle Brunnen verſagt, trotzdem dort ſonſt Waſſer in Hülle und 
Fülle vorhanden iſt, das es oft wie aus arteſiſchen Brunnen in 


. — FK ———— N — PL , T 


a der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 27, 8. April 1892. 


———— ————ñ̃ů —ͤ —— T ( 


— — 


die Höhe ſteigt. Dasſelbe war bei einem Brunnen der Fall, welchen 
die Gasanſtalt in der Schenkenſtraße gebohrt hat. Dieſer Brunnen 
war ungefähr 200 Meter tief und man iſt trotzdem noch nicht auf 
Waſſer geſtoßen. Hier gibt es nur „wetten und wagen“, weiter 
nichts, und aus dieſen Gründen ſtimme ich für den Referenten⸗ 
Antrag. 

Gem.-Nath Hipp: Ich muſss dem Herrn Vorredner erwidern, 
dass er gar nicht gefragt hat, wie lange der Brunnen überhaupt 
beſtanden hat, bis dieſes Quantum Waſſer erzielt wurde. Ich 
muſss erwidern, dafs der ganze Brunnen mitſammt dem Schöpf- 
werke von der Gemeinde auf 10.000 fl. veranſchlagt worden iſt. 
So hat man ſich in der Annahme getäuſcht und hat fortgegraben. 
Der Erzeuger Rabel war der einzige Sachverſtändige und der 
ſagte, man ſolle das Pumpwerk herſetzen, daſs auch er wieder erzeugt 
hat. Wenn das nicht aushält, dann bohren wir weiter. Darum 
handelt es ſich. So etwas ſollte auch von einem andern unter— 
ſucht werden, insbeſondere ob der Stand auch anhält, oder ob er ſich 
abſchöpfen lässt, wie es jetzt der Fall iſt. Wir haben immer graben 
müſſen und kein Reſultat erzielt. Wir find in den Herbſt hinein- 
gekommen. Es wurde fortgearbeitet, ſo lange es möglich war, und 
wie die rauhe Jahreszeit da war, hat man die Arbeit eingeſtellt 
und geſagt: Wir machen Schluſs. Mir iſt es angenehm, wenn 
die Sache beendet wird. Aber wenn ſie ſchon ſoviel Geld koſtet, 
fo ſollte man ſich doch die Überzeugung verſchaffen, dass der Reſt⸗ 
betrag nicht hinausgeworfen iſt. 

Gem.-Nath Dr. Terch (zur Geſchäftsordnung): Ich be— 
theilige mich ſehr ſelten an der Debatte, aber in dieſer Angelegen— 
heit iſt es doch klar, dafs man nie wiſſen wird, wieviel Waſſer 
der Brunnen gibt. Es iſt doch zweifellos, daſs der Brunnen Waſſer 


geben wird. 


Ich bitte alſo, meine Herren, zerbrechen Sie ſich nicht die 
Köpfe darüber und erlauben Sie mir, Schluſs der Debatte 
zu beantragen. 

Vice-Bügermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt. Ich erſuche die Herren, welche hiemit einver— 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Becker, Gräf, 
Eigner und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Becker: Meine Herren, es wurde Schluss der 
Debatte beantragt. Es handelt ſich da um eine Auslage von 
20.000 fl. (Rufe links: 23.000!) Mir iſt es gleichgiltig; wenn 


die Herren die Sache ſo leicht nehmen, iſt es gut. 


Es wird behauptet, dafs der Brunnen Waſſer gibt, das glaube 
ich auch, weil ich Gegenden kenne, wo man Brunnen auf 20 m 
Tiefe gar nicht ausſchöpfen kann, während man auf 50 und 75 m 
Tiefe kein Waſſer findet. 

Die Geologen ſpielen da keine Rolle, die bekannten Brunnen⸗ 
fabrikanten auch nicht, weil dieſe das nicht verſtehen. Die Haupt⸗ 
ſache iſt: Wenn es eine waſſerreiche Gegend iſt, weiß man, dafs 
Waſſer vorhanden iſt. 

Ich bin aber vom Gegentheil überzeugt; der Brunnen iſt 
dort, wenn noch ſo tief, leicht ausſchöpfbar. Ich möchte auf einen 
Brunnen verweiſen in einer Spitzenfabrik, an dem man ſchon zehn 
Jahre arbeitet, der ſchon 20.000 fl. koſtet und wo man noch immer 
kein Waſſer hat. 

Und hier wird über eine Auslage von 20.000 fl. gleich Schluss 
der Debatte beantragt. Ich möchte den Herrn Vorredner fragen, 
ob er die Verantwortung übernehmen wird, wenn die 20.000 fl. 
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hinausgeworfen ſind. Ich glaube, man ſollte die Sache 
vertagen, bis Sachverſtändige geſprochen haben. 
Dies iſt mein Antrag. N 

Gem.-Nath Gräf: Meine ſehr geehrten Herren! Ich finde 
es höchſt ſonderbar, daſs der Herr Gem.-Rath Dr. Klotzberg es 
ſonderbar findet, dajs man eine gewiſſe Garantie haben will, bis 
man 25.000 fl. in das Schöpfwerk hineinſteckt. 

Ich bin nicht für die Vertagung, ſondern wollte nur das eine 
ſichergeſtellt wiſſen, ob der Brunnen nicht ſo leicht ausgeſchöpft 
werden kann, weil an einem Pumpwerke rieſige Reparaturen vor— 
zunehmen ſind, das ein Heidengeld koſtet. Wir haben ſehr traurige 
Erfahrungen mit dem Schöpfwerke im XVI. Bezirke am Markt⸗ 
platze gemacht, wo alle zwei bis drei Jahre Reparaturen noth— 
wendig waren, die koloſſal viel koſteten. 

Soeben wird mir auch vom Herrn Collegen Geyer etwas 
mitgetheilt, was die Herren intereſſieren dürfte. Man hat dort 
verſuchsweiſe Pulſometer angewendet, und man war in zehn Tagen 
nicht im Stande das Waſſerquantum, das zugefloſſen it aus⸗ 
zuſchöpfen. Das iſt nun eine andere Sache. 

Wenn uns diesbezüglich vom Herrn Referenten dieſe Auf⸗ 
klärung zutheil geworden wäre, ſo würde niemand im Plenum ſich 
für die neuerliche Prüfung der Angelegenheit ausgeſprochen haben. 

Ich habe auch die Vertagung nicht beantragt, ſondern wollte 
nur die Gewissheit haben, dass die Arbeit mit aller Beſchleunigung 
durchgeführt werde, denn dieſe Sicherheit iſt nothwendig, wenn 
man 25.000 fl. in ein ſolches Schöpfwerk hineinſteckt. Ich glaube, 
dass das nicht jo unrichtig iſt. 

Gem.⸗Nath Eigner: Meine Herren, geſtatten Sie mir, auch 
einige Worte zu ſprechen. Es würde mich ſehr freuen, wenn der 
Brunnen dort viel Waſſer gibt, weil die Straßen in den Vororten, 
die jetzt theilweiſe nur einmal im Tage, theilweiſe auch gar nicht 
beſpritzt werden, dann dreimal täglich beſpritzt werden könnten. 
Denn jetzt iſt fo viel Staub dort, dass ſich das ausnimmt, wie 
der Nebel in England. Sie können das leicht ſehen, wenn Sie 
hinausgehen. Der Herr Referent hat aber nicht geſagt, welchen 
Durchmeſſer dieſer Brunnen haben wird. (Rufe: Dreieinhalb 
Meter!) Ein ſolcher Brunnen, der dort gebaut werden ſoll, war 
auch in Hernals, Hauptſtraße, Ecke der Dorotheergaſſe, und er 
musste ſogar verſchüttet werden. Das kann auch bei dieſem Brunnen 
paſſieren, denn kein Menſch kann dafür garantieren, kein Bau⸗ 


meiſter und auch ein Profeſſor nicht, ich wenigſtens kenne noch 


Darüber haben ſich ſchon viele den Kopf zerbrochen, zum 
Beiſpiel bei den Karlsbader Quellen; woher das heiße Waſſer 
kommt, das weiß auch noch keiner. Ich kann Ihnen alſo nur 
empfehlen, die Sache ſobald als möglich zu erledigen, damit die 
Beſpritzung vorgenommen werden kann. 

Referent: Ich will vor allem conſtatieren, dass ich gejagt 
zu haben glaube, dass der Durchmeſſer des Brunnens 3:80 m 
beträgt. Als Ergänzung will ich noch beifügen, daſs im Protokolle 
vom 18. December conſtatiert iſt, daſs vom 15. bis 27. September 
das Ausſchöpfen von zwei übereinander aufgeſtellten Pulſometern 
vorgenommen wurde, und dajs man während des Schöpfens die 
Arbeit forciert hat. 

Das Stadtbauamt hat auch Meſſungen vorgenommen und 
conſtatiert, das am 16. October früh nach zwölf Stunden Ruhe— 
pauſe das Waſſer um 3 m geſtiegen iſt, nach weiteren 24 Stunden, 
am 17. October früh, ſtieg es auf 460 m, und nach abermaligen 
24 Stunden, am 18. October früh, auf 6˙30 m. 
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Es iſt alſo conſtatiert, dafs jedenfalls dort Waſſer in ziemlich 
genügender Menge vorhanden iſt. Die Koften ſind im Verhältniſſe 
zur Erſparnis gewiſs gering, wenn die Herren. berückſichtigen, 
daſs die Beſpritzung jetzt 7050 fl. per Jahr koſtet, und dann auf 
5000 fl. oder 5500 fl. kommen wird, wodurch die Verzinſung für 
die 22.000 fl. jedenfalls hereingebracht wird. Ich beantrage dem— 
nach die Genehmigung des Antrages. 

Gem.-Nath Hawraneſt (zur Berichtigung): Ich berichtige, 
dafs, wenn der Herr Referent das im Anfange gejagt hätte, was 
er jetzt ſagte, die ganze Debatte nicht geweſen wäre. Ich bitte 
daher den Referenten, künftig ordentlich zu referieren. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, Herr Gemeinde— 
rath, Sie haben hier keine Verweiſe zu ertheilen, da mußs ich ſehr 
bitten; Herr Gem.⸗Rath v. Götz iſt fo viel wie Sie. (Gem.⸗Rath 
Hawranek: Ich weiß!) 

Gem.-Nath Hipp zur Berichtigung): Dann muſs aber ich 
conſtatieren, dajs der Herr Referent mir nicht das geantwortet hat, 
um was ich ihn gefragt habe, weil ſonſt meine Außerung dieſelbe 


geweſen wäre, wie er fie jetzt gegeben hat. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich weiß nicht, ob das 
geſagt wurde, denn es iſt ſo viel Lärm hier, daſs man oft das 
halbe Referat nicht hört. Es liegen zwei Vertagungs— Anträge vor, 
die ich für identiſch halte, und zwar von den Herren Gem.⸗Räthen 
Becker und Gräf. (Gem.-Rath Gräf: Von mir nicht!) Haben 
Sie alſo Ihren Antrag zurückgezogen? (Gem.⸗Rath Gräf: Ja!) 

Gem.- Math Becker: Ich ziehe meinen Antrag infolge der 
erhaltenen Aufklärungen zurück. 5 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Ich erſuche alſo die 
Herren, welche mit dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Für die Herſtellung und Vollendung des 
Schöpfwerkes auf dem Haberlplatze im XVI. Bezirke 
wird der Geſammtkoſtenbetrag von. 22.300 fl. 
wovon „ b 10.000 fl. 
bereits von dem W Gemeinde ausſchuſs von 
Neulerchenfeld bewilligt wurden, genehmigt. 

Nachdem von den obigen 22.300 fl. 
bereits a 8.800 fl. 
für die eigentliche Abteufungsarbeit zur Anweiſung 


gelangten, fo iſt für das laufende Jahr der Reſt— 
betrag von . „ u 13.500 fl. 
bei einer unter Gruppe VI „Offentliche Arbeiten“ 


neu zu eröffnenden außerordentlichen Ausgabs-Rubrik 
XXII 11 „Errichtung eines Schöpfwerkes auf dem 
Haberlplatz im XVI. Bezirke“ in der Weiſe ſicher— 
zuſtellen, daſßs die Dotation dieſer Rubrik noch 
anläſslich der im Zuge befindlichen Budgetverhand— 
lung veranlaſst wird. 

2. Die Erd- und Maurerarbeit für das Brunnen— 
haus im veranſchlagten Koſtenbetrage von 3.008 fl. 
42 kr., die Herſtellung und Montage 


ſowie von 
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zwei Waſſerreſervoirs im veranſchlagten Betrage von 
1089 fl. 76 kr. iſt im Offertwege zu vergeben. 

3. Die Lieferung und Aufſtellung einer com— 
pleten zweicylindrigen Brunnenpumpe im veran— 
ſchlagten Koſtenbetrage von 2170 fl. 80 kr. iſt dem 
Offerenten Anton Rabel zu übertragen und hiebei 
eine zweijährige Haftzeit zu vereinbaren. 

4. Die Lieferung und Anfjtellung eines ſechs— 
pferdekräftigen Gasmotors zum Betriebe dieſes Pump— 
werkes im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2390 fl. 
iſt der offerierenden Firma Langen & Wolf um 
dieſen Preis zu übertragen und hiebei eine zwei— 
jährige Haftzeit zu vereinbaren. 

5. Die ſonſtigen kleineren für das obgedachte 
Schöpfwerk veranſchlagten Arbeiten ſind im currenten 
Wege in Ausführung zu bringen. N 

Gem.⸗Nath Grünbeck (zur Geſchäftsordnung): Ich erſuche 
den Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Rich ter, nachdem er ſich von 
der Unwahrheit der am 18. März gegen Herrn Collegen Steiner 


vorgebrachten Beſchuldigung überzeugt hat ..... (Unruhe rechts.) 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich rufe Sie zur Ord— 
nung; ich habe bereits einmal erklärt, welche Stellung ich gegenüber 
dieſen Behelligungen einnehme. (Zuſtimmung rechts. — Gem.⸗Rath 
Frauenb erger: Spielerei! — Gem.⸗Rath Hawranek: Muis 
doch zurückgenommen werden. — Gem.⸗Rath Gregorig: Ja, 
eine unberechtigte Beſchuldigung muſs zurückgenommen werden !) 
Ich bitte Herrn Gem.⸗Rath Dr. Stenz! zum Referat. 

9. Referent Gem.⸗Rath Dr. Stenzl: Das Referat hat 
keine Nummer, weil es erſt vormittags im Stadtrathe erledigt wurde, 
ſteht aber ohnedies auf der gedruckten Tagesordnung. — Es handelt 
ji) um die Bitte des Comites des erſten öſterreichiſchen Seehoſpizes 
zu Grado um eine Subvention zur Erbauung eines Pavillons für 
infectionskranke Kinder. 

Es hat ſich im vorigen Jahre ergeben, dass gerade während 
der Curperiode unliebſamerweiſe Diphtheritis ausgebrochen iſt, 
infolge deſſen die Curperiode unterbrochen werden muſste, und bei 
vielen curbedürftigen Kindern die Cur nicht zu Ende geführt werden 
konnte. Mit Rückſicht darauf hat ſich das Comité entſchloſſen, 
einen Infections⸗Pavillon zu bauen, damit auch, wenn eine ſolche 
Krankheit ausbrechen ſollte, die Cur zu Ende geführt werden könnte. 
Das Comité kommt damit einem Wunſche des Stadtrathes entgegen, 
der den Beſchluſs gefajst hat, es möge dafür geſorgt werden, daßs 
auch im Falle einer Infectionskrankheit die Cur möglich ſei. 

Dieſer Verein, welcher ſehr wohlthätig wirkt, iſt mit Rückſicht 
auf ſeine Thätigkeit paſſiv geworden. Der geplante Pavillon iſt 
für 18 Betten in Ausſicht genommen, die Koſten desſelben werden 
ſich auf circa 3000 fl. ſtellen, und er ſoll nach den modernen 
Anforderungen der Hygiene erbaut werden. 

Der Verein hat es hiernach für nothwendig gefunden, ſich an 
die intereſſierten Stellen zu wenden, zunächſt an die Gemeinde 
Wien, welche jährlich fünfzig Kinder nach Grado ſchickt, ferner an 
die Städte Graz, Grado und Görz, und erbittet ſich einen Beitrag 
von 1000 fl. von der Gemeinde Wien. Die Koſten der inneren 
Einrichtung des Pavillons ſollen durch Sammlungen in der Graf- 
ſchaft Görz aufgebracht werden. 
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Mit Rückſicht darauf, dajs die Curmethode bei den ſerophulöſen 
Kindern in Grado bisher ausgezeichnete Erfolge erzielt hat und es 
wünſchenswert iſt, daßs eine ſolche Curmethode bei den Kindern 
nicht unterbrochen werde, mit Rückſicht auf den Umſtand, dass es 
ſich hiebei bloß um die Vervollkommnung dieſes Inſtitutes handelt, 
und die Sache ſchließlich im Intereſſe der Prophylaxis gelegen iſt, 
beehrt ſich der Stadtrath den Antrag zu ſtellen, es ſei dem See⸗ 
hoſpiz in Grado der Betrag von 1000 fl. als Beitrag zur Er⸗ 
bauung eines Pavillons für infectiöſe Kinder zu bewilligen. Ich 
bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice⸗ürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? — 
(Niemand meldet ſich.) — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Comité des 
J. öſterreichiſchen Seehoſpizes zu Grado zur Erbauung 
eines Pavillons für infectionskranke Kinder einen 
Betrag von 1000 fl. als Subvention zu bewilligen. 

10. Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Nr. 47. Ich habe 
die Ehre zu referieren über das Detailproject für die Erweiterung 
des Friedhofes in Hietzing. 

Der jetzt beſtehende Hietzinger Friedhof ift bereits derart belegt, 
daßs eine weitere Beerdigung nur mehr auf ganz kurze Zeit möglich 
iſt. Es iſt daher nothwendig, für eine Erweiterung Vorſorge zu 
treffen. An dieſem Friedhof befindet ſich ein Theil, welcher der Ge— 
meinde gehört und zur Erweiterung des Friedhofes auserſehen tft, 
u. zw. in einer Länge von circa 71 m und einer Breite von eirca 17 m. 
Der Platz iſt nach ſeiner jetzigen Lage und Configuration nicht 
vollſtändig zum Friedhofe geeignet und es müſſen zunächſt einige 
Arbeiten vorgenommen werden. Wie aus dem Plane erſichtlich 
iſt, muſs eine Stützmauer gegen den beſtehenden Friedhof errichtet 
werden, nachdem das Terrain des neuen Friedhofes ein höheres iſt, 
und ebenſo iſt es nothwendig, an der Grenze des Friedhofes eine 
Stützmauer zu errichten, denn das Terrain des neuen Friedhofes iſt 
ein derartiges, daßs es nicht in einer planierten Ebene liegt, es iſt daher 
nothwendig, eine Abgrabung einerſeits und eine Anſchüttung anderer⸗ 
ſeits zu treffen, dann ſind die nöthigen Wege zu machen und die 
Zugänge von Seite des beſtehenden Friedhofes. Es liegt der Plan 
vom Stadtbauamte vor, aus welchem zu entnehmen iſt, in welcher 
Weiſe die Eintheilung der Gräber vor ſich gehen ſoll. Wenn es 
die Herren intereſſiert, bitte ich Einſicht zu nehmen. Es iſt die 
Eintheilung für Grüfte, Einzelngräber und gemeinſame Gräber, 
wie es für die Benützung nothwendig iſt, gemacht. Die Koſten 
betragen für die Arbeiten, die ich genannt habe, für die Herſtellung 
der Mauer, für die Steinmetzarbeiten daſelbſt und die Planierungen 
nach dem Voranſchlage im ganzen 17.171 fl. 35 kr. (Gem.⸗Rath 
Hawranek: 38 kr.) Dieſe Arbeiten ſollen in der Art gemacht 
werden, daſs — es iſt zwar nicht im Antrage vorgeſehen — ein 
Betrag von 10.000 fl. in Auszahlung gelangt, welcher Betrag 
bereits in das Budget eingeſetzt iſt, und dass der Reſtbetrag ins 
Budget 1893 aufgenommen werde. 

Ich erſuche Sie daher, den nachſtehenden Anträgen des Stadt⸗ 
rathes Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. (Liest): 

1. Es ſei die theilweiſe Erweiterung des Hietzinger 
Friedhofes mit dem adjuſtierten Geſammtkoſtenbetrage per 
17.171 fl. 38 kr. und das diesfalls vom Stadtbau— 
amte vorgelegte Tetailproject mit der Abänderung zu 
genehmigen, daſs bei der Macadamiſierung der Wege 
an Stelle des vorgeſchlagenen Bruchſtein-Grundbaues 
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zur Herſtellung der Wege Gebirgsſchlägelſchotter und 
derlei Sand verwendet werde, daher anſtatt der Tarif— 
poſt 74 die Tarifpoſt 78 zur Anwendung kommt und 
von der Herſtellung einer Aufgangsſtiege Umgang ge— 
nommen, und daj3 für die Beſucher des Friedhofes 
ein Ruheplatz mit Bänken hergeſtellt werde. 

2. Die Gräbereintheilung hat nach der vom Stadt— 
bauamte vorgelegten Skizze Alternative B zu erfolgen. 

3. Dem Todtengräber des Hietzinger Friedhofes 
ſei eine Grundfläche von circa 40 bis 50 m? auf dem 
erhöhten Plateau der an den Friedhof angrenzenden 
Baumſchule zur Anlage von Gewächs häuſern gegen einen 
Jahrespauſchalzins von 5 fl. gegen dem zu überlaſſen, 
daſs er ſich verpflichtet, dieſen Grund über Aufforde— 
rung des Magiſtrates ohne Anſpruch auf irgend welche 
Entſchädigung vollſtändig zu räumen. 

4. Es ſei der Magiſtrat zu ermächtigen, wegen 
Erwerbung von Grundſtücken zum Zwecke einer ent— 
ſprechenden Erweiterung des Hietzinger Friedhofes mit 
den betreffenden Grundbeſitzern in Verhandlung zu 
treten. 

5. Der Magiſtrat wird beauftragt, zu berichten, ob 
nicht in den Friedhöfen der Vororte die eigene Regie 
bezüglich der Gräberausſchmückung einzuführen wäre. 

Ich möchte mir bezüglich des Todtengräbers zu bemerken 
erlauben, dass derſelbe derzeit ſeine Gewächshäuser auf dem Terrain 
hat, welches zur Erweiterung des Friedhofes in Ausſicht genom— 
men iſt, daßs er dasſelbe räumen mufs, und ſich einen Platz, wo 
die Baumſchule iſt, ausſuchen mußs zur Herſtellung eines kleinen 
Gewächshauſes. Der Raum, den ihm die Gemeinde gegen dem 
gibt, daſs er auf Verlangen der Gemeinde geräumt werden mujs, 
beträgt nur 40 bis 50 mꝛ. 

Bezüglich des weiteren Antrages möchte ich bemerken, dais 
weitere Verhandlungen bezüglich der Anrainer zu pflegen ſind. 
Nachdem dieſer Friedhof keine große Area hat, wird er auch in 
Zukunft bald belegt ſein, und es iſt, damit man nicht in der 
nächſten Zeit in die Calamität komme, eventuell Gründe theurer 
zu kaufen, nothwendig, das bereits jetzt mit den Anrainern be— 
züglich der Erwerbung eines Platzes Rückſprache gepflogen werde. 

Gem.⸗Rath Gräf: Ich finde es höchſt ſonderbar, daſs man 
an den Gemeinderath mit der Vorlage herantritt. In der vor— 
geſtrigen Stadtrath-Sitzung iſt der Beſchluſs gefaſst worden, die Ver— 
ſtorbenen der ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld auf dem Otta— 
kringer Friedhofe beerdigen zu laſſen und einer der Herren Stadt— 
räthe hat auch der Anſicht Ausdruck gegeben, es wäre nothwendig, 
daſs man conſequenterweiſe auf eine Vergrößerung des Fried— 
hofes im XVI. Bezirke denkt. f 

Dagegen iſt lebhaft opponiert worden, und in Begründung 
dieſes Antrages wurde angeführt, daſs man die Bewilligung, die 
Verſtorbenen der ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld in Ottakring 
zu beerdigen, nur deshalb gegeben hat, um dieſen Friedhof ſobald 
als möglich voll belegt zu haben und ihn dann auflöſen zu können. 
Nun, meine Herren, kaum 24 Stunden ſpäter kommt an den Ge— 
meinderath eine Vorlage und man verlangt von uns, dafs wir 
uns für die Vergrößerung eines Friedhofes ausſprechen ſollen. Meine 
Herren! Das, was für den einen Bezirk gilt, ſoll auch für den 
anderen gelten, und ich ſehe nicht ein, warum man gerade mit 
dem Hietzinger Friedhofe, wo größtentheils nur ſehr Wohlhabende 


beerdigt werden, eine Ausnahme macht. 
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Thatſache iſt, dass die 
Beerdigung auf dem Central-Friedhofe namentlich der ärmeren 
Bevölkerung bedeutende Koſten verurſacht. Ich habe es mit Freuden 
begrüßt und nichts dagegen einzuwenden gehabt, daſs man den 
Neulerchenfeldern gewährte, ihre Todten auf unſerem Friedhofe be⸗ 
erdigen zu laſſen. Aber dagegen, daſs in ſolcher Weiſe vorgegangen 
wird, mufs ich mich ausſprechen. Conſequenz ſoll in allen Fällen 
ſein; denn das geht doch nicht an, den XVI. Bezirk anders als den 
XIII. Bezirk zu behandeln. Würden Sie heute die Erweiterung 
des Hietzinger Friedhofes beſchließen, ſo werde ich Sie bitten, 
einen Antrag, den ich demnächſt einzubringen mir erlauben werde, 
auf Erweiterung des Friedhofes im XVI. Bezirke gütigſt zu unter— 
ſtützen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Das Wort hat Herr 
Gem.⸗Rath Hipp. (Derſelbe verzichtet.) 

Gem.-Nath Ziegelwanger: Im großen ganzen bin ich für 
dieſe Erweiterung und mußs beſonders betonen, dajS der Hietzinger 
Friedhof für die Gemeinde immer ein großes Erträgnis abwirft. 
Es wird vielleicht kein Friedhof da ſein, welcher für die Gemeinde 
eine ſolche Einnahmsquelle bildet, wie der Hietzinger Friedhof. Ich 
möchte nur zu Punkt 4 einige Worte ſagen. In dem Punkt 4 des 
Stadtrath⸗Antrages kommt vor: „Es ſei der Magiſtrat zu ermäch— 
tigen, wegen Erwerbung von Grundſtücken zum Zwecke einer ent— 
ſprechenden Erweiterung des Hietzinger Friedhofes mit den be— 
treffenden Grundbeſitzern in Verhandlung zu treten.“ Da möchte 
ich den Zuſatz-Antrag ſtellen: „Wenn dieſe Verhandlungen 
ſtattfinden und der Friedhof wieder erweitert wird, 
daſs dieſe Erweiterung nur zur Anlage von Grüften 
und eigenen Gräbern benützt wird, nicht etwa daſs 
auch Schacht- oder Maſſengräber dort angelegt werden.“ 
Dadurch will ich nur bewirken, daſs der Gemeinde eine Einnahms— 
quelle geſchaffen werde. 


Gem.-Rath Dr. Tueger: Vor allem erlauben Sie mir, 
daſs ich mein Bedauern darüber ausſpreche, dass eine derart wichtige 
Vorlage uns erſt heute auf den Tiſch niedergelegt wird. Die Herren 
zucken wieder mit den Achſeln, ſo darf aber nicht vorgegangen 
werden. 

Ich habe die Sache durchgeleſen und geſtehe, dass ich gegen 
Punkt 1, 2 und 3 keine Einwendung habe. Aber beim Punkt 4 
geſtatten Sie mir doch die Bemerkung, dass es mir vorkommt, als 
wenn vielleicht die Herren Grundbeſitzer ermuntert werden, etwas 
zu viel für ihre Gründe zu begehren, weil aus dem Punkt 4 her- 
vorgeht, dajs wir unter jeder Bedingung den Hietzinger Friedhof 
erweitern wollen, und die unmittelbaren Anrainer werden die Ge— 
legenheit benützen, ihre Gründe ſo theuer als möglich anzubringen. 
Wenn man ſo etwas plant, ſo hängt man das nicht an die große 
Glocke, der Magiſtrat braucht ja keine Ermächtigung, es kann ja der 
Bürgermeiſter die betreffenden Anrainer zu ſich einladen und ſagen: 
Wenn Ihr einen mäßigen Preis begehrt, ſo werden wir die Gründe 
eventuell kaufen. Er kann das beim Gemeinderathe beantragen, 
aber hier eine Ermächtigung dem Magiſtrate zu ertheilen, heißt 
ſoviel, als die Leute zu unerhörten Forderungen zu verleiten. 

Ich werde daher gegen Punkt 4 ſtimmen, weil ich glaube, 
daſs wir dieſe Frage erſt dann in Erwägung ziehen können, wenn 
uns der Herr Bürgermeiſter ſagen wird, was die Geſchichte koſtet. 
Dann werden wir ſehen: Begehren die Leute nicht allzuviel — gut; 
begehren ſie aber zu viel, dann werden wir es nicht thun. 
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Ich erlaube mir aber eine kleine Bemerkung, die mir mein 
Freund Ziegelwanger ſchon verzeihen mag. Nach meiner 
Meinung ſtinkt die Leiche eines Reichen ebenſo, wie die eines 
Armen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich möchte doch bitten, 
vielleicht im Ausdrucke ſich zu mäßigen. 

Gem.-Rath Dr. Tueger (fortfahrend): Der Vertreter des 
XIII. Bezirkes, mein Freund und College, will alſo da draußen 
— wie ſoll ich ſagen — ein Ariſtokratenviertel für die Todten 
errichten; es ſollen nur noble Leute dort beerdigt werden, die ein 
eigenes Grab oder eine Gruft bezahlen können. Ich bin der 
Meinung, dafs wir in Hinkunft einen ſolchen privilegierten Fried— 
hof nicht beſitzen, das die Taxen und Gebüren für alle Friedhöfe 
gleich fein werden, dajs kein Unterſchied zwiſchen dem Central— 
Friedhofe und dem Hietzinger Friedhofe zu machen fein wird. Der 
letztere iſt überhaupt nur dadurch in Aufnahme gekommen — das 
verzeihe mir der geehrte College — daſs viele Wiener eine Ab— 
neigung dagegen gefasst haben, ſich auf dem Central-Friedhof 
begraben zu laſſen. Man hat geglaubt, es iſt weiß Gott wo, es 
ſind viele ſchlechte Witze darüber gemacht worden und da iſt der 
Hietzinger Friedhof eine Goldquelle geworden, es wurden eigene 
Gräber und Grüfte zu hohen Preiſen gekauft. Dieſe Abneigung 
hat ſich jetzt ſchon gegeben; jeder Wiener wird anerkennen, dajs 
die Anlage des Central-Friedhofes außerordentlich ſchön, dafs fie 
eine Zierde für Wien geworden iſt. (Bravo!) Dies anerkennt man 
ſchon allgemein. Ich bin daher der Meinung, das dieſe Extra— 
geſchmacke mit der Zeit vollſtändig aufhören werden. Ich würde 
Sie daher bitten, Punkt 4 fallen zu laſſen. 

Was Punkt 5 betrifft, nämlich, der Magiſtrat wird beauftragt 
zu berichten, ob nicht in den Friedhöfen der Vororte die eigene 
Regie bezüglich der Gräberausſchmückung einzuführen wäre, ſo 
hätte ich nichts dagegen, dass dieſer Punkt in Erwägung gezogen 
wird, aber ich denke, ſtatt dieſer beiden Punkte 4 und 5 ſollten 
Sie den Beſchluſs faſſen, dass überhaupt der Stadtrath uns eine 
Vorlage über die Organiſation des geſammten Beerdigungsweſens 
mache. (Gem.⸗Rath Vaugoin: Sie iſt im Zuge!) Sie iſt nicht 
da; wir haben eine Vorlage, betreffend die Einführung oder Er— 
höhung der Gebüren, die iſt da; aber eine Vorlage über die 
Organiſation des Beerdigungsweſens iſt noch nicht hier, und ich 
denke, alle dieſe Fragen, Punkt 4 und 5, ſowie die Frage, welche 
mein unmittelbarer Herr Vorredner wegen Erweiterung des 
Ottakringer Friedhofes angeregt hat, ſollen dann gelöst werden. 
Ich erlaube mir daher als Gegen-Antrag zu Punkt 4 und 5 den 
Antrag zu ſtellen, es werde der Stadtrath beauftragt, 
über die Organiſation des Beerdigungsweſens bald— 
möglichſt Bericht zu erſtatten. Ich empfehle Ihnen die 
Annahme meines Antrages. 

Gem.-Nath Matzenauer: Ich glaube, es wird jedem von 
Ihnen klar fein, dajs dieſer Zuſtand, wie er vor der Vereinigung 
in Bezug auf die Beerdigung in den verſchiedenen damaligen 
Vorortegemeinden beſtand, jetzt nicht belaſſen werden kann. Dieſe 
verſchiedenen kleinen Friedhöfe, die noch dazu in nächſter Nähe der 
verbauten Theile liegen, öfters in Vierteln, die für Villegiaturen 
beſtimmt ſind und wo Cottage-Anlagen geplant ſind, müſſen mit 
der Zeit aufgelaſſen werden; und es wird, nachdem man den 
Central⸗Friedhof denn doch nicht als alleiniges Gräberfeld für dieſe 
ungeheuer ausgebreiteten Theile von Wien ins Auge faſſen und 
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man doch nicht die Bewohner von Salmannsdorf oder Neuwaldegg 
u. ſ. w. bis auf den Central-Friedhof hinausbringen kann, an die 
Errichtung noch eines oder zweier großer Friedhöfe geſchritten 
werden müſſen, und zwar an der Peripherie des heutigen neu⸗ 
geſchaffenen Wien. Man kann vielleicht darüber hinausgehen und 
vielleicht im Wienerwald einen paſſenden Theil hiezu zu verwenden 
beſtrebt ſein. Derartig große Actionen können nicht im Handumdrehen 
gemacht und nicht in einem, vielleicht auch nicht in zwei Jahren 
eine fertige Vorlage für dieſe Sache vorgelegt werden. Da müſſen 
Vorerhebungen nach verſchiedenen Richtungen gemacht werden. Das 
wird längere Zeit dauern. Der Stadtrath hat ſich mit der Frage 
beſchäftigt und hat auch bereits den Magiſtrat beauftragt, in dieſer 
Richtung die Vorarbeiten zu entrieren. Bis aber dieſe Vorarbeiten 
gemacht ſein werden, mufs ein leidlicher Zuſtand für die gegen— 
wärtigen Verhältniſſe geſchaffen werden. Nun iſt ein Anſuchen vor- 
gelegen, und zwar von einem Theile des XVI. Bezirkes, von den 
Neulerchenfeldern, welche bisher auf den Central-Friedhof gekommen 
ſind. Die wollen auf den Ottakringer Friedhof gehören. Auf dem 
Ottakringer Friedhofe ſind aber die ſanitären Verhältniſſe, die 
Bodenverhältniſſe ungünſtige, und würde man eine Erweiterung 
in Ausſicht nehmen, jo müſste man noch viel mehr Terrain ein— 
beziehen und die Verhältniſſe würden dann nur noch ſchlechter 
werden, während ſich doch dort die Villegiatur ausbreiten ſoll. Es 
empfiehlt ſich daher eine Erweiterung dieſes Friedhofes nicht. Anderer: 
ſeits wird man den Friedhof nicht eher ſchließen, als bis das 
Terrain belegt iſt, und aus dieſem Grunde erklärt ſich der Beſchluſs 
des Stadtrathes, darauf einzugehen, dajs die Neulerchenfelder den 
Ottakringer Friedhof belegen dürfen, damit der Friedhof möglichſt 
bald voll wird, und überhaupt der ganze Zuſtand ein Ende nimmt. 

Ich hätte geglaubt, daſss die Ottakringer und die Lerchenfelder 
mit dieſem Beſchluſſe ſehr zufrieden ſein werden und nicht mit 
einem Antrage kommen, den Friedhof zu erweitern. An eine Er- 
weiterung iſt nicht zu denken und darauf wird man gewißs nicht 
eingehen. Beim Hietzinger Friedhofe liegen die Verhältniſſe anders 
Dort ſind keine ſanitären Übelſtände, die Bodenverhältniſſe ſind 
keine ungünſtigen. Dort kommt aber noch ein finanzielles Moment 
in Betracht. Der Hietzinger Friedhof iſt ein Luxusfriedhof ge⸗ 
worden und hat der Gemeinde Hietzing ein ſehr bedeutendes 
Erträgnis geliefert. Nun frage ich, warum ſollen wir auf dieſes 
Erträgnis verzichten? Der Friedhof trägt jährlich über 20.000 fl. 
rein. Jetzt ſollen wir ſagen: Nein, die Gebüren müſſen überall 
gleich ſein. Wenn einer von Gott weiß woher kommt und auf 
dem Hietzinger Friedhofe beerdigt werden will, darf nicht mehr 
gefordert werden, als von einem, der in Hietzing verſtorben iſt, 
ſondern er muſs die Gruft oder das Grab zum ſelben Preis be— 
kommen, wie ein zur Pfarre Hietzing Gehöriger, d. h. wir werfen 
20.000 fl. rein hinaus, und zwar zu Gunſten der reichſten Leute; 
denn, ein armer Teufel kann ſich dieſes Vergnügen nicht machen. 
Warum ſollen wir den reichen Leuten dieſes Vergnügen nicht laſſen 
und ihnen das Geld nicht abnehmen? Warum ſollen wir ſagen: 
Du darfſt nicht 1600 fl. für eine Gruft zahlen, ſondern du muſst 
800 fl. zahlen? Das verſtehe ich nicht. 

Auf die nächſten Jahre hinaus müſſen wir Raum ſchaffen. 
Der Ottakringer Friedhof hat, wenn nur die Ottakringer dort 
beerdigt werden, Raum auf zwölf Jahre, wenn die Neulerchenfelder 
dazu gelegt werden, auf ſechs bis ſieben Jahre. In dieſer Zeit, 
hoffen wir, wird doch das geſammte Beerdigungsweſen in Wien 
einer gründlichen Regelung unterzogen, und eine Erweiterung nicht 
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nothwendig ſein. Man wird bis dahin das große Referat denn 
doch zuſtande gebracht haben. 

Beim Hietzinger Friedhofe iſt kein Platz mehr, und wenn wir 
ihn nicht erweitern, heißt das auf eine Einnahme von jährlich 
20.000 fl. für die Gemeinde Wien verzichten. Das, haben wir 
geglaubt, liegt nicht im finanziellen Intereſſe der Commune. 
Nachdem dort ſanitäre Übelſtände nicht zutage getreten ſind, 
und die meiſten Beerdigungen vorgenommen werden, wo doppelte 
Vorſichtsmaßregeln, möchte ich ſagen, zur Anwendung kommen, ſo 
ſollten, glaube ich, die Herren den Anträgen des Stadtrathes 
zuſtimmen. 

Was die Punkte 4 und 5 anbelangt, ſo gehören ſie meines 
Erachtens gar nicht vor den Gemeinderath. Es iſt, glaube ich, 
ein Überſehen, daſs fie in das Referat hineingekommen find. So 
wenig der principielle Beſchluſs wegen der allgemein zu erſtattenden 
Referate vorgelegt wird, ſo wenig haben dieſe beiden Punkte hier 
zu thun, denn der Stadtrath kann den Magiſtrat jederzeit beauf- 
tragen, in irgend einer Angelegenheit Erhebungen zu pflegen. Das 
iſt alſo nicht Sache der Beſchluſsfaſſung des Gemeinderathes, und 
ich kann Ihnen alſo nur die Annahme des Referenten-Autrages 
empfehlen. 

Gem.-Nath Herold (zur Geſchäftsordnung): Als enragierter 
Anhänger der Feuerbeſtattung beantrage ich Schluſs der Debatte. 
(Heiterkeit. ) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichten: Die Herren, welche für 
Schluss der Debatte ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe: Dr. Klotzberg, 
Kirchmayer, Bärtl, Gräf, Geyer, Frauenberger, 
Dr. Vogler, Röhrl und der Herr Referent. 

Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Meine Herren! Ich werde 
nicht gegen die Vorlage ſprechen, und erkläre mich mit derſelben 
einverſtanden, aber ich kann nicht umhin, bei dieſer Sache neuer— 
dings eine Bemerkung zu machen, die ich ſchon geſtern gemacht 
habe. Ich finde es nämlich ſehr ſonderbar, daſs bei dem Ankaufe 
von Grundſtücken immer officiell vorgegangen wird, und erneuere 
daher meinen Antrag: „Die Commune möge ſich bei ſolchen 
Grunderwerbungen eines Agenten bedienen“, dann wird 
ſie weit billiger fahren. 

Aber noch ein Zweites habe ich zu ſagen. Ich kann mir nicht 
vorſtellen, wie ſich der Herr Referent Punkt 3 denkt. 

Es heißt hier: „Dem Todtengräber des Hietzinger Friedhofes 
ſei eine Grundfläche von 40 bis 50 m? zur Anlage von Gewächs⸗ 
häuſern zu übergeben.“ 

Meine Herren! 40 m? zur Anlage von Gewächshäuſern. Ich 
kann mir nicht vorſtellen, dafs dies überhaupt für ein anſtändiges 
Gewächshaus ausreicht, viel weniger für mehrere. Ich möchte alſo 
bitten, in Zukunft ſolche hochtrabende Titel zu unterlaſſen, weil 
das nicht ausführbar iſt. 

Gem.-Nath Kirchmayer: Meine Herren! Ich bin dafür, 
daſs der Friedhof vergrößert werde, weil der alte Friedhof ſchon 
ſehr beengt iſt, jedoch nur für dieſes Stück, für Punkt 4 und 5 
bin ich durchaus nicht. Der Friedhof ſoll nicht gar ſo groß gemacht 
werden, einen Central-Friedhof können wir nicht brauchen. Was 
die Glashäuſer betrifft, ſo können ſie leicht untergebracht werden, 
es iſt ja nur ein Treibhaus mit einer Baumſchule, die ohnehin 
der Commune gehört. Die anſtoßenden Gründe gehören dem Stifte 
Kloſterneuburg, und gleich daneben hat wieder die Gemeinde Wien 
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einen Grundcomplex mit über ſechs Joch Grund, der an den 
Friedhof anſtößt. Wir laufen alſo keine Gefahr dabei. Ich bin nicht 
dafür, daſs der Friedhof ſo vergrößert wird, aber die jetzige Ver— 
größerung iſt äußerſt nothwendig. 

Gem.-Nath Dr. Zimmermann (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern. (Unruhe links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt die Wahl von 
Generalrednern beantragt, die Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Das iſt ange: 
genommen. 

Ich bitte alſo die Herren Gem.-Räthe Bärtl, Gräf und 
Geyer den contra-Redner und die Herren Gem.-Räthe Frauen⸗ 
berger, Dr. Vogler und Röhrl den pro-Redner zu wählen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (nach einer Pauſe): Das 
Wort hat Herr Gem.⸗Rath Bärtl als Generalredner contra. 

Gem.-Nath Värtl: Gegen die jetzige Erweiterung iſt von 
keiner Seite eine Einſprache erhoben worden. Erſtens iſt die 
Gelegenheit dazu geboten, der Grund iſt in nächſter Nähe; wir 
ſind alle dafür. Etwas anderes iſt es aber bei den anderen Punkten. 
Vor allen andern mußs ich conſtatieren und mein tiefes Bedauern 
ausſprechen, wenn der Herr Stadtrath aus der inneren Stadt ſich 
für den Vertreter des Vorortes ſo außerordentlich erwärmt und ſich 
wundert, wie man heute ſo in dieſer Angelegenheit ſprechen kann. 
Ich glaube, man ſoll nicht mit zweierlei Maß meſſen. Ich kann 
dem Herrn Vertreter von Ottakring es nicht verargen, wenn er 
hört, wie ſeinerzeit geſprochen wurde in Betreff der Friedhöfe in 
Ottakring und Neulerchenfeld — und heute. Bei dieſer Vorlage 
ſollte man doch Rückſicht nehmen, daſs auch dieſe Ortſchaften ihren 
Theil bekommen, welchen ſie bekommen ſollen und da hat ſich der 
Herr Stadtrath fo erwärmt, dajs man warten ſolle. Belegraum iſt 
auf zwölf Jahre, allerdings für Ottakring allein, ſo aber kommt 
noch Neulerchenfeld dazu. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Aber ich 
bitte, ſich doch auf die Hietzinger Affaire zu beſchränken. N 

Gem.-Nath Bärkl (fortfahrend): Es wurde das ausgeführt 
und ich muſs doch meine Bemerkungen dazu machen, ich kenne 
genau den Friedhof von Ottakring und die Lage der Felder und 


Wieſen, und wenn darangegangen wird, die Gründe anzukaufen, 


ſo iſt das umſo beſſer für die Commune Wien und für draußen. 

Ich habe mein lebhaftes Bedauern ausgeſprochen, dajs in 
öffentlicher Sitzung von einem Ankauf der Gründe hier geſprochen 
geſprochen wurde. Die Sache hätte anders behandelt werden ſollen, 
und da hat der Herr StR. Matzenauer gejagt, er ſtaune 
ſelbſt, wie dieſe Punkte 4 und 5 hereinkommen, ja, war denn der 
Herr Stadtrath nicht dabei, wie dieſer Beſchluſs gefasst wurde, 
daſs dieſe Angelegenheit vor das Plenum komme. Warum hat er 
dann im Stadtrathe nicht dagegen geſprochen? Weil es nun von 
uns dargelegt wurde, iſt er auch dagegen, da mußs ich wirklich 
mein Bedauern ausſprechen, man ſoll das nicht an die große 
Glocke hängen, wie erwähnt wurde, ſondern auf eine andere Art 
behandeln. 

Hoffentlich wird das der letzte Fall ſein, es iſt nicht der erſte 
Fall heute, es war ſchon einigemale hier. Es hat der Herr Vor— 
treter aus dem IX. Bezirk wiederholt den Antrag geſtellt, man 
ſolle die Angelegenheit vorſichtig behandeln und nicht an die große 
Glocke hängen. In Hietzing iſt es nicht einmal nothwendig, dafs 
wegen Erwerbung des Grundes für die zukünftige e 
des Friedhofes verhandelt wird. 
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Was einem Bezirke recht iſt, muſs auch dem anderen Bezirke 


billig ſein. Der Herr College Gräf hat angezeigt, er werde einen 
diesbezüglichen Antrag einbringen, und ich glaube, der Stadtrath 
wird bei der Verhandlung Rückſicht nehmen; wenn auch dieſer 
Friedhof nicht erweitert wird, iſt es doch vorſichtig, das recht— 
zeitig Gründe angekauft werden. Für die Zukunft werden dieſe 


Gründe wahrſcheinlich nicht um den Preis zu bekommen ſein, 


wie heute. 
Ich werde dieſe Anträge ſeinerzeit unterſtützen, hoffe aber, 


daſs, wenn Sie eine Gemeinde berückſichtigen, Sie das auch 
einer anderen gegenüber thun. Ich werde für die Punkte 1, 2, 3 


ſtimmen, für die Punkte 4 und 5 aber nicht. 


Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich werde ganz kurz fein. Es iſt 
in der Debatte wenig über den Hietzinger Friedhof, mehr jedoch 


bezüglich des Ottakringer Friedhofes geſprochen worden. 
Die Verhältniſſe liegen weit auseinander. 


die Gründe, 


werden würden. 


uns in Ausſicht geſtellt worden iſt, ſeinerzeit einzugehen. 
Was nun die Vorlage hier betrifft, ſo iſt ja eigentlich eine 


Einwendung gegen die erſten drei Punkte nicht erhoben worden. 


1 werden nur erhoben gegen Punkt 4 einerſeits und 
Punkt 5 auf der anderen Seite. 

Punkt 4 geht einfach dahin, dass 
werden ſoll, ſich umzuſehen bezüglich einer weiteren Erweiterung. 
Da iſt zu bemerken, dafs der Hietzinger Friedhof eine derartig 
günſtige Lage hat, daſs man Bedacht nehmen mufs, dort eventuell 
weitere Gründe zu acquirieren. 


weiterung zu denken. 
Collegen im Stadtrathe die ganz merkwürdige Idee ausgeſprochen, 
und ich bin insbeſondere von den Mandataren, welche mich zum 
Generalredner gewählt haben, beauftragt, dem aufs entſchiedenſte 
entgegenzutreten, daſs im Wienerwald ein zweiter Central-Friedhof 
angelegt wird. | 

Ich mufs conftatieren, dafs im Stadtrathe diefe Idee keineswegs 
ventiliert wurde und wenn das auch geſprochen worden wäre, ſo 
hätte er ſich entſchieden in ſeiner Majorität dagegen ausgeſprochen. 


Es iſt klar, dafs unſer Wienerwald als Villenviertel, als 
Sommerfriſche, als Luftort für unſere Wiener Lungen aufrecht 
erhalten werden muſs; man wird nicht dort einen zweiten Central— 
Friedhof hinmachen. 

Ich halte das für eine ſehr unglückliche Idee und daher mußs 
ich im vorhinein entſchieden entgegentreten. Im übrigen habe ich, 
ſehr geehrte Herren, nichts zu bemerken, als dass der Antrag des 
Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lueg er bezüglich des Auftrages an den 
Magiſtrat wegen Organiſierung des Beerdigungsweſens in Wien 
überhaupt, ſeine Erledigung bereits gefunden hat mit dem Stadt⸗ 
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Es wird für die Zukunft nicht 
möglich ſein, bloß mit dem Central-Friedhof allein auszukommen, | 
und nachdem dort in Hietzing bereits ein ſo glücklich angelegter 
Friedhof beſteht, wird es zweckmäßig fein, dort an eine kleine Er⸗ 
Allerdings iſt von einer Seite, von einem 
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raths⸗Beſchluſs vom 21. März l. J., durch welchen der Magiſtrat 
dieſen Auftrag ohnehin bekommen hat. 

Dieſe Organiſierung wird nicht im Handumdrehen möglich 
fein, es wird eine gewiſſe Zeit brauchen, der Magiſtrat wird um⸗ 


faſſende Erhebungen pflegen müſſen und infolge deſſen wird es 


noch eine Weile dauern, bis das Referat an den Gemeinderath 
kommen wird. An den Gemeinderath muss es aber kommen, und 
infolge deſſen iſt es überflüſſig, daſs wir heute den Antrag des 
Gem.⸗Rathes Dr. Lueger nochmals zum Beſchluſſe erheben, nachdem 
der Stadtrath ohnehin ſchon den Magiſtrat dazu aufgefordert hat. 

Gegen Punkt 5, welcher ſich damit befasst, daſs die Frage 
der eigenen Regie bezüglich der Gräberausſchmückung in den Vororte— 
Friedhöfen in Erwägung zu ziehen ſei, iſt auch von einer Seite 
eine Einwendung erhoben worden, aber ich glaube, wenn wir die 
eigene Regie auf unſeren Friedhöfen eingeführt haben und, wie 


Bezüglich de a fich gezeigt hat, mit einigem Erfolg, daſs wir mit der Zeit dahin 


Ottakringer Friedhofes iſt von Sachverſtändigen conſtatiert worden, 
daſs er derart ungünſtig angelegt iſt und daſs die Erde dort dem 
Verweſungsproceſs derart abträglich iſt, das an eine Erweiterung 
dieſes Friedhofes abſolut nicht zu denken iſt, abgeſehen davon, daſs 
wo eine eventuelle Erweiterung möglich wäre, bei. 
dieſem Friedhofe gar nicht dazu taugen, weil die ganze Lage daſelbſt; 
eine derartige iſt, dafs die gegenwärtigen Übelſtände nur vermehrt: 
Infolge deſſen glaube ich, wird der löbliche 
Gemeinderath kaum in der Lage ſein, auf den Antrag Gräf, der 


kommen werden, ohne die beſtehenden Verhältniſſe momentan zu 
brechen und andere an die Stelle zu ſetzen, die eigene Regie auch 
auf den Vororte-Friedhöfen einzuführen. Daſs auf einem Friedhofe 
die Gräberausſchmückung ſo und auf dem anderen ſo behandelt 
wird, das iſt nicht möglich. Ich glaube daher, daſs nach jeder 
Richtung hin, die Anträge des Stadtrathes gerechtfertigt ſind und 
bitte ich um die Annahme derſelben. 

Referent: Ich möchte nur ſagen, dass es bezüglich der 
künftigen Erweiterung nicht ſo gefährlich iſt, nachdem der Grund 
dort dem Stifte Kloſterneuburg gehört. Da wird alſo keine Gefahr 


ſein. Derzeit iſt es aber unbedingt nothwendig, dajs der Friedhof 


erweitert wird, denn die Leichen müſſen beerdigt werden und können 
nicht aufgehoben werden. Der Friedhof iſt voll, es kann daher in 
der nächſten Zukunft eine Beerdigung nicht ſtattfinden; ich erſuche 


1 die Herren, dem Antrage des Stadtrathes zuzuſtimmen. 
der Magiſtrat beauftragt 


Gem.-Nath Gräf (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich habe 
die Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Matzenauer nach 
zwei Seiten hin zu berichtigen. | 

Erſtens hat derſelbe gejagt, dass es vorwiegend finanzielle 
Gründe ſind, die ihn dazu bewegen, auf die Erweiterung des 
Hietzinger Friedhofes einzugehen. Es trägt nämlich der Hietzinger 
Friedhof der Commune 20.000 fl. Dem gegenüber berichtige ich, 
dafs unſer Friedhof ein ſehr bedeutendes Erträgnis, und zwar 
12.000 fl. für Ottakring allein, abgeworfen hat, und wenn die 
Neulerchenfelder auch noch dort beerdigt werden, ſo würde ſich das 
Erträgnis auf das Doppelte erhöhen. 

Bezüglich ſeiner Ausführungen, dajs die Leichen auf unſerem 
Friedhofe ſchlecht verweſen, muſss ich berichtigen, dafs dem nicht ‚So 
iſt. Es kommt allerdings vor — und das auch nur ſehr ſelten — 
daſs, wenn Schachtgräber geöffnet werden, der eine oder der andere 
Leichnam nicht ganz verwest iſt. Im oberen Theile des Friedhofes, 
der jetzt noch unbelegt iſt, und auch in jenem Theile der beſtandenen 
Gemeinde Ottakring, welcher für die Erweiterung in Ausſicht ge— 
nommen iſt, iſt das Terrain ſehr günſtig, weil dort ſeit Jahren 
Sandlager ſich gefunden haben und bekanntlich nach dem Aus⸗ 
ſpruche der Sachverſtändigen die Verweſung in ſandigem Grunde 
ſehr leicht vor ſich geht. Das wollte ich berichtigen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Gegen die Punkte 1, 2 und 3 
des Referenten⸗Antrages iſt eine Einwendung nicht erhoben worden. 
Ich bringe daher dieſelben unter einem zur Abſtimmung. Jene 
Herren, welche dieſen Punkten zuſtimmen, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 
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Gegen Punkt 4 und 5 iſt als Gegen-Antrag vom Gem.-Rathe 
Dr. Lueger beantragt worden: „Der Stadtrath erhält den 
Auftrag, eine Vorlage über die Organiſation des Be— 
erdigungsweſens zu erſtatten.“ Ich bitte jene Herren, welche 
dieſem Gegen⸗Antrage zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geſchieht. — 
Rach erfolgter Auszählung.) Es find 54 Stimmen dafür. Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe.) Der Antrag des Herrn 
Dr. Lueger iſt angenommen. 

Der Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Klotzberg geht 
an den Stadtrath. Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Es ſei die theilweiſe Erweiterung des 
Hietzinger Friedhofes mit dem adjuſtierten Geſammt— 
koſtenbetrage per 17.171 fl. 38 kr. und das dies— 
falls vom Stadtbauamte vorgelegte Detailproject 
mit der Abänderung zu genehmigen, daſs bei der 
Macadamiſierung der Wege an Stelle des vorge— 
ſchlagenen Bruchſtein-Grundbaues zur Herſtellung 
der Wege Gebirgsſchlägelſchotter und derlei Sand 
verwendet werde, daher anſtatt der Tarifpoſt 74 die 
Tarifpoſt 78 zur Anwendung kommt und von der 
Herſtellung einer Aufgangsſtiege Umgang genommen, 
und dafs für die Beſucher des Friedhofes ein Ruhe— 
platz mit Bänken hergeſtellt werde. 

2. Die Gräbereintheilung hat nach der vom 
Stadtbauamte vorgelegten Skizze Alternative B zu 
erfolgen. 

3. Dem Todtengräber des Hietzinger Friedhofes 
ſei eine Grundfläche von circa 40 bis 50 m auf 
dem erhöhten Plateau der an den Friedhof an— 
grenzenden Baumſchule zur Anlage von Gewächs— 
häuſern gegen einen Jahrespauſchalzins von 5 fl. 
gegen dem zu überlaſſen, daſs er ſich verpflichtet, 
dieſen Grund über Aufforderung des Magiſtrates 
ohne Anſpruch auf irgend welche Entſchädigung voll— 
ſtändig zu räumen. 

Der Stadtrath erhält den Auftrag, eine Vorlage 
über die Organiſation des Beerdigungsweſens zu 
erſtatten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, meine Herren, 
es iſt noch ein weiterer, ſehr dringender Gegenſtand wegen Er: 
wirkung eines Landesgeſetzes, betreffend die Beerdigungsgebüren, 
auf der Tagesordnung. Ich bitte die Herren Schriftführer, die 
Zahl der Anweſenden zu conſtatieren. (Nach einer Pauſe.) Es find 
99 Mitglieder des Gemeinderathes anweſend. Ich bitte Herrn 
Gem.⸗Rath Dr. Grübl zum Referat. 

11. Referent Gem. Nath Dr. Grübl: Nr. 48 vom 
Jahre 1892. 

Ich ſchicke voraus, dafs es ſich bei dieſer Angelegenheit um 
die Regelung der Beerdigungstaxen in dem neuen Gemeindegebiete, 
reſpective in dem ganzen großen, erweiterten Gemeindegebiete 
handelt. Es handelt ſich aber nicht etwa um eine weſentliche Ver— 
änderung in dieſen Gebüren oder um eine Erhöhung, im Gegen— 
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theile: Durch die Feſtſtellung dieſer einheitlichen Gebür wird in 
vielen ehemals ſelbſtändigen Gemeinden die Beerdigungsgebür 
kleiner werden, als ſie bisher war. Es iſt eigentlich ein formeller 
Grund, welcher Anlass zur Erwirkung dieſes Landesgeſetzes gibt, 
der Umſtand nämlich, dass in einer Reihe von Vorortegemeinden 
dieſe Angelegenheit nicht in der Weiſe geregelt iſt, wie ſie durch 
das Geſetz vorgeſchrieben erſcheint, alſo dadurch, daßs zum Beiſpiel 
dort ein dem Geſetze entſprechender Beſchluſs über die Beſtimmung 
der Beerdigungsgebür nicht gefasst iſt, oder dajs die Beſchlüſſe, 
welche gefalst worden find, über diejenigen Grenzen hinausgehen, 
welche im Landesgeſetze vom Jahre 1887 beſtimmt ſind. Alle dieſe 
Erwägungen führen dahin, dajs in einheitlicher Weiſe die Beerdi— 
gungsgebür in ganz Wien für Erwachſene mit 3 fl., für Kinder 
unter zehn Jahren mit 1 fl. 50 kr. feſtgeſetzt werde, fo dass der 
Gemeinderath in der Lage ſein wird, im Sinne dieſes Landes— 
geſetzes auch für jeden neuen Friedhof dieſe Beerdigungsgebür 
beſtimmen zu können. Dieſe wenigen Worte glaube ich voraus— 
ſchicken zu ſollen; wenn Auskünfte verlangt werden ſollten, bin ich 
mit Vergnügen bereit, ſolche zu ertheilen. 

Der Stadtrath ſtellt den Antrag (liest): 

„Die Beerdigungsgebür für ſämmtliche der Gemeinde 
Wien gehörigen Friedhöfe wird bei Beſtattung auf ein— 
fachſte Weiſe, das iſt in einem gemeinſamen oder ein— 
fachen Grabe mit 3 fl. für die Leiche eines Erwachſenen 
und 1 fl. 50 kr. für die Leiche eines Kindes unter 
zehn Jahren feſtgeſetzt. 

Hiefür ſei ein Landesgeſetz uach dem beiliegenden 
Entwurfe zu erwirken.“ 

Weſentlich iſt nur der § 1, welcher lautet (liest): 

„Der Gemeinde Wien wird die Bewilligung ertheilt, 
in den ihr gehörigen Friedhöfen für die Beerdigung 
einer Leiche auf die einfachſte Weiſe, das iſt in einem 
gemeinſamen oder einfachen Grabe eine Gebür einzu— 
heben, und zwar: für die Leiche eines Erwachſenen 
mit 3 fl., und für die Leiche eines Kindes unter zehn 
Jahren mit 1 fl. 50 kr.“ 

Gem.-Nath Gräf: Meine hochverehrten Herren! Die Vor- 
lage, mit der wir uns jetzt beſchäftigen, bedeutet eigentlich wieder 
eine Erhöhung, die uns in ſehr vielen Fällen trifft. In den be⸗ 
ſtandenen Vorortegemeinden hat man für die Beerdigung einer 
Leiche in einem Schachtgrabe 2 fl. bezahlt, für Kinder, deren 
Alter bis zu 14 Jahren angenommen wurde, 1 fl. 

Nun ſoll eine Gebür von 3 fl., beziehungsweiſe 1 fl. 50 kr. 
eingehoben werden, und das Kindesalter hört nach der Vorlage 
im zehnten Jahre auf; es iſt das höchſt ſonderbar. Wenn der 
Herr Referent wenigſtens ſo liebenswürdig geweſen wäre, uns 
vorzuſchlagen, daſs erſt Verſtorbene, die ein Alter von über 
14 Jahren erreicht haben, als Erwachſene zu betrachten ſind, ſo 
hätte ich nicht ſo viel einzuwenden gehabt. Es macht das bei uns 
eine Erhöhung von circa 33 Percent in der Beerdigungsgebür 
aus. Die Grabſtellengebür muss ja ohnedies bezahlt werden; es 
iſt das jener Betrag, den früher die Todtengräber für das Aus- 
heben des Grabes erhalten haben. Nun kommen aber ſehr viele 
Perſonen in ein Schachtgrab: Acht Erwachſene und ſechzehn bis 
zwanzig Kinder. Für jede einzelne Leiche zahlt man den Betrag von 
3 fl. Für das Ausheben einer Cubikklafter lässt man ſich alſo 
circa 40 fl. bezahlen. Die Anſichten darüber, ob die Commune 
Wien aus einer ſolchen Inſtitution, wie es ein Friedhof iſt, 
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einen bedeutenden Gewinn erzielen ſoll, ſind ſehr verſchieden; 
meinem Geſchmacke würde es nicht entſprechen, aus den Taſchen 
armer Leute — und es ſind ja größtentheils Arme, die in einem 
Schachtgrabe beigeſetzt werden — 3 fl. herauszunehmen. Ich 
möchte vielmehr den Antrag ſtellen, dafs die Beerdigungsgebür 
für Schachtgräber herabgeſetzt, dafs höchſtens 1 fl., und für 
Kinder bis zum 14. Lebensjahre nur 50 kr. eingehoben werden. 
Unſere arme Bevölkerung in den beſtandenen Vororten hat ja kein 
Geld; die 20 oder 21 fl., die fie für das einfachſte Leichen⸗ 
begängnis braucht, ſind für ſie ſehr viel. 
3 fl. Beerdigungsgebür bezahlen. Was wird die Folge ſein? Dass 
auch diejenigen, die ſich jetzt geſchämt haben, zum Armenrathe zu 
laufen und ſich eine Gratisbeerdigung beſtellen zu laſſen, das 
ſelbſtverſtändlich auch noch thun werden. Diejenigen aber, die ſich 
mehr genieren, müſſen in die Taſche greifen und zahlen. 

Ich werde dagegen ſtimmen, weil ich nicht einſehe, wie man 
dazu kommt, aus den Taſchen der armen Leute einen ſo bedeutenden 
Betrag herauszunehmen. Ich glaube, die Hälfte wäre mehr als 
genug. 


Gem.-Nath Värkl: Ich habe auch gefühlt, daS da wieder 
ein Geſetz geſchaffen wird, welches hauptſächlich die Armeren ſehr 
hart trifft. Ich habe mir nur das Wort erbeten, um den Herrn 
Referenten zu erſuchen, uns die Verhältniſſe in dieſen Vororten 
mitzutheilen, was man dort bis jetzt bezahlt hat und was in der 
Folge bezahlt werden muſs. Der Herr Vorſprecher hat bereits 
die Verhältniſſe von Ottakring mitgetheilt. Da wird wieder die 
ärmere Bevölkerung ſehr hart betroffen und das mufs ich bedauern. 
Wenn man einen Unterſchied nach den Jahren oder nach den 
Vermögensverhältniſſen gemacht hätte, ſo könnten wir ruhig zu— 
ſtimmen. Bevor ich nicht weiß, wie die Verhältniſſe in den Vor— 
ortebezirken bis jetzt geweſen ſind, und welche Zahlung ſtattgefunden 
hat, kann ich dem Antrage nicht zuſtimmen. | 


Referent: Auf die Anfrage des Herrn Vorredners habe ich 
Folgendes mitzutheilen: 

Die Gräbergebür für gemeinſame Schacht— und einfache Gräber 
war in der Gemeinde Inzersdorf: 1 fl. 50 kr. für Erwachſene, 
50 kr. für Kinder; in Ober⸗Laa: 1 fl. für Erwachſene, 50 kr. für 
Kinder; in Kaiſer-Ebersdorf: 3 fl. für Erwachſene, 1 fl. 50 kr. für 
Kinder; in Unter-Meidling; 5 fl. 60 kr. für Erwachſene, 2 fl. 80 kr. 
für Kinder; in Altmannsdorf: 5 fl. für Erwachſene, der Betrag iſt 
corrigiert. Ich glaube, er iſt jetzt erhöht auf 10 fl., für Kinder 
2 fl., corrigiert auf 5 fl.; in Hetzendorf: 5 fl. für Erwachſene, 
2 fl. 50 kr. für Kinder; in Lainz: 5 fl. für Erwachſene, 2 fl. 50 kr. 
für Kinder. Es ſind hier öfter rothe Ziffern hineingeſchrieben; ich 
nenne aber nur die kleinen, gedruckten Ziffern. Es ſcheint, daſs in 
dieſen Gemeinden die Gebüren erhöht wurden. 

In Mauer: 3 fl. für Erwachſene, 1 fl. 50 kr. für Kinder, 
corrigiert auf 5 fl. für Erwachſene und 2 fl. 50 kr. für Kinder; 
in Ober⸗St. Veit: 5 fl. für Erwachſene, 4 fl. für Kinder, corri— 
giert auf 10 fl. für Erwachſene und 8 fl. für Kinder; in Hüttel⸗ 


dorf: 3 fl. für Erwachſene und 1 fl. 50 kr. für Kinder; in Baum⸗ 


garten: 3 fl. 60 kr. für Erwachſene, 1 fl. 80 kr. für Kinder; in 
Penzing: 1 fl. 5 kr. für Erwachſene, 53 kr. für Kinder; in Otta— 
kring: 1 fl. für Erwachſene und 50 kr. für Kinder, und zwar iſt 
auch ein Unterſchied gemacht bis zehn Jahren. 
Taxe 3 fl. für Erwachſene und 1 fl. 50 kr. für Kinder. (Gem. 
Rath Bärtl: Wie iſt es in Baumgarten? — Rufe: Iſt ſchon 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 27, 8. April 1892. 


Jetzt ſoll ſie noch dazu 


Leichen von Perſonen „über und unter zehn Jahren“; 


In Wien iſt. die 


W —ꝓ—ůͤ —„—„— 


DT a m Da a e ̃ — ̃ — 2 


gejagt worden!) Baumgarten: 3 fl. 60 kr. für e 1 fl. 80 kr. 
für Kinder. 

Ich habe ſchon die Ehre gehabt, zu bemerken, dass im ae 
und ganzen keine Erhöhung der Gebür eintritt. Es tritt allerdings. 
in einigen kleineren Orten eine Erhöhung der Gebür ein, dafür 
tritt in anderen Orten eine Ermäßigung ein. Es iſt aber in dieſer 
Frage von jeher Grundſatz geweſen, weil da jedem ungefähr das 
Gleiche geboten wird, ein gleiches Ausmaß und gleiche Lage, das 
die Gebür für das ganze Verwaltungsgebiet eine einheitliche und 
gleiche ſein Toll, Nicht fo bei den Grüften, die ja ſehr verſchieden 
ſind nach der Nähe vom Centrum der Stadt, nach Lage und 
Größe und nach der Lage des Friedhofes u. ſ. f. Überdies kann 
es nur Sache des Geſetzes ſein, zu 8 was allgemein 
nothwendig iſt, was für jeden Einzelnen gelten mufs, N aber 
auch für Ausnahmen. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Es wird mir von einem Be 
Collegen aus der Umgebung mitgetheilt, dafs die betreffenden Ge— 
büren deswegen ſo ungleich ſind, weil in verſchiedenen Vororten noch 
nicht Schachtgräber vorhanden waren, ſondern ſogenannte Einzel: 
gräber, jo daßs es erklärlich iſt, dass eine höhere Gebür bean⸗ 
ſprucht wird. 

Aufrichtig geſagt und — Sie müſſen alle das Gefühl haben 
— auf mich macht das Referat einen wehmüthigen Eindruck, und 
zwar aus folgendem Grunde: | 

Es wird hier nur von jenen geſprochen, welche auf die ein- 
fachſte Art beerdigt werden und die müſſen bezahlen; denn man 
ſagt, diejenigen, die in die ſogenannten Einzelgräber, wie man ſie 
bei uns nennt, oder in Grüfte kommen, müſſen ohnehin für den 
Platz zahlen, daher hebt man da keine Gebür ein. Nun erinnere 
ich Sie an das, was uns einmal der Landesausſchufs mitgetheilt 
hat, nämlich bei Gebüren müſſen alle Perſonen gleich behandelt 
werden. Hier wird nur von den armen Leuten eine Gebür einge— 
hoben. Ich weiß ſehr gut, es geſchieht auch bisher, aber es macht 
das auf mich einen unangenehmen Eindruck, dafs ein ſolcher 
Unterſchied gemacht werden mußs, und ich glaube, es lässt ſich 
doch vielleicht jetzt ein biſschen herunter gehen, wenn Sie berück— 
ſichtigen, daßs eine fo rieſige Einwohnerſchaft dazu gekommen ft, 
und vielleicht könnte man es billiger machen, als mit 3 fl. und 
1 fl. 50 kr. 

Einen zweiten Einwand wird der Herr Referent ſofort be- 
rückſichtigen. Hier ſteht nämlich, die Leiche eines Erwachſenen, 
reſpective die Hinterblieben desſelben zahlen 3 fl., für die Leiche 
eines Kindes unter zehn Jahren iſt 1 fl. 50 kr. zu entrichten. Es 
hat bereits mein unmittelbarer Herr Nachbar darauf hingewieſen, 
dafs dies nicht recht ſtimmt und auch ein College hinter mir hat 
darauf aufmerkſam gemacht, dass einer, der über zehn Jahre alt 
iſt, noch nicht erwachſen iſt. Die Geſchichte muss alſo mindeſtens 
umftilifiert werden, denn ſonſt müſste man jagen: Bis zehn Jahre 
zahlt einer 1 fl. 50 kr., dann kommt eine Pauſe, bis der Be— 
treffende erwachſen iſt, da iſt nichts zu bezahlen, und wenn er 
erwachſen iſt, zahlt er 3 fl. Das mußs doch geändert werden. Ich 
ſchlage daher dem Herrn Referenten vor, dajs einfach gejagt wird: 
eigentlich 
wäre ich der Meinung, daſs man das ſchulpflichtige Alter von 
vierzehn Jahren nehmen ſollte und ich ſtelle den Antrag, daſs ein 
Unterſchied zwiſchen Leichen von Perſonen über und 
unter vierzehn Jahren gemacht werde. Was die Gebür 
ſelbſt betrifft, ſo erlaube ich mir den Gegen-Antrag zu ſtellen: 
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2 fl. für Erwachſene und 50 kr. 
vierzehn Jahren. 

Meine Herren, die Perſonen, die das zu bezahlen haben, 
ſind in der Regel blutarme Leute (Gem.-Rath Bärtl: Ja wohl!) 
und ich würde daher ſehr bitten, in dieſer Beziehung nicht auf 
einen Ertrag zu ſehen. Ich empfehle Ihnen alſo die Annahme 
meines Antrages, nämlich: „Perſonen über vierzehn Jahre und 
Perſonen von vierzehn und unter vierzehn Jahren“ und den Satz 
„von 2 fl. für Perſonen über vierzehn Jahre und 50 kr. für 
Perſonen mit und unter vierzehn Jahren“. 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich werde für 
den Antrag des Herrn Referenten ſtimmen; ich finde es ganz 
natürlich, dass wir nicht zweierlei Gebüren einheben können, ſondern 
dafs die Gebür draußen ebenſoviel betragen muss, wie hier. Das 
iſt ganz ſelbſtverſtändlich. Ich finde auch nicht, daſs dieſe Gebür 
im allgemeinen als eine ſehr hohe bezeichnet werden muss, weil 
ja die Armſten, deren hier gedacht wurde, dieſe Gebür nicht 
bezahlen. Die Beerdigungsgebür iſt es nicht, was die Leichen ſo 
theuer macht, da müſste man in anderer Beziehung helfen und 
das Leichenweſen überhaupt billiger geſtalten, denn das iſt der 
Krebsſchaden, dafs die Leichenbeſorgung in Wien eine ſolche iſt, 
dafs, wenn eine Familie das Unglück trifft, dajs zwei bis drei 
Perſonen in einem Jahre ſterben, die Familie beinahe ruiniert iſt. 
(Gem.⸗Rath Bärtl: Ja wohl!) Das ſollte nicht fein; in dieſer 
Richtung hat ſich leider ein Luxus breitgemacht, den manche Familie 
gezwungenermaßen mitmachen muſs. Denn wenn eine Leiche in 
einer ganz einfachen Familie — ſagen wir, in einer beſſeren 
Beamtenfamilie oder von einem mittleren Geſchäftsmann — in 
der niederſten Claſſe begraben wird, ſo heißt es: die Familie kann 
es nicht thun, die Familie geht zugrunde. Die Leichenbeſtattung 
ſollte eigentlich in den Händen der Commune ſich befinden und da 


für Perſonen unter 


ſollte man trachten, ſo billig als möglich das zu machen. (Beifall.) 
Es iſt die 


Da muf3 man anpacken, aber nicht bei den Gebüren 
Gebür nicht ſehr hoch, auch die Stolagebür iſt nicht ſehr hoch, 
aber alles, was drum und daran hängt, und das wird leider in 
ungehöriger Weiſe ausgebeutet. In dem Momente, wo eine Leiche 
in einem Hauſe iſt, da verlieren die Leute den Kopf. Es kommt 
jemand, es handelt ſich um die Beſorgung der Leiche, da wird 


dieſes und jenes empfohlen, überall darauf geſchlagen und der 


arme Teufel auf empfindliche Weiſe mitgenommen. Dem ſollte 
man entgegentreten, aber bezüglich der Gebür wäre ich dafür, dafs 
man ſie belaſſe. Ich habe ſeinerzeit den Antrag geſtellt, daſs wir 
auch die Leichenverſenkung in eigene Regie übernehmen; ich habe 
wiederholt darauf hingewieſen und werde nächſtens oder bei dieſer 
Gelegenheit den Antrag heute ſtellen, und bitte, denſelben dem 
Stadtrathe zur abermaligen Berathung zuzuweiſen. Ich ſtelle den 
Antrag, daſs die Gemeinde Wien die Leichen verſenkung 
in eigene Regie übernehme, und bitte ich, meine Herren, 
dieſem Antrage zuzuſtimmen. 

Gem.⸗Aath Gräf: Meine Herren, ein Theil von dem, was 
ich ſagen wollte wegen der verſchiedenen Gebüren in den einzelnen 
beſtandenen Gemeinden hat mein Nachbar, Herr Gem.-Rath 
Dr. Lueger, bereits beſprochen. Es iſt richtig, dort, wo höhere 
Gebüren eingehoben worden ſind, gibt es überhaupt keine gemein— 
ſamen Gräber, ſondern lauter eigene Gräber und iſt daher der 
Betrag nicht zu hoch gegriffen. Bevor ich in meinen Ausführungen 
weiter gehe, erlaube ich mir an den Herrn Referenten eine 
Frage zu ſtellen, ob der Herr Referent weiß, wieviel der Todten⸗ 
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gräber an Gebür bekommt für das Ausheben eines Schachtgrabes 
und wie viel für das Ausheben eines eigenen Grabes? 

Referent: Nein, das weiß ich nicht. 

Gem.-Rath Gräf (fortfahrend): Nun, ſehen Sie, meine 
Herren, bei Beurtheilung des vorliegenden Referates iſt das ſehr 
wichtig. Ich weiß, daſs der Todtengräber für das Ausheben eines 
gemeinſamen Grabes eine Gebür von 4 fl. 50 kr. und für das 
Ausheben eines Einzelngrabes 2 fl. 50 kr. bekommt. Ich habe 
vorhin erwähnt, dass 16, beziehungsweiſe 24 Leichen auf ein ge- 
meinſames Grab kommen, auf ein Einzelngrab aber kommt nur 
eine Leiche. Gerade der Umſtand, dafs man die gleiche Gebür 
verlangt, ob eine Leiche in einem eigenen Grabe oder in einem 
gemeinſamen Grabe beerdigt werden ſoll, dieſer Umſtand zwingt 
mich, gegen den Antrag des Herrn Referenten zu ſtimmen, 
weil ich den Betrag für viel zu hoch halte. Wenn ein Unterſchied 
gemacht und geſagt worden wäre: „Ja, wer in eigenes Grab ge— 
bettet werden will, der ſoll eine Gebür von 3 fl. und wer in ein 
Schachtgrab gebettet werden will, ſoll 1 fl. oder 1 fl. 50 kr. be— 


zahlen“, ſo hätte ich mit Vergnügen zugeſtimmt. 


Es würde auch nicht ſchaden, nachdem wir, die einbezogenen 
Wiener, die Muſs⸗Wiener, in ſovielen Fällen verſchiedenemale uns 
Erhöhungen gefallen laſſen mufsten, wenn zufolge des Umſtandes, 
dajs man in den Vororten beim Sterben billiger daraus gekommen 
iſt, die Beerdigungsgebüren auch in den alten Bezirken ermäßigt 
würden, und zwar in der Weiſe, dass nicht mehr als 1 fl. 50 kr. 
und 50 kr. eingehoben werden. Ich würde das mit lebhafter e 
begrüßen. 

Nachdem ich aber die Erfolgloſigkeit dieſes Antrages einſehe, 
ſchließe ich mich dem Antrage meines ſehr geehrten Herrn Collegen 
Dr. Lueger an, der dahin geht, dass eine Beerdigungsgebür, 
gleichviel, ob die Beerdigung in einem Einzelngrabe oder einem 
gemeinſamen Grabe, für alle Friedhöfe mit 2 fl. für verſtorbene 
a über 14 Jahre und von 50 kr. für Perſonen unter 
14 Jahren eingehoben werden ſolle. Ich empfehle Ihnen au 
a und bitte um die Annahme derſelben. 

Gem.-Nath Silberer: Meine Herren! Ich bemerke im vor: 
hinein, dafs ich für den Antrag des Herrn Dr. Lueger ſtimmen 
werde. (Bravo-Rufe links.) Sie wiſſen, meine Herren, ſehr gut, 
dafs ich mir genug Anfechtungen hier habe gefallen laſſen müſſen, 
dafs ich für die Steuererhöhungen u. ſ. w. geſtimmt habe. Ich bin 
aber nicht dafür, dafs man eine fo hohe Steuer von den Armſten 
der Armen einhebt. In ſehr vielen Familien armer Leute kommt 
es vor, daſs das letzte verſetzbare Stück in das Verſatzamt wandert, 
um die Apotheke noch zu bezahlen, um den Arzt noch herbeiholen 
zu können und zum Schluſſe ſtirbt ein Familienmitglied, dann find 
die Leute rathlos, fie wiſſen gar nicht wie fie ihren Lieben be- 
graben ſollen. Der Guldenzettel ſpielt hier oft eine große Rolle. 
Wer die Verhältniſſe der armen Leute kennt, der weiß das. Ich 
kann es nicht übers Herz bringen, für eine höhere Ziffer zu ſtimmen, 
wenn eine kleinere beantragt iſt. Ich mufs bei dieſer Gelegenheit 
meinem Erſtaunen, meinem großen Bedauern gleichzeitig Ausdruck 
geben, daſs uns hier eine Vorlage gemacht wird, die denn doch 
den Eindruck der größten Leichtfertigkeit und Schnelligkeit der 
Arbeit an ſich trägt. 

Meine Herren! Dieſem Antrage iſt ſogar ein Geſetzentwurf 
angehängt; ein Geſetz, meine Herren! Das ſoll denn doch klar 
und deutlich, präciſe, nicht fo miſerabel, fo ſchändlich ſtiliſiert fein. 


| (Shot) Ich bitte, ich kann keinen anderen Ausdruck gebrauchen, 
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ich nehme kein Jota davon zurück. Miſerabel, ſchändlich iſt es 
ſtiliſiert! (Widerſpruch.) Fragen Sie jemanden, der deutſch kann 
und ein Geſetz ordentlich zu leſen verſteht, ob das nicht miſerabel, 
ſchändlich ſtiliſiert iſt: Erwachſene zahlen ſoviel und Kinder unter 
zehn Jahren ſoviel. Nun ſagen Sie mir, ob nach dem deutſchen 
Sprachgebrauche ein Kind mit elf, zwölf Jahren ein Erwachſener 
iſt? Das nenne ich miſerabel, ſchändlich ſchlecht ſtiliſiert. (Wider⸗ 
ſpruch.) Thut mir leid! Es iſt ſchon ſo viel ſchlecht Stiliſiertes 
hergekommen und gibt uns Anlass zu nutzloſen Debatten. Das iſt 
da noch ein Glück, weil es häufig beſeitigt wird. Wenn ſo etwas 
Geſetz wird, ſo geht es dann geradeſo, wie mit unſerm Statut. 
Das mußs ich auch als ein Muſter ſchlechter Stiliſierung bezeichnen, 
weil es, ſo oft jemand im Plenum des Gemeinderathes glaubt, 
auf Baſis des Statutes etwas beantragen oder fordern zu können, 
und zum Beiſpiel glaubt, ſich auf § 43 ſtützen zu können, wo 
deutlich ſteht, was zu den Agenden des Gemeinderathes gehört, 
ſo heißt es gewöhnlich von Seite des Vice-Bürgermeiſters Dr. 
Richter: Sie irren ſich, das iſt nicht ſo, ſchauen Sie nur den 
§ 112 an, da ſteht das Gegentheil. (Heiterkeit.) Im § 112 ſteht, 
daſs für dieſen Fall § 43 nicht gilt. Nun iſt dann gewöhnlich im 
§ 112 eine ſolche ſtiliſtiſche Zweideutigkeit, daſs die Möglichkeit 
offen bleibt, ob nicht doch der §S 43 anwendbar iſt. Kurz, es iſt 
eine Confuſſion da darin, und ein Geſetz, welches mit ſolchen 
Unklarheiten hinauskommt, iſt beſchämend für uns und die ganze 
Gemeindeverwaltung, und ich erſuche daher, daſs dem Antrage 
Lueger Folge gegeben werde, für den ich ſpreche, für den ich 
ſtimme, dafs nämlich Erwachſene 2 fl. zahlen, und Perſonen unter 
14 Jahren — 15jährige kann man ſchon zu Erwachſenen rechnen 
— 50 kr. Ich bin der Anſicht, daſs man der armen Bevölkerung, 
wenn man ihr ſchon möglichſt viel bei dem Conſum, ſagen wir 
beim Bier, was nicht jeder trinken muſs, an Steuern aufbürdet, 
daſs man ihr aber bei Dingen, welche abſolut nicht zu vermeiden 
ſind — das Sterben thun die Leute nicht zum Vergnügen —, 
eine nicht zu hohe Steuer auferklären ſoll. (Zuſtimmung.) Sie 
brauchen ſich nicht zu fürchten, dafs ein Miſsbrauch damit gemacht 
werden wird, wenn es ſo billig iſt. (Heiterkeit.) Es werden ſich 
darum nicht mehr Leute hinlegen, um maſſenhaft zu ſterben. Ich 
bitte, ſtimmen Sie daher für 2 fl. und für 50 kr. (Beifall und 
Zuſtimmung links.) 

Gem.-»Nath Nöhrl: Ich mufs mich auch gegen den Antrag 
des Stadtrathes ausſprechen, und zwar bin ich der Anſchauung, 
dajs man dem Reichen nehmen, dem Armen geben mußs. Die 
Zuſtände, wie Sie ſie in den Vororten finden, müſſen abgeſtellt 
werden. Man kennt ſich in dem Wirrwarr ſchon nicht mehr aus. 
Es iſt bedauerlich, daſs, wenn jemand eine Gruft kauft, er nicht 
weiß, was er zu bezahlen hat, es beſteht darin keine Ordnung. 
Ich habe ſchon den Antrag geſtellt, daſs der Preis für Grüfte 
und Gräber gleichgeſtellt werde. In Hietzing kommt es vor, dajs 
Fremde für Grüfte 1200 fl. und Einheimiſche 800 fl. bezahlen 
müſſen. 

Und wer iſt ein Fremder? Ein Fremder iſt derjenige, der in 
Sechshaus oder Rudolfsheim wohnt, die ſollen gleichgeſtellt werden. 
Ich bitte, meinen Antrag anzunehmen. 

Auch gegen den Antrag des Stadtrathes muſs ich mich 
ausſprechen und erlaube mir, einen Gegen-Antrag zu ſtellen, der 
folgendermaßen lautet: Für Grüfte iſt die Taxe von 
20 fl. per Berjon einzuheben, für Kinder unter 14 Jahren 
von 10 fl., für eigene Gräber 5 fl., Kinder unter 
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14 Jahren 3 fl., für Schachtgräber 1 fl., für Kinder 
unter 14 Jahren 50 kr. auf ſämmtlichen Wiener Fried— 
höfen. Ich bitte, dieſem Antrage zuzuſtimmen. Es iſt hier der 
Grundſatz aufgeſtellt, dafs man dem Reichen nimmt und dem 
Armen gibt. 

Gem.⸗Nath Prockſch: Die Klage darüber, dafs die Leichen— 
begängniſſe niedrigſter Art theuer ſind, iſt eine ebenſo allgemeine 
als berechtigte. Es iſt dies bereits von einem Vorredner hervor— 
gehoben worden und die Sache iſt ſo. Zu einer Zeit, wo bereits 
durch Krankheit die letzten Mittel der Familie erſchöpft ſind und der 
Tod neues Unheil ins Haus bringt, kommt die große Rechnung der 
Leichenbeſtattungs⸗Geſellſchaft. Ich kann jagen, daſs die Parteien 
den Leichenbeſtattungs⸗Geſellſchaften gegenüber vollkommen machtlos 
find, dass ſie ihnen geradezu ausgeliefert find, und ich mußs hier 
conſtatieren, das die Haltung der Leichenbeſtattungs-Geſellſchaften 
gegenüber dem Publicum keineswegs in allen Fällen eine correcte 
iſt. (Rufe: Leider!) Ich ſelbſt habe einen Fall mitgemacht, der 
ſehr intereſſant iſt. (Rufe: Hört!) Ich habe vor einiger Zeit für 
einen armen Teufel ein Leichenbegängnis beſorgen laſſen. Ich 
habe jemanden zur Geſellſchaft hingeſchickt mit einer Karte und 
ausdrücklich bemerkt, ich begehre ein Leichenbegängnis der letzten 
Kategorie. Nun haben dieſe Leichenbeſtattungs-Geſellſchaften einen 
ganz billigen Preis auf ihren Tarifen. Man bekommt ein Leichen⸗ 
begängnis um 28 fl. Das ſteht aber alles nur auf dem Papier. 
Ich weiß die Ziffer nicht, die damals mir aufgerechnet wurde, 
aber jedenfalls hat ſie 50 fl. überſchritten. 

Ich war ganz verwundert und habe zweimal denſelben Ab— 
geſandten zur Beſtattungs-Geſellſchaft geſchickt, und immer wurde 
mir die Auskunft zutheil: Das iſt der billigſte Preis. Ich habe 
Veranlaſſung genommen, dies dem Herrn Magiſtratsrathe Lekiſch 
zur Kenntnis zu bringen. Er hat darüber Amts gepflogen, und 
das Reſultat war, daſs er mir mitgetheilt hat, das allerdings 
noch verſchiedene Übelſtände hereinſpielen, die ich hier nicht näher 
erörtern will, daſs aber auch in dieſem Falle die Beſtattungs— 
Geſellſchaft ihre Tarife und die normalmäßigen Gebüren über— 
ſchritten hat, und daſs fie verhalten würde, mir den Betrag von, 
ich glaube 10 fl. zurückzuerſtatten. (Hört! Hört!) 

Das hat mich veranlaſst, im Vereine mit mehreren Collegen 
in der Sitzung vom 23. März 1889 den Antrag zu ſtellen, der 
Gemeinderath wolle wegen Herabſetzung des Preiſes der Leichen— 
begängniſſe der niederſten Claſſe das Einvernehmen mit den Be— 
ſtattungs⸗Geſellſchaften pflegen, allenfalls dieſe Leichenbegängniſſe 
in eigener Regie zu dem Selbſtkoſtenpreiſe beſorgen. (Beifall.) Ich 
ſtelle mir die Sache jo vor. Gegenwärtig beträgt die Leichenbeſtattungs— 
gebür, wie ſie von den Krankenvereinen bezahlt wird, circa 25 fl. 
Ich glaube, das iſt der Preis. (Rufe: Ja wohl!) Wir müſſen den 
Grundſatz feſthalten, das es mit dieſen 25 fl. unter allen Um⸗ 
ſtänden möglich ſein mis, ein Leichenbegängnis der niederſten 
Kategorie zu beſorgen und unſere Mitbürger in anſtändiger Weiſe 
auf den Friedhof hinauszubringen. | | 

Das mufs einfach möglich fein, und wenn es nicht möglich 
iſt, halte ich es für eine Pflicht der Gemeinde, für die Armen 
Sorge zu tragen, indem ſie veranſtaltet, daſs zu dem mindeſten 
Preiſe ein Leichenbegängnis möglich ſei, wobei, wenn es noth⸗ 
wendig iſt, von den verſchiedenen normalmäßigen Gebüren etwas 
nachgelaſſen werden muſs. Ich will mich nicht näher darauf ein- 
laſſen. Es wird gelegentlich des Referates, das endlich einmal 
kommen wird, und deſſen Verhandlung von dem Herrn Bürger— 
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meiſter innerhalb einer vierzehntägigen Friſt in Ausſicht geſtellt 
rufe links.) 


wurde, Gelegenheit ſein, ſich darüber auszuſprechen. Ich glaube, 
es wird von allen Seiten etwas nachgelaſſen werden müſſen. Wir 


ſollten uns auf das möglichſte beſchränken, mit gutem Beiſpiel 


vorangehen, deshalb kann ich von meinem Standpunkt aus den 
Antrag des Herrn Dr. Lueger nur begrüßen. (Lebhafter Beifall.) 


Gem.-Nath Stehlik: Die Art, wie ſolche Anträge jetzt vor 


gebracht werden, iſt nicht in Ordnung. In der letzten Minute, 
ohne dass wir vorbereitet find, legt man uns hier den 9 
vor, oder umgekehrt, es kommt der Antrag zur Verhandlung, z 
einer Zeit, wo wir ihn infolge des Papiermaſſenunfuges Topf 
nicht mehr befiten. 

Mich freut es, heute von Ihrer (rechten) Seite zu hören, dafs 
Sie, welche für die Lebensmittelvertheuerung geſtimmt haben, jetzt 
zeigen, daſs Sie nicht für die Erhöhung ſind. Es ſoll wirklich 
gejagt werden, dieſer Betrag iſt für ein Schachtgrab, und dieſer 
Betrag für ein Einzelngrab; das mus ausgeſprochen werden. Ich 
kann nicht umhin, dieſen zwei Herren Vertretern ſogar den Dank 
auszuſprechen, das fie einmal einſehen, dafs es mit dem ewigen 
Erhöhen nicht gehen wird und Sie damit aufhören müſſen. Ich 
bin Ihnen dafür ſehr dankbar. (Bravo! Bravo!) 


Referent Gem.-Rath Dr. Grübl (zum Schluſswort): Wir 


ſtehen vor einer eigenthümlichen Erſcheinung. Wenn man die 
Debatte hört, ſollte man glauben, dass es eine ganz neue Gebür, 
eine ganz neue Belaſtung der Bevölkerung iſt, die da eingeführt 
werden ſoll. Die Gebür für den Central-Friedhof beſteht ſeit dem 
Jahre 1874 ebenſo wie hier; es liegt nicht die geringſte Anderung 
vor. Es handelt ſich hier nur darum, die Sache in eine geſetzliche 
Form zu bringen. 

Und ſiehe da! Eine Entrüſtung ſondergleichen über dieſe un⸗ 
erhörte Belaſtung der Bevölkerung! Und wieder eine Belaſtung 
für die Armſten der Armen! 

Nun, meine Herren! Es wird immer geſagt: Die Commune 
ſoll lucrative Anſtalten errichten, die etwas tragen, damit nicht 
alles durch die Steuern hereingebracht werden müſſe. Das Begräbnis⸗ 
weſen iſt die einzige Inſtitution, die nicht paſſiv iſt; alles andere, 
was die Commune betreibt, iſt paſſiv. (Rufe: Lagerhaus!) Das 
Lagerhaus iſt auch paſſiv; wenn Sie ſo bilancieren, wie man ſoll, 
werden Sie ſich davon überzeugen. Und nun poll dieſe einzige 
Inſtitution auch paſſiv werden. 

Es wird von den Armſten der Armen geſprochen. Erlauben 
Sie, dajs ich folgende Ziffern anführe. Es wurden im Jahre 1889 
in den zehn Bezirken Wiens, alſo auf dem Central-Friedhofe 
begraben 16.331 Perſonen, in Einzelgräber 1700, in Grüften 60. 

Es handelt ſich alſo nicht um die Armſten der Armen, ſondern 
um die allermeiſten Fälle, die überhaupt vorkommen. Das Gros 
der Verſtorbenen wird in gemeinſamen Gräbern beſtattet. 


Nun iſt aber dieſe Gebür die allerkleinſte. Es weiß jedermann, 
und es wurde auch darauf hingewieſen, was für Gebüren bei 
im Haufe, dafs ich gar keine perſönliche Bemerkung in meinen 


einer Beerdigung auflaufen. Die allerbeſcheidenſte Gebür iſt jene, 


welche für die Commune erlegt wird; und gerade an der ſoll jetzt 


etwas abgezwickt werden. Wenn Sie die Ermäßigung der Gebür 
von 3 fl. auf 2 fl. beſchließen, ſo wird das einen Ausfall von 


wenigſtens 30.000 fl. per Jahr nach ſich ziehen. (Widerſpruch 
links.) 
Ich bitte, beim Central-Friedhofe allein müſste nach dem 


Stande vom Jahre 1889 der Ausfall wenigſtens 16.331 fl. be- 
tragen. Der Ausfall in den Vororten würde vielleicht 13.000 fl. 
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ausmachen, ſo haben Sie 29.000 fl. per Jahr Ausfall. (Zwiſchen⸗ 


Ich kann nicht auf alle einzelnen Bemerkungen antworten. 
Ich habe keinen Vortheil von der höheren Gebür. Beſchließen Sie 
die niedere. Die Herren werden ſich aber darüber klar fein, dass 
wir ſofort ein jährliches Betriebsminus von 30.000 fl. haben. Es 
ſteht bei Ihnen, Sie werden die Sache zu verantworten haben. 
Ich will noch darauf hinweiſen, dass jährlich eine Unzahl von 
Leichen unentgeltlich beſtattet wird, und dort, wo die Verhältniſſe 
darnach find, dafs die Billigkeit für die Abſchreibung ſpricht, wird 
die Gebür nicht eingehoben. Wir haben erſt unlängſt eine außer⸗ 
wo die 
Gebür einfach abgeſchrieben wurde. Was die Stiliſierung betrifft, 
jo muſßs ich ſagen, dajs ſich der Herr College Silberer ganz. 
1 echauffiert hat. Er ſcheint heute ſehr ſchlecht aufgelegt zu 
ſein. (Heiterkeit.) Man kann ja anderer Anſicht ſein. Die vorliegende 
Stiliſierung lehnt ſich an das bisher beſtehende Muſter an; für 
den Wiener Central-Friedhof iſt es ebenſo: I. Gruppe Erwachſene, 
II. Gruppe Kinder. Appoſition: Unter zehn Jahren. Es gibt 
Jahren. 

Die Anzahl von 10 Jahren iſt deshalb gewählt, weil 
in eine Reihe zwei Särge kommen können, alſo nur die Hälfte 
des Platzes wie für Erwachſene erforderlich iſt. Das iſt der Grund. 
Ich finde das ganz entſprechend ſtiliſiert. Wenn man ſchon findet, 
dafs das schlecht ſtiliſiert iſt, jo kann man es ja ändern, obwohl 
ich der Meinung bin, daſs es nicht nothwendig iſt. Aber über die 
Stiliſierung, wie ſie in der beſtehenden Friedhofsordnung von 
1 5 ſich act gar ſo herzufallen, s ich gelinde dag, 
rung, wie fie von Dr. Lueger eng wird, nicht gude 
weil die Armſten der Armen nicht berührt werden. Die zahlen die 
Gebür ohnedies nicht, weil ja mit der größten Coulance vor— 
gegangen und niemand verpflichtet wird, dieſe Gebür zu zahlen, 
der wirklich in Noth iſt. Es wird niemals eine Execution vor⸗ 
genommen, es findet nie eine Bedrückung ſtatt; wenn es ſich 
erweist, dass die Leute arm find, wird die Gebür nicht eingehoben, 
ſondern abgeſchrieben. Übrigens iſt dieſe Gebür immer der geringſte 
Theil des Aufwandes, der aus einem ſolchen Anlaſſe entſteht, es 
iſt niemand dadurch hart getroffen und ich habe keine Klage darüber 
gehört. Man ſollte doch eine Maßregel, die ſeit dem Jahre 1874 
klaglos beſteht, nicht aufheben, dadurch ein Betriebsminus von 
30.000 fl. ſchaffen und ſo die letzte active Inſtitution auch noch 
paſſiv machen. 

Ich bitte alſo, für die Anträge des Stadtrathes zu ſtimmen, 
die im Einklange mit denen des Magiſtrates ſtehen, nur mit dem 
Unterſchiede, daſs der Magiſtrat das nur für die Vororte vor— 


ſſchlägt, der Stadtrath aber für das ganze Gebiet. 


Gem.-Aath Silberer (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Meine Herren, ich appelliere an das Zeugnis ſämmtlicher Collegen 


Ausführungen gemacht habe, dafs ich vielleicht lebhaft, ſcharf, aber 
ſtreng ſachlich war. Ich weiſe deshalb die perſönliche Provocation 
des Herrn Referenten zurück, diesmal in einfacher Form, ein 
anderesmal etwas ſchärfer. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich will nur bemerken, 
dafs meines Erachtens der Herr Referent nicht provociert, ſondern 
einfach Bemerkungen gemacht hat, die ſchließlich jedem freiſtehen. 
Sonſt hört ſich alles Debattieren auf. 
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Ich ſchreite zur Abſtimmung, zuerſt über die Altersgrenze, 
dann über die Sätze und bitte jene Herren, welche für den Gegen⸗ 
Antrag Lueger find, daſs die Altersgrenze mit vierzehn Jahren 
feſtgeſetzt werde, ſich von den Sitzen zu erheben. 

Ich bitte zu zählen. (Nach erfolgter Auszählung.) Es ſind 
52 Herren dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach erfolgter 
Auszählung.) 40 Herren ſind dagegen. 3 


Nun bringe ich die Altersgrenze von zehn Jahren zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Herren, welche dieſer Altersgrenze zu⸗ 
ſtimmen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Referent Gem. Rath 
Dr. Grübl: Das iſt ſchon erledigt.) Ich bitte, es muſs ab- 
geſtimmt werden. Die Herren wollen ein Landesgeſetz erwirken 
und wenn nicht 70 Herren dafür ſind, ſo nützt die ganze Ab— 
| ftimmung nichts. Ich. bringe alſo die Altersgrenze von zehn 
Jahren zur. Abſtimmung und erſuche die Herren, welche dafür 
ſind, ſich von den Sitzen zu erheben. (Nach erfolgter Auszählung.) 
49 Herren ſind dafür. Nun bringe ich den Betrag a eee 
und zwar zunächſt den höheren Betrag von 3 fl. nach dem 
Referenten⸗ Antrag. Ich bitte jene Herren, die ne ſich von 
den Sitzen zu erheben. (Nach erfolgter Auszählung.) Es ſind 
55 Herren dafür. Nun bitte ich jene Herren, welche nach dem 
Gegen⸗Antrage des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueger für 2 fl. 
ſtimmen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Nach erfolgter Aus— 
zählung.). 

Es ſind 40 Herren dafür. Ich glaube, die Abſtimmung weiter 
fortzuſetzen iſt ganz überflüſſig. A Es bleibt alfo 
alles beim Alten. 

Nun ſind noch zwei Anträge geſtellt worden, und zwar einer 
vom Gem.⸗Rathe Frauenberger, welcher lautet: 


„Der Gemeinderath wolle beſchließen, es ſei auch 
die Leichenverſenkung auf den communalen Friedhöfen 
in die eigene Regie zu übernehmen.“ 

Ich bitte jene Herren, die zuſtimmen, dafs dieſer Antrag dem 
Stadiratte zugewieſen werde, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. N 

Ein Antrag iſt vom Herrn Gem.⸗ Rathe Röhrl geſtellt 
worden, welcher kurz lautet: 

„Für Grüfte die Taxe von 20 fl. (für Kinder unter 
14 Jahren 10 fl.). für eigene Gräber 5- fl. (für Kinder 
unter 14 Jahren 3. fl.), für Schachtgräber 1 fl. (für 
Kinder unter 14 Jahren 50 kr. ). 

Ich bitte die Herren, welche zuſtimmen, dafs dieſer Antrag 
dem Stadtrathe zugewieſen werde, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt.“ 

Der Gegenſtand ist erledigt.“ 

N Wir haben noch eine Wahl auf der Tagesordnung, und zwar 
die Wahl von zwei Mitgliedern in den Verwaltungs⸗ Ausſchuſs des 
Centralvereines zur Beköſtigung armer Schulkinder. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, den Namensaufruf vorzunehmen. (über 
Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem. Rath Zagörski 
geben die Gemeinderäthe ihre Stimmzettel ab. — Nach Abgabe 
der Stimmzettel:) Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

ele. der Sitzung 158 Uhr abends.) 
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Stadtrat). 


Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 12. April 1892. 
Mittwoch, den 13. April 1892. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 29. März 1892. 


Vorſitzender: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 


Dr. Lederer, 
Matzenauer, 
Meißl, 


Dr. Vogler, 
Wurm. 


Beurlaubt: Dr. Hackenberg. 

Entſchuldigt: Schneiderhan und Witzels berger. 
Experte: Magiſtratsrath Lekiſch. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concepts⸗Adjunct Pfeiffer. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle eröffnet die Sitzung. 

St.⸗R. Schneiderhan und SEN. Witzelsberger ent— 
ſchuldigen ihr Ausbleiben wegen einer ſtattfindenden Caſſenſcontrierung. 

(Zur Kenntnis.) 

St.-R. Meißl referiert über Geſuche um Verleihung der 

Zuſtändigkeit und beantragt für nachbenannte Perſonen 
a) die Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband: 

Liepold Thereſia, Köchin; 

Holzmann Anna, Inhaberin eines Uhrmachergeſchäftes; 

Mo ſer Wilhelm, Tiſchlergehilfe; 

Pokoruy Franz, Schneider; 

Unger Georg, Magazineur; 

Stegbauer Joſef, Brotverſchleißer; 

Winter Ferdinand, Procuriſt; 

Ertl Franz, Schneider; 

Gnädinger Adolf, Commis; 

Dekan Adalbert, Schuhmacher; 

Hübner Joſef, Armeediener; 

Chejſtowsky Anton, Schuhmacher; 

Grabner Walburga, Marktvictualien-Händlerin; 

Dollberger Anton, Kutſcher; 

Grabner Mathias, Kellner; 

Eder Karl, Aushilfsdiener; 

Schenk Franz, Solficitator ; 

Kyſela Johann, Schloſſer; 

Hausmann Elisabeth, Wirtſchafterin; 

Samſinger Joſef, Sattler; 

Graf. Jakob, Börſegalopin; 
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Pilar Joſef, Schneider; 

Reſch Maria Anna, Fragnerin; 

Nowak Franz, Kleinfuhrmann; 

Nebenführ Johann, Plattierer; 

Krammer Cäcilia, Wäſcherin; 

Cernovsky Wenzel, Zimmermann und Hausbeſorger; 

Rohrer Andreas, Beſtandwirt; 

Pardubsky Johann, Schneider; 

Millidorfer Anna, Wärterin im k. k. allgem. Krankenhauſe; 

Zelinka Franz Kutſcher; 

Wrann Florian, Fabriksbeamter; 

Wom ſik Magdalena, Köchin; 

Lindauer Franz, Maurer und Hausbeſorger; 

Stiepanek Joſefa, Schuhmacherswitwe und 

Stiepanek Adalbert, Schuhmachergehilfe; 

Czermin Roſa Eliſabeth, Näherin; 

Pellar Johann, Portier; 

Fehl Friedrich, Pfaidler; 

Trinacty Franz, Diener; 

Wotypka Hugo, Kammerdiener; 

Gruber Karl, Bindergehilfe; 

Schweiger Joſef, Gemiſchtwaren-Händler; 

Neumann Joſef, Schneidergehilfe. 

b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband: 

Laszlo Nikolaus, Geſchäftsdiener; 

Heitzmann Thereſia, Näherin; 

Dinkelacker Chriſtian Gottlieb, Gaſtwirt; 

Csekonics, Georg Albert von, Hilfsbeamter; 

Roſenthal Bernard, Commiſſions-Geſchäftsinhaber; 

Krull Ernſt, Hörer der Rechte. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Wenzel Broz. 
k. k. Poſtamtsdiener, um Aufnahme in den Gemeindeverband und 
beantragt die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

St.-A. Dr. Grübl referiert über mehrere Geſuche von ſtädtiſchen 
Lehramtsperſonen, Beamten und Dienern um Gehaltsvorſchüſſe und 
Perſonalzulagen. 

Die Referenten-Anträge werden angenommen. 

— Derſelbe referiert über den Bericht der Direction des Communal⸗ 
Real⸗ und Obergymnaſiums im VI. Bezirke bezüglich der Zuweiſung 
der Lehramts-Candidaten Eugen Bolis und Michael Neihofer 
zur Ablegung des Probejahres an dieſer Anſtalt und beantragt, dieſen 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Note des Bezirksſchulrathes, betreffend 
die Concursausſchreibung zur Beſetzung einer definitiven Unterlehrerſtelle 
an der Special⸗Schulabtheilung für taubſtumme Kinder, XVIII., Kletten— 
hofergaſſe Nr. 3 und beantragt die Kenntnisnahme dieſer Concurs— 
ausſchreibung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Auſuchen der Anna Spiel 
mann um Aufnahme als Hörerin in das Pädagogium und des 
Guſtav R. v. Unſchuld um Aufnahme in den I. Jahrgang des 
Pädagogiums und beantragt die Gewährung des geſtellten Anſuchens. 


(Angenommen); 


— derſelbe referiert über den Bericht des Magiſtrates über 
die Erwirkung des Offentlichkeitsrechtes für die oberen Claſſen des 
Communal⸗Gymnaſiums im XIX. Bezirke und erklärt weitere Schritte 
für gegenſtandslos, da die Gewährung des Offentlichkeitsrechtes bereits 
früher über Initiative des k. k. Landesſchulrathes erfolgt iſt. 
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— derſelbe referiert über die Bewilligung eines Wagenpauſchales 
für den Katecheten an der allgemeinen Volksſchule II., Engerthſtraße 
Nr. 105 (Zwiſchenbrücken) und beantragt, demſelben aus Billigkeits⸗ 
rückſichten mit Rückſicht auf die ungewöhnliche Entfernung von dem 
Pfarrhauſe zum Schulgebäude auch für das laufende Schuljahr eine 
Wagen⸗Entſchädigung im Jahresbetrage von 150 fl. in vier am 
30. November 1891, 15. Februar, 30. April und 15. Juli 1892 
fälligen Raten zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Kirchenmuſikvereines 
an der Reindorfer Pfarrkirche um Überlaſſung zweier Lehrzimmer in 
der Schule XIV., Schmelzgaſſe 4 und beantragt die Bewilligung zur 
Überlaffung eines oder nach Bedarf zweier Lehrzimmer in obiger Schule 
an den anſuchenden Verein behufs Haltung einer Muſikſchule unter 
Einhaltung der üblichen Normen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über Beerdigungskoſten von Parteien im 
I., III. und IX. Bezirk und beantragt die Abſchreibung derſelben 
wegen Uneinbringlichkeit. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Ausweiſe des Bezirksſchulrathes 
der Stadt Wien über die Zuweiſungen der vom Beginn des Schul— 
jahres 1891/92. an neuernannten definitiven Lehrkräfte und über die 
Ausweiſe bezüglich der aus Dienſtrückſichten erfolgten Verſetzungen der 
an den allgemeinen Volks⸗ und Bürgerſchulen im Schulbezirke Wien 
definitiv angeſtellten Lehrkräfte. 

Referent beantragt die Kenntnisnahme dieſer Ausweiſe. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Bo d 
wegen Beerdigung der Leichen aus dem Bezirkstheile Neulerchenfeld 
im Ortsfriedhofe von Ottakring und beantragt, es ſei von der Er— 
weiterung des Ottakringer Friedhofes derzeit Umgang zu nehmen, und 
ſeien die Leichen der in Neulerchenfeld verſtorbenen Perſonen bis auf 
weiteres noch wie bisher am Central-Friedhofe zu beerdigen. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, der Magiſtrat werde beauf— 
tragt, in kürzeſter Zeit einen Vorſchlag über die Regelung des 
Beerdigungsweſens überhaupt vorzulegen, insbeſondere darüber, welche 
Friedhöfe aufzulaſſen, und wo neue Friedhöfe zu errichten ſind. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Vertagung des Referates. 

Magiſtratsrath Lekiſch wird als Experte gehört. 

StR. Rückauf beantragt, es werde geſtattet, die in der 
ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld verſtorbenen . auf dem. 
Ottakringer Ortsfriedhofe zu beerdigen. 

StR. Dr. v. Billing beantragt als Zuſatz zum 1 Antrage 
des St.⸗R. Rückauf, die Erweiterung des e an. ſei 
dermalen abzulehnen. 

Die Anträge der St.⸗R. Rückauf und Dr. v. Billing 
werden angenommen, ebenſo der Antrag des St.-R. Matzenauer. 

St.-R. Matzenauer referiert über die Inventursaufnahme be⸗ 
züglich der von Ignaz Spöttl der Gemeinde Wien legierten Münzen⸗ 
ſammlung und beantragt, von der Reclamation der Barbarenmünzen 
und ſonſtigen wertloſen in die Inventur nach Frau Walburga Spöttl 


eingeſtellten Münzen und Medaillen (Doubletten) als zum Nachlaſſe 


des Ignaz Spöttl vefp. zum Legate der Gemeinde Wien gehörig, 
abzuſehen. (An genommen.) 

St.⸗R. Müller referiert über das Detailprojekt für die Er— 
weiterung des Friedhofes in Hietzing, und beantragt: 

1. Es ſei die theilweiſe Erweiterung. des Hietzinger Friedhofes 
mit dem adjuſtierten Geſammtkoſtenbetrage per 17.171 fl. 38 kr. und 
das diesfalls vom Stadtbauamte vorgelegte Detailproject mit der Ab⸗ 
änderung zu genehmigen, daſs bei der Macadamiſierung der Wegen an 
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Stelle des vorgeſchlagenen Bruchſtein⸗Grundbaues zur Herſtellung der 
Wege Gebirgsſchlägelſchotter und derlei Sand verwendet werde, daher 
anſtatt der Tarifpoſt 74 die Tarifpoſt 78 zur Anwendung kommt und 
von der Herſtellung einer Aufgangsſtiege Umgang. genommen, und daßs 
für die Beſucher des Friedhofes ein Ruheplatz mit Bänken hergeſtellt 
werde. 

2. Die Gräbereintheilung hat nach der vom Stadtbauamte vor— 
gelegten Skizze Alternative B zu erfolgen. 

3. Dem Todtengräber des Hietzinger Friedhofes ſei eine Grund- 
fläche von circa 40 bis 50 m? auf dem erhöhten Plateau der an 
den Friedhof angrenzenden Baumſchule zur Anlage von Gewächshäuſern 
gegen einen Jahrespauſchalzins von 5 fl. gegen dem zu überlaſſen, 
dass er ſich verpflichtet, dieſen Grund über Aufforderung des Magi— 
ſtrates ohne. Anſpruch auf irgend welche Entſchädigung vollſtändig zu 
räumen. 

4. Es ſei der Magiſtrat zu ermächtigen, wegen Erwerbung von. 
Grundſtücken zum Zwecke einer entſprechenden Erweiterung des Hietzinger 
Friedhofes mit den betreffenden Grundbeſitzern in Verhandlung zu 
treten. 

St.⸗K. Matzenauer beantragt: Der Stadtrath nimmt die 
Gräberausſchmückung in den Vororte-Friedhöfen in eigene Regie in 
Ausficht, der Magiſtrat hat diesbezüglich Anträge zu ſtellen und darf 
mit den Todtengräbern kein Vertrag abgeſchloſſen werden, der dieſe 
Frage präjudiciert. 

St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt, dafs die Frage der 
Gräberausſchmückung in eigener Regie ſtudiert, und dafs, diesbezüglich 
Anträge geſtellt werden. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen, desgleichen wird be— 
ſchloſſen: Der Magiſtrat wird beauftragt zu berichten, ob nicht in den 
Friedhöfen der Vororte die eigene Regie bezüglich der Gräberaus— 
ſchmückung einzuführen wäre. (An den Gemeinderath.) 

St.-A. Matzenauer referiert über das Anſuchen des Joſef To ch 
um Bewilligung zur Herſtellung einer Verbindungsſtiege von den im 
alten Rathhauſe gemieteten Localitäten des 1. Stockwerkes in den 2. Stock 
und beantragt, dem Pelzwarenhändler und Mieter im alten Rathhauſe, 
Joſef Toch wird nach erfolgter Miete der Localitäten Nr. 35 und 
36 daſelbſt vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes der in baupoli⸗ 
zeilicher Beziehung vorzunehmenden Erhebung, die Bewilligung zur 
Herſtellung einer Verbindungsſtiege von den Localitäten des Genannten 
im 1. Stocke in die obigen Localitäten des 2. Stockes unter der Be— 
dingung ertheilt, daſs der Mieter ſich verpflichtet, bei Auflöſung des 
Mietvertrages die Stiege nach Wahl der Gemeinde Wien entweder 
ohne Entſchädigung zu belaſſen oder auf ſeine Koſten zu entfernen 
und den alten Bauzuſtand wieder herzuſtellen. 


Erneuerung des Asphaltpflaſters in der Herrengaſſe im I. Bezirke und 
beantragt die Genehmigung des Beſtbotes der Neuchatel-Asphalte⸗ 
Company (40% Nachlass). (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Verpachtung der Cat.-Parc. 21/5 


in Kaiſer⸗Ebersdorf und beantragt, das Kaufanbot des Julius Moliter 
abzulehnen, dieſe Parcelle jedoch demſelben um den Jahrespachtſchilling 


von 10 fl. unter den im Bauamtsberichte vom 16. März 1892 be⸗ 
zeichneten Bedingungen in Beſtand zu geben. (Angenommen.) 

St.-N. v. Götz referiert über das Anſuchen der Freiwilligen 
Feuerwehr in Hietzing um Beſtreitung der Auslagen für die ange— 
ſtellten drei Feuerwehrmänner und um Beitrag zur Erhaltung der 
Feuerwehrrequiſiten und beantragt, die Löhnung für die drei Bedien⸗ 


ſteten der Freiwilligen Feuerwehr Hietzing im Geſammtbetrage von. 


durch den Bittſteller zu beſtätigen. 
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1620 fl. pro 1892 aus Gemeindemitteln zu beſtreiten, jedoch auf die 


Übernahme dieſer drei Bedienſteten in den Mannſchaftsſtand der 
ſtädtiſchen Feuerwehr im Hinblicke auf den Stadtraths-Beſchluſs vom 
29. December 1891, Z. 442024, dermalen nicht einzugehen. 
Angenommen.) 
St.-⸗R. Müller referiert über die Demolierung des ftädtifchen 
Hauſes XVIII., Währing, Feldgaſſe Nr. 17 und beantragt, genannte 
Realität mit Ausnahme der zur Sicherung der Nachbarobjecte erfor— 
derlichen Theile nach der vom Stadtbauamte vorgelegten Demolierungs- 
vorſchrift gänzlich zu demolieren. (Angenommer); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Emma Spitzer 
um Ertheilung des Bauconſenſes für den Neubau auf Bauſtelle 12 
in der Eiſen⸗ und Fuchsthalergaſſe, Einl.⸗Z. 832, im IX. Bezirke und 
beantragt, den Antrag des Magiſtrates auf Genehmigung der in der 
Fuchsthalergaſſe projectierten Anlage eines 4˙60 m langen und 0˙15 m 
breiten Riſalites gegen Einlöſung des hiezu erforderlichen Straßen— 
grundes per 069 m? um den Preis von 30 fl. per Quadratmeter 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Engelbert Lit— 
ſchauer wegen Löſchungserklärung und beantragt, die Ausſtellung 
der Löſchungserklärung bezüglich des auf Einl.-Z. 1100 und 1974 
bis 1982, V. Bezirk, einverleibten Bauverbotes auf Koſten des Geſuch— 
ſtellers zu bewilligen. (Angenommen.) 
St.-A. Dr. v. Billing referiert über das Nachtrags-Über— 
einkommen mit der Finanz-Landesdirection zu dem Mietvertrage in 
Betreff des Amtshauſes in Sechshaus, Ullmannſtraße Nr. 54 und 
beantragt, den Punkt E des Nachtrags Übereinkommens zu genehmigen 
und die Textierung des Punktes F in folgender Weiſe: Die Koften, 
Stempel und Gebüren der Ausfertigung der Nachtragserklärung und 
der grundbücherlichen Einverleibung derſelben hat das k. k. Arar allein 
zu tragen, dagegen hat die Gemeinde Wien die Stempel zu den Zins— 
quittungen ganz und allein zu beſtreiten. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Vertheilung der Lehrmitteldotation 
an der Gumpendorfer Communal-Ober-Realſchule und beantragt, der 
im vorgelegten Conferenzprotokolle erſichtlich gemachten Vertheilung der 
Lehrmitteldotation die Zuſtimmung zu ertheilen. Angenommen): 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Bauleitung des 
Wiener Cottagevereines in Währing um käufliche Überlaſſung eines 
Orientierungsplanes der Gemeinde Ober-Döbling und beantragt, den 
Verkauf eines Planes an die Geſuchſtellerin um den Preis von 1 fl. 50 kr. 
und das Bezirksamt für den XIX. Bezirk ein für allemal zu bevoll⸗ 
mächtigen, ohne Einholung weiterer Beſchlüſſe Pläne gegen Erlag von 


1 fl. 50 kr. an Privatperſonen oder Behörden hinauszugeben. 
Angenommen); | 
e derſelbe referiert über das Offertverhandlungsergebnis wegen 
um käufliche Überlaffung der Bauſtelle, Einl. Z. 1252, im I. Bezirke 


Angenommen.) 
St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des Anton Hanus 


Sterngaſſe und beantragt, dieſes Anſuchen um käufliche Überlaſſung 
der genannten Bauſtelle im Ausmaße von 215°20 m? um den Preis 
von 125 fl. per Quadratmeter wegen geringen Preisanbotes abzu⸗ 
lehnen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Alois Bernhart 
um Bekanntgabe der Baulinie für die Realität, Grundb.⸗Einl. 190 
in Kaiſer⸗Ebersdorf und beantragt, es ſei das Stadtbauamt zu beauf— 
tragen, ein Bauliwien⸗Project vorzulegen. Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den Vorſitz.) 

St.-R. Dr. Grübl referiert in Betreff der Überwachung des 
von der ehemaligen Gemeinde Dornbach von Joh. Karlubsky 
angekauften Hauſes C.⸗Nr. 282 in Dorubach, und beantragt die 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und eee Wien. — Nr. 27, 8. April 1892. 


- = 


Pp BBK NN LIAN INN 


Genehmigung der von dem Bezirksamte des XVII. Bezirkes getroffenen 
Verfügungen wegen Überwachung des Hauſes der Eheleute Karlubsky 
und Durchführung der beantragten Verſicherungsarbeiten mit einem 
Koſtenaufwande von 66 fl. (Angenommen.) 
St.-R. Dr. Vogler referiert über die Auflaſſung der per⸗ 
manenten Lehrmittel⸗Ausſtellung und interimiſtiſchen Unterbringung der 
Ausſtellungsobjecte. Derſelbe beantragt, der Stadtrath beſchließe vorerſt, 
die permanente Lehrmittel⸗Ausſtellung einem Augenſchein zu unterziehen, 
und das Präſidium zu erſuchen, das Weitere zu veranlaſſen. 
| Angenommen.) 
Die Sitzung wird geſchloſſen. 


Allgemeine Machrichten. 
Approviſtonierung. 


(Borſtenviehmarkt vom 5. April 


1. Auftrieb: 


Jungſchweine. 4037 Stück 
Fettſchweine o 


Summa . 9434 Stück 
Angekauft wurden: 


1892.) 


für Wien 7343 Stück 
für das Land e 
unverkauft blieben . 1260 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine .. . von 33 bis 45 kr. 
Fettſchweine . Il A 
Infolge des ſtarken Auftriebes find Jungſchweine um 1 kr. 
und Fettſchweine um 1½ kr. per Kilo im Preiſe gefallen. 


per Kg. Lebendgewicht. 


% * 


** 
(Pferdemarkt vom 5. April 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 366 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 100320 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde . 24—60 fl. per Stück. 
Der Markt war ſehr gut beſucht. 


* * 
* 


(Stechviehmarkt vom 7. April 1892.) 
1. Auftrieb: 
Kälber — 2701, Lämmer — 4268, Schafe 
2 Preisbewegung: 


Kälber Waidner per Kg.. 
Lämmer Waidner „ Paar. 
Schafe Waidner „ Kg. von 26 bis 40 kr. 
Schafe lebend . „ Paar. von 151), bis 23 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden um 520 Stück Kälber weniger 


4916. 


8 von 40 bis 60 kr. 
von 3 bis 12 fl. 


zugeführt, die Kaufluſt war lebhaft und haben die Preiſe eine 


Steigerung von 4 kr. per Kilo erfahren. 
Auf dem Schafmarkte wurden um 143 Stück Schafe weniger 


aufgetrieben. Bei ziemlich reger Kaufluſt iſt eine Preiserhöhung 
von 50 kr. per Paar eingetreten. 
Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 7. April I. J. 


249 Stück Maſt⸗ und 204 Stück Beinlvieh aufgetrieben, 
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M. M.⸗Z. 48 48169 
ex 1892. 


(Einf fuhr von Vieh croatiſch⸗ſlavoniſcher Provenienz.) 


Laut Zuſchrift der königlichen Landesregierung in Agram vom 
15. Februar 1892, Z. 4962, wurde derſelben über eine Anfrage 
bezüglich der Giltigkeit mehrmals verlängerter croatiſcher e 
vom hohen k. k. Miniſterium des Innern unterm 23. Jänner l. J., 
3. 23161, eröffnet, es unterliege in Anſehung der dortigen 
veterinär⸗geſetzlichen Beſtimmungen rückſichtlich des Viehpaſsweſens 
keinem Anſtande, dass Vieh croatiſch⸗ſlavoniſcher Provenienzen unter 
Deckung durch Viehpäſſe, auf welchen der unbedenkliche Geſundheits⸗ 
zuſtand der damit ausgewieſenen Thiere öfter als einmal beſtätigt, 
reſpective verlängert worden iſt, auf Grund der Beſtimmungen des 
§ 4 des allgemeinen Thierſeuchen⸗Geſetzes vom 29. März 1880 
(R. ⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36) anſtandslos zur Einfuhr nach der 
diesſeitigen Reichshälfte zugelaſſen werde. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 1. April 1892. 


(Fortſetzung.) 


Markovié Georg — Verſchleiß von Sodawaſſer, Zuckerbäckerwaren — 
IX., linke Seite der Augartenbrücke. 
Haring Antonia — Verſchleis von Sonnen- und Regenſchirmen und 
Kürſchnerwaren — IX., ee au 49. 
Stary Adolf — Tiſchler — W. Zemagaſſe 19. 
Szalai Johann — Tiſchler — IV., Lambrechtgaſſe 14. 
Voda Erueſt — Tiſchlergewerbe — XV., Fünfhaus, ale 13. 
Nebel Franz — Uhrmachergewerbe — VII., Kaiſerſtraße 8 
Fiſchthaler Francisca — Victualien⸗ Verſchleiß — IV., Dungefbrunng. 26. 
Gollwitzer Michael — Victualienhandel — J. „Sonnenfelsgaſſe 1 ö 
Mar Marie Katharina — Victualienhandel — IV., Kürnthnerthormarkt. 
May Kaſpar — Feilbieten von Victualien — J., Salzgries 13. 
Neumayer Mathilde — Weißnäherin — II., Caſtellezgaſſe 8. 
Kolda he — Verſchleiß von Zuckerwaren und Canditen — XVI., 
Ottakring, a auf dem Steinbruche. 
Rieger Joſef — Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — VIII., Strozzigaſſe 40. 
25 * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 2. April 1892. 


Schwarz Johanna — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
IX., Marktgaſſe 33. 

Radits Eva — Eier- und Geflügelhandel — XII., Unter-Meidling, 
Ehrenfelsgaſſe 6. 

Holzwarth Hermine — Fiakergewerbe — J., Maximilianſtraße. 

Graf Joſef — Fleiſchhauer — III., Schlachthaus St. N 

Wegler Georg — Ausführung von Gasrohrleitungen — 
ringerſtraße 182. 

Kerſchbaum Anna — Gaſt⸗- und Schankgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 

Knöpfelmacher Anna — Gaſt⸗ 


und Schankgewerbe — XVII., Hernals, 
Frauengaſſe 2. 


Geißler Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Joſefſtädterſtraße 97. 

Pay Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XIV., Rudolfsheim, 
Fiſchergaſſe 25. 

Hugler Julius — Gold-, Silber⸗ und Juwelenarbeitergewerbe — 1., 


„Simme⸗ 


HBuglgaſſe 25. 


| Freiſingergaſſe 6. 


77 Anton — Kaſtanien⸗ und Apfelbrater — II., Obere Augarten⸗ 
ſtraße 74 

Dörr Bertha — lan von Kerzen, Seifen, Petroleum und Kurz⸗ 
waren — J., Wipplingerſtraße 27 

Pilar Johanna — Verſchleiß von Kerzen, Seifen, Petroleum und Par⸗ 
fumeriewaren — V., Hundsthurmerſtraße 41. 

Pekarek Anton — Kleidermacher — IV., Favoritenſtraße 22. 

Schug Anna — Kleidermacherin — VI. „Gfrornergaſſe 9. 

Kiſchitz Iſrael Joſef — Verſchleiß von M anufacturwaren — II., 
gaſſe 11. 

Klenner Felir — Mechauiſche Werkſtätte — V., Grüngaſſe 28. 

Schreiber Markus — Oſterbrot-Erzeugung — XV., Fünfhaus, Victoria⸗ 
gaſſe 14 a. 

Peniczek Friedrich — Papier- und Kurzwaren-Verſchleiß — XVII., 
Hernals, Weinhauſerſtraße 16. 

Girardi Auguſt — Schleifer — XII., Unter-Meidling, Kirchenplatz 2. 


Leopolds⸗ 
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gel nn Karoline — Selchwaren-Verſchleiß — VI., Markthalle, 
elle 30. | 
Anzenhofer Bernhard — Commiſſionswaren-Verſchleiß von Taſchenuhren 
und Pretioſen. — VII., Neuſtiftgaſſe 56. 88 YEAR 

Eckſtein Helene — Trödlergewerbe — VII., Kaiſerſtraße 48. 

Bockhorni Johann — Vertilgung von Ratten und Mäuſen — VI., 
Eßterhäzygaſſe 31. | 

Glaninger Eliſabeth — Victualienhandel — V., Arbeitergaſſe. 

Wegler Georg — Ausführung von Waſſereinleitung — X., Simme- 
ringerſtraße 182. 

Schwarz Salomon — Wirtſchaftsgewerbepächter — II., Große Sperl- 
gaſſe 35. 

Pölzl Antonia — Ziergärtnerei — II., Jägerſtraße 521. 


* K 
* 
Gewerbeaumeldungen vom 4. April 1892. 


Gaal Wilhelm Adolf — Auskocherei — VI., Windmühlgaſſe 39. 
ö ae Bernhard J. — Bier-Verſchleiß — XVIII., Währing, Herren- 
gaſſe 54. 
Baſala Johann — Bildhauer — XVIII., Währing, Mitterberggaſſe 15. 
Wanek Karl — Bildhauer — XVIII., Währing, Antonigaſſe 43. 
Lang Albert — Brantweinſchank — XVIII., Gerſthof, Feldgaſſe 18. 
Puchta Margaretha — Brot- und Semmel-Verſchleiß — XVIII., 
Währing, Markt, Kirchengaſſe. 
Fritthum Eduard — Bau⸗-Cantine — II., Obere Donauſtraße 23. 
Preßler Johann und Kirnbauer Leopold — Eijemvarenhandlung — X., 
Himbergerſtraße 52. 
ö Kwal Rudolf — Fleiſchhauergewerbe — XVII., Hernals, Roſeuſtein⸗ 
gaſſe 1. 
Heidrich Franz — Gaſt- und Schankgewerbe — XVII., Hernals, Berg— 
ſteiggaſſe 43. 
Drapol Marie — Gemiſchtwaren⸗ und Victualienhandel — XVIII., 
Währing, Gürtelſtraße 35. 
Haider Wilhelmine — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XV., Fünfhaus, 
Mariahilfergürtel 37. (Das Weitere folgt.) 


Ad 3. 1218 
VIII. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der zur Erweiterung des Hietzinger 


Friedhofes im XIII. Bezirke erforderlichen Erd⸗ und Banmeiſter⸗ 


arbeiten im veranſchlagten Koſtenbetrage von 6918 fl. 77 kr. 


ö. W., ſowie der Steiumetzarbeiten veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 6659 fl. 61 kr., endlich der Lieferung von 700 Meter⸗Centner 
Cementkalk und 38 Meter⸗Centner Portlandcement wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
Donnerstag den 14. April d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Lekiſch im neuen 
Rathhauſe, 3. Stiege, Mezzanin, eine öffentliche ſchriftliche Offert- 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Ausmaße, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene allgemeine 
Vorſchrift, ſowie die ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte eben- 
daſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Dem Offerte, welches mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke ver⸗ 
ſehen ſein muss, iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 4. April 1892. 2—3 


LX 
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IV. | | 
Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Verkaufes der durch die Demolierung der Häuſer 
Or.⸗Nr. 6 und 8 Burggaſſe, daun Or.⸗Nr. 4 Marzellingaſſe 
und Einbeziehung eines Theiles dieſer zur Auflaſſung beſtimmten 
Gaſſe gebildeten Bauſtelle an der Ecke der Burg: und Kirchberg⸗ 
gaſſe im VII. Bezirke, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am Mittwoch den 20. April d. I., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. Die 
zum Verkaufe angebotene Bauſtelle beſitzt eine Frontlänge von 
33˙10 m in der Burggaſſe und von 1712 m in der Kirchberg— 
gaſſe; ferner einen Flächeninhalt von 60394 mz. Der Minimal- 
preis wurde mit Beſchluſs des Gemeinderathes vom 16. März 1892, 
Z. 3983, mit dem Betrage von einhundert Gulden für das Quadrat— 
meter feſtgeſetzt; um die Erwirkung des zum Verkaufe nöthigen 
Landesgeſetzes iſt von dem Magiſtrate bei dem n.⸗ö. Landesaus⸗ 
ſchuſſe bereits angeſucht worden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan und die Vorſchrift für 
den Verkauf diefer Bauſtelle im Stadtbauamte oder im oben ange- 


gebenen Magiſtrats⸗Departement während der gewöhnlichen Amts— 


ſtunden einſehen, ſowie Exemplare dieſer Vorſchrift nebſt Planſkizze 
um den Betrag von dreißig Kreuzern bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erwerben. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 


ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 


desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. Jedes 
Offert hat die Erklärung zu enthalten, dafs der Offerent die auf- 
gelegte Vorſchrift geleſen hat und ſich derſelben vollinhaltlich unter— 
wirft. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebeuen 
Form ansgejtattete Offerte, oder auf ſolche, welche auf einen 


geringeren Betrag als den vom Gemeinderathe beſchloſſenen 


Minimalpreis lauten, wird keine Rückſicht genommen. 
Der Gemeinderath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes 
der Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 


ſämmtlichen Offerenten, aber auch die Ablehnung ſämmtlicher Offerte 


vorbehalten. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 5. April 1892. 13 
3. 63891 | 
V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für 
den Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der 
Rueppgaſſe im II. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
1596 fl. 51 kr. und 200 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 


k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 19. April d. J., präciſe 


um 10 Uhr vormittags im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 
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Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im | Offertverhandlung, ſowie die 1 Wahl unter den 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 
einſehen. | N Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt und Reſidenzſtadt 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen Wien, am 1. April 1892. 2.—3 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar, mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung Ad M.⸗Z. 47045 ex 1892. 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe IV. 590. 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 5 | 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verfiegelt — 


zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, (Offertausſchreibung.) 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa Wegen Vergebung der Demolierung des ſtädtiſchen Hauſes 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗-Commiſſion zu Or.⸗Nr. 19, Feldgaſſe XVIII. Bezirk, Conſer.⸗Nr. 42, Grundb.⸗ 


übergeben. Einl. 102 in Währing wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen und Reſidenzſtadt Wien am 13. April d. J., prütiſe um 10 Uhr 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. vormittags im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp, 
Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält schriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 


ſich der Magiſtrat vor. Bu Unternehmungsluſtige können den Plan und die Bedingniſſ 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts- 
Wien, am 4. April 1892. 13 ſtunden einſehen. 
Da DL a : 2 . 1 S e 5 0 fro. 
8. 32849 Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 


iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 2. April 1892. 2—3 


VII. | 
Kundmachung. 

(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Lieferung der Hydranten, Ständer 
und Radabweiſer für die Umgeſtaltung der gegenwärtig in den 
Bezirken I bis IX in Wien beſtehenden, nach dem Syſteme der 
Kaiſer Ferdinands⸗Waſſerleitung conſtruierten Feuerhydranten in 
ſolche, welche nach dem Syſteme der Kaiſer Franz Joſefs-Hoch— 
quellen⸗Waſſerleitung conſtruiert ſind, mit der Koſtenanſchlagsſumme 
von 3420 fl. 60 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am Dienstag den 19. April d. I., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Stadler, im neuen Rathhanſe, Mezzanin, eine öffentliche ſchrift— 
liche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die 
Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. | allerhöchſten Vermählung Sr. k. u. k. apoſtol. Majeſtät Frauz 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen Joſef I., Kaiſers von Oſterreich errichteten Heirats-Ausſtattungs⸗ 
Hauptcaſſa gegen Erlag von zehn Kreuzern bezogen werden. ſtiftung Ahe die Zinſen zur Ausſtattung einer armen, geſitteten, 


M.⸗Z. 66873 
ex 1892 


Kundmachung. 
(Heirats-Ausſtattung.) 
Aus der von der Gemeinde Ober-Döbling anlässlich der 


Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der Original- vormals nach Ober-Döbling zuständigen Braut zur Verleihung. 
Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, beziehungsweiſe Dieſe Ausſtattung ſoll am 24. April jeden Jahres verliehen 
zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exemplares beigedruckte und nach urkundlicher Erbringung des Beweiſes über die geſetz— 
Erklärung entſprechend auszufüllen und mit einer 50 kr.⸗Stempel⸗ mäßig geſchloſſene Ehe ausbezahlt werden. 
marke per Bogen verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. Die in dieſem Jahre zur Verleihung gelangenden Intereſſen 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, betragen 30 fl. 20 kr. ö. W. 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaffa Diejenigen, welche auf dieſe Stiftung Anſpruch erheben wollen, 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu haben ihre mit den nöthigen Behelfen verſehenen Geſuche bis 
übergeben. | längſtens 20. April 1892 im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen zu überreichen, da auf ſpäter einlangende Geſuche keine Rückſicht 
Vadium nicht verſehene, oder nicht in der vorgeſchriebenen Form genommen werden kann. 
ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. Vom Wiener Magiſtrate 

Auch finden nur die Offerte von gewerbebehördlich berechtigten am 4. April 1892. 1-3 
Geſchäftsleuten Berückſichtigung. 5 


814 


ALK 


M.⸗Z. 66874 ex 1892 


X. 
Kundmachung. 


(Heirats⸗Ausſtattung.) 


Aus der von der Gemeinde Ober-Döbling anläſslich der 
Vermählung Ihrer k. u. k. Hoheit der Frau Erzherzogin Giſela 
mit Sr. königl. Hoheit dem Prinzen Leopold von Bayern 
errichteten „Giſela⸗Heirats⸗Ausſtattungsſtiftung“ kommen die Zinſen 
zur Ausſtattung einer unbemittelten, wohlgeſitteten, vormals nach 
Ober⸗Döbling zuſtändigen Braut ohne Rückſicht auf die Confeſſion 
zur Verleihung. 

Dieſe Ausſtattung ſoll womöglich am 20. April ausbezahlt 
werden, wenn der urkundliche Beweis über die geſetzmäßig geſchloſſene 
Ehe geliefert wird. 

Die in dieſem Jahre zur Verleihung gelangenden Intereſſen 
betragen 42 fl. ö. W. 

Diejenigen, welche auf dieſe Stiftung Anſpruch erheben 
wollen, haben ihre mit den nöthigen Behelfen verſehenen Geſuche 
bis längſtens 20. April 1892 im Einreichungsprotokolle des 
Magiſtrates zu überreichen, da auf ſpäter einlangende Geſuche 
keine Rückſicht genommen werden kann. 

Vom Wiener Magiſtrate 
am 4. April 1892. 


8. 52481. 
XIV. 


Kundmachung. 


(Verwendung zweiräderiger Wagen, ſog. Cabs.) 


Um die Verunreinigung der Straßen und Plätze Wiens in 
Folge Verwendung der zweiräderigen Wagen, ſogenannte Cabs, 
hintanzuhalten, wird im Sinne des § 93 des Gemeindeſtatuts 
für Wien vom 19. December 1890, L.⸗G. und V.⸗Bl. Nr. 45, 
angeordnet, dajs die zur Verwendung gelangenden Cabs derart 
hergeſtellt ſein müſſen, daſs das Herabfallen des Materials während 
der Fahrt vermieden wird. 

Die Bauführer, ſowie die Unternehmer von Demolierungs⸗ 
und Erdabgrabungs-Arbeiten haben von der beabſichtigten Ver— 
wendung dieſes Fuhrwerkes unter Namhaftmachung des betreffenden 
Fuhrwerksbeſitzers vor Inang riffnahme der Materialabfuhr dem 
magiſtratiſchen Bezirksamte jenes Bezirkes, von welchem aus die 
Verführung erfolgt, im kurzen Wege die Anzeige zu erſtatten, 
und wird denſelben ſodann die Fahrroute, an welche ſich die 
Cabsführer ſtrenge zu halten haben, vorgeſchrieben werden. 

Uebertretungen dieſer Anordnung werden mit Geldſtrafen 
bis zum Betrage von 200 fl. ö. W. oder Arreſt bis zu 14 Tagen 
geahndet. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichsh aupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 26. März 1892. 33 
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